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esehblatt
für das

HeezogLHZLM DlderrbZsvg.
- ^ >L8MS-

XXV. Band. (Ausgcgeben den3. Januar 1880.) 40. Stück.

Inhalt:
74 . Bekanntmachung des Staatsministeriuins vom 29 . Dccember

1879 , betreffend Zollvergütung für die speziell nicht nachweis¬
baren eisernen Materialien in Seeschiffen.

.M 74.
Bekanntmachung des Staatsmintsteriums , betreffend Zollvergütung sür

die speziell nicht nachweisbaren eisernen Materialien in Seeschiffen.
Oldenburg , 1879 Decbr . 29.

Nachdem an die Stelle der durch die Bekanntmachung
des Staatsministeriums vom 24. Juli 1874 im Gesetzblatt
für das Herzogthum(Bd. 23 S . 177) unter Anl. L. ver¬
öffentlichten Nachweisung der den Erbauern von Seeschiffen
je nach deren Tragfähigkeit für die nicht speziell nachweisbaren
Eisenbestandtheile höchstens zu bewilligenden Zollvergütung
zufolge Bnndesrathsbeschlusses vom 3. d. M. eine nach Maaß-
gabe der jetzt geltenden Zollsätze umgerechnete Nachweisung
getreten ist, wird solche Nachweisung hiermit im Nachstehen¬
den zur allgemeinen Kunde gebracht.

Oldenburg, 1879 Decbr. 29.
Staatsmiillsterilill!.

Departement der Murriyen.
N nhstra t.

Vö deker.
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Nachweisung
der

den Erbauern von Seeschiffen je nach deren Tragfähigkeit für
die nicht speziell nachweisbaren Eisenbestandtheile höchstens

zu bewilligenden Zollvergütung.

Brutto-Ramngehalt der See¬
schiffe in Kubikmeter.

Betrag
pro Kubikmeter

des
Raumgchaltes

^ j Z)

Differenz
pro

Kubikmeter

h

Für Schiffe bis zu
200 Kubikmeter incl. 47

-

300 >, — 45 '/. « ^/iooo
400 , — 44 15//1000
500 >, — ^̂/>ooo
600 „ .. — 41 «/ro ^L000
700 ,, — 4I '/.o 7//1000
800 ,, — 40 »/. o 7,o«o
900 t» —

39  Vio 7rvoo
1000 u — 39 '/rooo
1100 ,, -— 38 /̂, „ b/iovo
1200 I» — 38 ^/rvoo
1300 u — 37- 1, 0/1000
1400 — 37 ^/iooo
1500 ,, — 36 b,jo ^/rooo
1600 k, „ — 36 5//10V0
1700 u — 35 -/. „ ^/iooo
1800 ,» — 35 ^/i «oo
1900 „ — 34b/. o ''/looo
2000 „ — 34 b/. ooo
2100 — 33 ',.o ^/ivoo
2200 „ „ — 33»/. 0 ^/rooo
2300 „ — 33 /̂. o b/iovo
2400 „ n — 32«/, 0 ^/ivo«
2500 sf tt — 32 /̂, 0 3//1000
2600 „ — 32 /̂. o b/. ooo
2700 — 31 /̂. o ! b/. 000
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Brutto -Raumgehalt der See¬
schiffe in Kubikmeter.

Be
Pro Ku

d
Raum!

rag
ntmeter
es
zeh altes

Differenz
Pro

Kubikmeter.

h

Für Schiffe bis zu
2800 Kubikmeter incl. 31 »/. , '/ . voo2900 — 31 ' /. , 3//looo3000 — 31 3//, ana3100 — 30 «/. , 2//10003200 » tt — 30 »/. o 2//10003300 — 30ch. „ 2//iooy3400 — 30 ' /. , 2//looo3500 — 30 2//IOÜ03600 ,, — 29 «/,, 2//10003700 — 29 »/. , 2//10603800 » »» — 29 /̂. , 2//100Ü3900 ,, „ — 29 ' /,, ^/looo4000 " ,1 — 29 ^looo

Anmerkungen.

1. Die vorstehenden Sätze gelten für eisenfest  erbaute
Schiffe und werden bei kup fersest  erbauten Schiffen,
wenn das dazu verwendete Stangenkupfer oder Messing
zollfrei abgelaffen ist , um 5 ' /^ Pfennig Reichsmünze
für den Kubikmeter ermäßigt.

2. Für Schiffe von einer Größe , welche zwischen je zwei
der in vorstehender Tabelle aufgeführten Zahlen fällt,
ist der Bergütungsbetrag pro Kubikmeter mit Hülfe der
Differenzen an der entsprechenden Stelle proportional zu
berechnen.

Beispiel:

Die Vergütung pro Kubikmeter für ein Schiff von
1025 Kubikmeter berechnet sich, da die Differenz *



558

zwischen 1000 und 1100 Kubikmeter Pfennig
betxägt , auf

39 Pfennige — 25 X ^ oo« Pfennig -- -
38 ^ ' ^ gog Pfennig pro Kubikmeter.

3 . Bei den Endresultaten gelten Bruchpfennige , wenn der

Bruch mehr als V2 Pfennig beträgt , als volle Pfennige;
entgegengesetzten Falls bleiben sie außer Ansatz.

§
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Gesetzblatt
für das

Oerzogthurn Oldenburg.
- ^ LL-Lrd-

XXV. Band. (Ausgegeben den9. Januar 1880.) 41. Stück.

Inhalt:
.-VÜ, 75 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 27. December

1879, betreffend das Regulativ über die Steuerfreiheit des
Branntweins zu gewerblichen Zwecken.

^ 75.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das Regulativ über

die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Zwecken.
Oldenburg , den 27. December 1879.

Zur Ausführung des Gesetzes vom 19. Juli 1879,
betreffend die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerb¬
lichen Zwecken(Reichs-GesetzblattS. 359), hat der Bundes¬
rath in seiner Sitzung vom 33. December 1879 beschlossen:

1. das nachstehende Regulativ, betreffend die Steuer¬
freiheit des Branntweins zu gewerblichen Zwecken,
zum1. Januar 1880 mit der Wirkung in Geltung
zu setzen, daß alle bis dahin geltenden Bestimmun¬
gen über die Steuerfreiheit des Branntweins zu
gewerblichen Zwecken in Wegfall kommen;

1
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2 . die Rückvergütung der Branntweinsteuer bei der

Ausfuhr von Essigsprit in das Ausland vom

1. Januar 1880 an nicht mehr stattfinden zu lassen,

jedoch mit der Maßgabe , daß dieselbe noch für den

aus versteuertem Branntwein bereiteten Essig ge¬

währt werden kann , welcher

a ) vom Händler bis zum 10 . Januar 1880,

d ) von dem Fabrikanten des Esfigsprits bis zum

Ablauf desjenigen Tages , an welchem zuerst

Branntwein zur Essigbereitung für ihn denatu-

rirt wird , jedenfalls aber vor dem 1. Februar

1880,

zur steueramtlichen Revision und Verschlußanlage gestellt

und bis zum 1. April 1880 ausgeführt wird.

Oldenburg , 1879 December 27.

Staatsministerium.

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Bödeker.



Regulativ,
betreffend

die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerb¬
lichen Zwecken.

(Z. 1 des Gesetzes vom 19 . Juli 1879 , Reichs -Gesetzblatt S . 259 .)

A . Allgemeine Bestimmungen.

8. 1-
Für Branntwein , welcher innerhalb des Gebiets der

Branntweinsteuergemeinschaft zu gewerblichen Zwecken Ver¬
wendung findet , wird eine Vergütung der Steuer nach dem
bei der Branntweinausfuhr geltenden Satze unter den nach¬
stehenden Bedingungen und Koutroleu gewährt.

8- 2-
Steuerfreier Branntwein darf zu allen gewerblichen

Zwecken, ausgenommen die Bereitung von
1. Seifen,
2 . Parfümerien,
3. alkoholhaltigen Fabrikaten , welche zum menschlichen

Genuß dienen oder dienen können,
verwendet werden.

Die hauptsächlichsten der demgemäß nach dem zeitigen
Stande der Fabrikation zur Steuerfreiheit zugelafsenen,
beziehentlich davon ausgeschlossenen Gewerbe sind in
Anlage angegeben.

8 - 3.

Die Bewilligung der Steuervergütung ist dadurch be¬
dingt , daß der Branntwein zuvor denaturirt d. h . zum

2
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menschlichen Genuß untauglich gemacht worden ist . Die

Denaturirung erfolgt durch Vermischung mit 10 Prozent

Holzgeist , soweit nicht im Z. 24 für bestimmte Gewerbe eins

andere Vermischung zugelassen ist.

Fabrikanten , welche zu ihren Erzeugnissen theils mit

10 Prozent Holzgeist denaturirten (methylirten ) , theils in

anderer Weise denaturirten Branntwein verwenden , müssen

die betreffenden Fabrikationen in getrennten Lokalitäten be¬
treiben.

8 . 4.

Personen , welche wegen Zuwiderhandlungen gegen dis

Abgabengesetze bestraft worden sind , können die in diesem

Regulativ vorgesehenen Vergünstigungen (ZZ. 9 , 11 , 14,

16 , 25 ) versagt , beziehentlich wieder entzogen werden.

Z. Besondere Bestimmungen.
I . Steiiervergütnng für den mit 10 Prozent Holzgeist

denaturirten Branntwein (methylirten Branntwein ) .

8- s.
Die Denaturirung kann entweder für den Gewerb-

treibenden selbst oder für eine Person geschehen, welcher die

Erlaubniß zum Verkaufe von denaturirtem Branntwein er-

theilt worden ist.
Z. 6.

Als Denaturirungsmittel darf nur solcher Holzgeist
verwendet werden , welcher von der Steuerbehörde bei der

in der Holzgeistfabrik vorzunehmenden Prüfung als geeignet
anerkannt ist und seitdem bis zur Vermischung unter steuer¬

amtlichen Verschlüsse gestanden hat . Bei der Prüfung ist

nach der Anleitung in Anlage 8 unter Ziffer I zu ver¬
fahren . Zur Verschlußaulegung werden nur Gefäße von

Glas oder Metall zugelassen.
Im Falle einer Verschlußverletzung kann das Haupt-

zoll (steuer )amt die Verwendung des Inhalts des betreffenden
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Gefäßes zur Branntweindenatunrung gestatten , wenn die
Verletzung als eine durch Zufall herbeigeführte anzusehen
ist und die auf Kosten des Gewerbtreibeuden oder Händlers
vorgenommene Prüfung die Ueberzeugung gewährt , daß
Holzgeist von vorschriftsmäßiger Beschaffenheit vorliegt.

Fabrikanten , welche die Bereitung von Holzgeist zur
Branntweindenatunrung betreiben wollen , haben dem Haupt¬
amt , in dessen Bezirk die Fabrik belegen ist , hiervon zuvor
Anzeige zu machen . Den Steuerbeamteu ist der Zutritt
zu den Fabrikationsräumen gestattet . Der Fabrikant ist
verpflichtet , die Fabrikations - und Geschäftsbücher , welche
auf die Herstellung und Versendung von Holzgeist Bezug
haben , den Oberbeamten der Steuerverwaltuug auf Erfor¬
dern jederzeit zur Einsicht vorzulegen . Ferner hat derselbe
zur Vornahme der amtlichen Prüfung des Holzgeistes einen
geeigneten Raum und die erforderlichen Geräthe und
Materialien zu stellen , auch die nöthigen Hülfsdienste zu
leisten oder leisten zu lassen.

s . 7.

Branntwein , welcher einen Alkoholgehalt von weniger
als 80 Prozent Tralles hat , auch parfümirter oder sonst
versetzter Branntwein ist von der Denatnrirung ausgeschloffen.

Die geringste auf einmal zur Denaturirung zu stellende
Menge Branntwein besteht in einem Hektoliter , wenn die
Denaturirung unmittelbar für den betreffenden Gewerb-
treibendeu geschehen soll , in fünf,  wenn der Händler
(A. 5 ) sie beantragt.

Der Branntwein muß in Gebinden , an welchen sich die
eichamtlich eingebrannte Angabe des Taragewichts befindet,
zur Denaturirung gestellt werden.

Zn jedem in Branntwein enthaltenen Liter absoluten
Alkohols ( 100 Prozent Tralleö ) ist mindestens 0, , Liter
Holzgeist hinzuzufügen , mithin zu 100 Liter 90prozentigen
Branntwein mindestens 9 Liter Holzgeist.

2 *
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8- 8.
Die Denaturirung ist in Gegenwart zweier Steuerbeamten,

von denen der eine in der Regel ein Oberbeamter sein muß,
und auf Antrag des Gewerbetreibenden oder Händlers, soweit
thunlich, in dessen Geschäftsräumen vorzunehmen.

Derjenige, welcher die Denaturirung beantragt, hat in
jedem Falle das Denaturirungsmittel zu stellen, für die nach
dem Ermessen der Steuerbehörde nöthigen Geräthe und
Hülfslcistungen zu sorgen, auch sämmtliche Kosten der Dena¬
turirung zu tragen.

Für die amtliche Ueberwachnng der Denaturirung in
den Gewcrbs- oder Geschäftsräumen des Antragstellers kann
von dem letzteren eine Gebühr gefordert werden, welche jedoch
den Satz von 3 Mark für den Tag und den Beamten nicht
übersteigen darf.

8- 9.
Wer für ein von ihm betriebenes Gewerbe Branntwein

denaturiren lassen will, hat bei dem Hauptamt, in dessen
Bezirke die Gewerbsanstalt liegt, die Gewährung der Steuer-
Vergütung auf je ein Kalenderjahr schriftlich zu beantragen
und dabei sowohl die Art der Verwendung des Branntweins
als auch die voraussichtliche Vcrbrauchsmenge, letztere nach
Litern absoluten Alkohols, desgleichen den Ort der Lagerung
des denaturirten Branntweins anzugeben. Die Lagerung
darf , vorbehaltlich der vom Hauptamt bei nachgewiesenem
Bedürftiiß zu gestattenden Ausnahmen, nur außerhalb der
Verwendungsräume stattfinden.

Das Hauptamt crthcilt im geeigneten Falle einen Zu¬
sageschein für längstens je ein Kalenderjahr.

8- 10.
Der Zusageschein muß insbesondere enthalten:

1. die Festsetzung der höchsten Menge , bis zu welcher
in dem Jahre Branntwein auf Antrag des Gewerbe¬
treibenden dcnaturirt werden darf;
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2 . die jederzeit widerrufliche Zusage der Steuervergütung
für den bis zur Höchstmenge vorschriftsmäßig denn»

turirten Branntwein;
3 . die Verpflichtung des Gewerbetreibenden,

n ) den denatnrirten Branntwein ausschließlich an
dem angemeldeten Orte und in geeichten Ge¬

binden (Z. 7 ) zu lagern,
b) denselben nach Einbringung in dieVerwendungs-

ränme nicht ohne Genehmigung der Steuer¬
behörde daraus wieder zu entfernen,

v) denselben weder zu veräußern noch anders als
in der angegebenen Art zu verwenden;

4 . die erforderlichen Vorschriften wegen Anordnung be¬
sonderer Kontrolen.

Als Muster des Zusagescheins dient Anlage 0 unter

Ziffer I.

8. 11.

Dem Gewerbetreibenden , welcher seinen Bedarf an dena-

turirtem Branntwein beim Händler (ß . 14 ) oder Kleinhändler

(tz. 16 ) aukaufen will , crtheilt auf seinen Antrag im geeig¬
neten Falle das Hauptamt für längstens je ein Kalenderjahr
einen auf Widerruf lautenden Berechtigungsschein (An¬

lage 0 unter Ziffer II ) , in welchem die höchste , diesem Ge¬
werbetreibenden zu verkaufende Jahresmenge an denaturirtem

Branntwein bestimmt wird . Für den Antrag sind die be¬

züglichen Vorschriften des A. 9 maßgebend , doch ist eine An¬
meldung des Lagerungsortes des denatnrirten Branntweins

nicht erforderlich.

8- 12.

Erweist sich die im Zusage - oder Berechtigungsscheine

(ZA. 10 und 11 ) bewilligte höchste Branntweinmenge als

unzureichend , so kann das Hauptamt dieselbe auf Antrag des
Gewerbetreibenden erhöhen.
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8- 13-
Gewerbetreibende, die neben demjenigen Gewerbe, für

welches sie den Zusage- oder Berechtigungsschein erhalten
wollen, ein Gewerbe betreiben, in welchem Branntwein ohne
Anspruch auf Steuervergütnng verwendet wird (z. B . Likör¬
fabrikation), sind auf Erfordern auch gehalten, die verschiede¬
nen Gewerbe in völlig getrennten Räumen zu betreiben.

8- 14.
Personen, welche Branntwein zum Verkaufe denaturiren

lassen wollen, haben bei dem Hauptamt, in dessen Bezirk sie
ihr Geschäft betreiben, schriftlich die Erlaubniß zu beantragen,
den denatnrirten Branntwein an die von der Steuerbehörde
zum Bezüge desselben zugelassencn Gewerbetreibenden(K. 11)
und Kleinhändler(Z. 16) verkaufen zu dürfen, und dabei den
Ort der Lagerung des deuaturirten Branntweins anzugeben.

Vom Hauptamt wird im geeigneten Falle ein jederzeit
widerruflicher Erlaubnißschein  auf längstens je ein Ka¬
lenderjahr ertheilt.

8- 15-
Der Erlaubnißschein mnß insbesondere enthalten:

1. die Zusicherung der Steuervergütnng für den auf
Antrag des Händlers vorschriftsmäßig denaturirten
Branntwein;

2. die Verpflichtung, den denatnrirten Branntwein nur
an dem angemeldeten Ort und in geeichten(Z. 7)
Gebinden zu lagern, auch denselben nur an Gewerbe¬
treibende(K. 11) oder Kleinhändler(Z. 16) , welche
sich als dazu berechtigt ausgewiesen haben, zu ver¬
kaufen;

3. die erforderlichen Vorschriften wegen Anordnung be¬
sonderer Kontrolen.
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Als Muster des Erlaubnißscheins dient Anlage 6
unter III.

8- 16.
Wer mit denaturirtem Branntwein Kleinhandel betreiben

will, hat hierzu bei dem Hauptamt, in dessen Bezirk erwähnt,
unter Angabe des zur Lagerung des dcuatnrirten Branntweins
bestimmten Raumes schriftlich die Genehmigung nachzusuchen.
Letztere ist, und zwar nach dem Muster 0 IV, auf längstens
je ein Kalenderjahr zu ertheilcu, wenn ein örtliches Bedürfniß
nachgewiescu wird, der Nachsuchende unbescholten ist, weder
Brennerei noch Handel mit Spirituosen betreibt, und wenn
der angemeldete Lagerraum als geeignet erscheint.

8- 17.
Der Händler darf nicht weniger als je 20 Liter an

einen Kleinhändler und nicht weniger als je 10 Liter an
einen Gewerbetreibenden verkaufen.

Der Kleinhändler darf nicht mehr als 3 Hektoliter dena-
turirten Branntwein auf Lager haben und nicht in kleineren
Einzelmengen als 2 Liter verkaufen.

8- 18-
Bei dem Verkauf von denaturirtem Branntwein an

Gewerbetreibende haben die Händler und Kleinhändler die
verkaufte Menge, unter Beifügung ihres Namens und des
Datums, jedesmal auf dem Berechtigungsscheine(Z. 11) zu
vermerken, auch dürfen sie den Gewerbetreibenden denaturirten
Branntwein über die Gesammtmenge hinaus, auf welche der
Berechtigungsschein lautet, nicht verabfolgen. Statt der An¬
schreibungen in dem Berechtigungsschein können Kuponbücher
zugelassen werden.

8- 19.
Gewerbetreibenden, welche sich im Besitz eines Zusage-

scheins oder Berechtigungsscheins(W. 9 und 11) befinden,
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ist der Handel oder Kleinhandel mit denaturirtem Brannt¬
wein nur ausnahmsweise , und dann nur unter den von der
Steuerbehörde besonders zu treffenden Bestimmungen zu ge¬
statten.

8- 20.

Die Gewerbetreibenden und Händler (ß . 14 ) haben jede
beabsichtigte Denaturirung von Branntwein der Bezirkshebe-

V / stelle mittelst eines Formulars nach Muster O 1 anznmelden.
^ Bei Ueberwachung der Denaturirung müssen die Steuer¬

beamten namentlich auch darauf achten , daß die Beschaffenheit
des Branntweins den Anforderungen des Z. 7 Abs . 1 ent¬
spricht , daß der zur Denaturirung gestellte Branntwein nicht
bereits denaturirt war und daß eine gründliche Vermischung
des Denaturirungsmittels mit dem Branntwein durch Um¬
rühren bewirkt wird.

Falls durch die Vornahme der von einem Gewerbe¬
treibenden angemeldeten Denaturirung die zugelassene höchste
Jahresmenge (ZZ. 10 und 11 ) überschritten werden würde,
ist die Anmeldung zurückznweisen , beziehentlich die Denaturi¬
rung auf die entsprechend geringere Branntweinmenge zu be¬
schränken.

Auch kann das Hauptamt die Denaturirung einstweilen
versagen , wenn die Größe des bei dem Gewerbtreibenden
oder Händler vorhandenen Bestandes an denaturirtem
Branntwein und der bisherige Umfang der Verwendung
beziehentlich des Verkaufs eine weitere Denaturirung zur
Zeit als nicht im Bedürfniß liegend erscheinen lassen.

8- 21.

Die Gewerbtreibenden und Händler , welche Brannt¬
wein denaturiren lassen , haben über den Zugang und Ab¬
gang an denaturirtem Branntwein ein Kontobuch zu füh-
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ren, und zwar dis ersteren nach dem Muster L 1, die
letzteren nach dem Muster L 2. Vierteljährlich ist ein Ab¬
schluß des Kontobuchs, nach Muster 1?, aufzustellen und
dem Hauptamt einzureichen.

Von den Kleinhändlern mit denaturirtem Branntwein
wird ein Kontobuch nach Muster L 3 geführt.

Das Kontobuch, desgleichen der Zusageschein, Berech¬
tigungsschein, Erlaubnißschein oder die schriftliche Genehmi¬
gung des Kleinhandels (tzß. 9, 11, 14, 16) müssen an der
von der Steuerbehörde bestimmten Stelle der Gewerbs- oder
Geschäftsräume aufbewahrt und zur Einsicht der revidiren-
den Steuerbeamten bereit gehalten werden.

§. 22.

Die Beamten der Steuerverwaltung sind befugt, jeder¬
zeit die zur Herstellung und Aufbewahrung des denaturir-
ten Branntweins, beziehentlich die zur Aufbewahrung des
Holzgeistes dienenden Räumlichkeiten der Gewerbtreibenden,
Händler und Kleinhändler, sowie diejenigen Gewerbs- oder
Geschäftsräume, in welchen die Verwendung beziehentlich
der Verkauf des denaturirten Branntweins stattfinden soll,
zu besuchen, die Vorräthe an solchem Branntwein, sowie an
Holzgeist zu revidiren, auch Proben davon zu entnehmen.

Die Gewerbtreibenden, Händler und Kleinhändler sind
verpflichtet, bei den Revisionen die n-öthigen Hülfsdienste zu
leisten oder leisten zu lassen und auf Erfordern den Be¬
stand an denaturirtem Branntwein nach näherer Anweisung
der Steuerbehörde zu deklariren, ebenso ist den Beamten
jede über den Gewerbs- oder Geschäftsbetrieb verlangte
Auskunft zu ertheilen, sowie den Oberbeamten der Steuer¬
verwaltung auf Erfordern Einsicht in die Fabrikations- oder
Geschäftsbücher, Fakturen u. s. w. zu gewähren.

Bei den Gewerbtreibenden und Händlern, welche Brannt- ,
wein denatnriren lassen, soll jährlich mindestens ein Mal
eine vollständige Bestandesaufnahme der Vorräthe an dena-
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turirtem Branntwein durch die Steuerbehörde stattfinden.
Bei Abweichungen des Jstbestandes vom Sollbestande bis
zu 10 Prozent kann nach Ermessen des Hauptamts , welchem
in allen Fällen die anfgenommene Verhandlung vorznlegen
ist, von Einleitung eines Strafverfahrens abgesehen werden.

. 23.

Die Tteuerstelle hat über die Denaturirnng von Brannt-
/ wein ein Register nach dem Muster 6 zu führen , dasselbe

vierteljährlich abzuschließen und nebst den Denaturirungs-
/ Anmeldungen dem Hauptamt einzureichen.

Außerdem ist bei der Steuerstelle die Gesammtmenge
des für jeden Gewerbtreibenden und Händler denaturirten
Branntweins in Vierteljahrsabschnitten mittelst fortlaufen¬
der Anschreibung nachzuweisen.

Das Hauptamt führt über die erkheilten Zusage - , Be-
rechtignngs - und Erlaubnißscheine , sowie über die gewährten
Genehmigungen des Kleinhandels mit methylirtem Brannt-

^ / ^ wein (§Z. 9 , II , 14 , 16 ) ein Notizbuch nach Muster 8,
und stellt vierteljährlich eine Liquidation über die zu zah¬
lende Steuervergütung nach dein Muster auf.

Soweit nicht die obigen Bestimmungen eine Aenderung
bedingen , erfolgt die Registersührung der Amtsstellen , sowie
die Liquidation und Anweisung der Steuervergütungeu nach
den bezüglichen Vorschriften für die Branntweinausfuhr.

II . Steuervergiitung für den mit weniger als 10 Prozent
Holzgeist oder mit anderen Stoffen denaturirten

Branntwein.

8 - 24.

Die Steuervergütung für Branntwein , welcher anders
als mit 10 Prozent Holzgeist deuaturirt ist, wird gewährt:



oen Fabrikanten
1. von Farblacken für

Tapeten,
2. von Zünthütchen,
3. von Chemikalien,

4. von Essig,

für Branntwein zur Herstellung

der Farblacke,
des Knallquecksilber -Z,
a) der Alkaloide,

k)> der als Arzneimittel gebrauchten
Extraktivstoffe , wie Ja-
lappenharz und Skammonium,

o) des Chloroforms , >
des Jodoforms , /
des Aethers ( Schwefel - ?

äthers ) und 1
des Chloralhydrats , !

ä ) des Kollodiums , i
des Hoffmanusgeistes , 1

(spiritus sulkurioo uetderius ), I
des  Tannins,
der Salicylsäure und
der salicylsauren Salze,

des  Essigs,

nach Vermischung

mit  5 Prozent Holzgeist;
mit 5 Prozent Holzgeist;
mit 5 Prozent Holzgeist oder

V-  Prozent Terpentinöl
oder 0,o-s Prozent Thieröl;

mit '/- Prozent Terpentinöl;

mit 0,o-s Prozent Thieröl;

mit 10 Prozent Schwefeläther;

mit 300 Prozent Wasser und
100 Prozent Essig von
6 Prozent Gehalt an Essigsäure
(Essigsäurehydrat).
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Den Fabrikanten , welche Essig vorwiegend zu einem
Gehalt voir mindestens 8 Prozent an Essigsäure (Essigsäure-
Hydrat ) bereiten , kann seitens der Direktivbehörden gestattet
werden , den Branntwein mit einer geringeren Menge als
300 Prozent Wasser , jedoch nicht weniger als 100 Prozent,
zu vermischen.

Zu den Fabrikanten von Essig sind auch die Fabri¬
kanten von Bleiweiß und essigsauren Salzen zu rechnen,
welche zur Herstellung der bezeichneten Fabrikate Essig be¬
reiten.

8 . 25.

Auf die Fälle des Z. 24 finden im Allgemeinen die in
den ZK. 5 bis 10 , 12 , 13 , 19 bis 23 enthaltenen Vor¬
schriften sinngemäße Anwendung . Doch dürfen Denaturi-
rungen nach Z. 24 nur für die betreffenden Gewerbtrei-
benden selbst und nur in deren Gewerbsräumen vorgenommeu
werden . Auch besteht bezüglich des mit Terpentinöl , Thieröl
und Schwefeläther denaturirten Branntweins nicht die Ver¬
pflichtung zur Aufbewahrung in geeichten Gebinden (Z. 10 ).
Die Prüfung der Denaturirungsmittel geschieht nach der
Anleitung in Anlage L unter Ziffer II.

Z. 26.

Bezüglich der Fabrikanten von Essig werden die nach
Z. 25 geltenden Vorschriften außerdem durch nachstehende
Bestimmungen ergänzt und abgeändert:

1. Den Essigfabrikanten ist gestattet , Branntwein von
geringerer Stärke als 80 Prozent Tralles , und zwar
bis zu 35 Prozent herab , denaturiren zu lassen.

2 . Zur Vornahme der Denaturirung muß in den Ge¬
werbsräumen ein steueramtlich auf nassem Wege
vermessenes und mit einer Vorrichtung zur Ablesung

des Flüssigkeitsstandes versehenes , feststehendes Gefäß
vorhanden sein.



3. In dem Gebäude , in welchem die Essigbereitung
stattfindet , oder in einem abgrenzenden Raume darf
ein Destillirapparat nicht gehalten werden . Aus¬
nahmen sind zulässig für Fabrikanten , welche den
Essig ganz oder theilweise zur Herstellung von Blei¬
weiß oder Bleizucker verwenden oder welche die mit
dem Essig bereiteten essigsauren Salze zu Essigsäure
verarbeiten . In den Fällen einer Ausnahmebewilli¬
gung dürfen die Fabrikanten den denaturirten
Branntwein , das Essiggut und den bereiteten Essig
nur in den der Steuerstelle angemeldeten Räumen
und Gefäßen aufbewahren.

4 . Für die Essigfabrikanten kommen folgende besondere
Formulare zur Anwendung:

Muster v 2 — Anmeldung zur Denaturirung,
Muster L 4 — Kontobuch über Zugang und Ab.

gang von denaturirtem Branntwein.
Die Aufstellung und Einreichung eines vierteljähr¬

lichen Abschlusses des Kontobuchs nach Muster l?
liegt den Essigfabrikanten nicht ob.

0 . Strafbestimmungen.

8 - 27.

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Re¬
gulativs werden , soweit nicht dadurch eine andere Strafe
verwirkt ist , nach Maßgabe der KZ. 3 und 4 des Gesetzes
vom 19 . Juli 1879 , betreffend die Steuerfreiheit des Brannt¬
weins zu gewerblichen Zwecken, zur Bestrafung gezogen.



Anlage

I. Unter den Gewerben, welchen die Steuerfreiheit des
verwendeten Branntweins gewährt werden kann, sind die
hauptsächlichsten:

1. die Lack- und Politurfabrikation;
2. die Gewerbe, welche spiritnöse Auflösungen verwenden,

insbesondere:
die Hutmacherei,
die Holz verarbeitenden Gewerbe, als Tischlerei,

Pianofortefabrikation, Drechslerei, Stock¬
fabrikationu. dergl.,

die Goldleisten- und Rahmenfabrikation,
die Fischbeinfabrikation,
die Korbmacherei,
die Leder verarbeitenden Gewerbe,
die Buchbinderei;

3. die Zuckerfabrikation;
4. die Färberei und chemische Wäscherei;
5. die Theerfarben- (Anilin-, Naphtalin- und dergl.

Farben-) Fabrikation;
6. die Fabrikation von Farblacken für Tapeten;
7. die Zündhütchenfabrikation;
8. die Weberei;
9. die Mineralölfabrikation;

10. die Fabrikation der nachfolgenden Chemikalien:
a) des Chloroforms,
d) des Jodoforms,
o) des Chloralhydrats,
ä) des Aethers(Schwefeläthers),
e) des Kollodiums,
t') der essigsauren Salze, als des Bleizuckers,

essigsauren Kalks, essigsauren Natrons, essig-
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sauren Zinks , essigsauren Baryts , der essigsauren
Thonerde u . s. w . ;

§ ) des Hoffmannsgeistcs,
!,) der sämmtlichen Alkaloide,
i ) der Salicylsüure,

k ) der salicylsauren Salze,
I) des Tannins,

m ) der als Arzneimittel dienenden Extraktivstoffe,
wie Jalappenharz , Skammonium u. dergl . ;

II . die Fabrikation von Essig und Bleiweiß.
II . Zu den Gewerben , welchen die steuerfreie Verwen¬

dung des Branntweins nicht gewährt werden darf , gehören
hauptsächlich:

1 . die Fabrikation von Seifen;
2 . die Fabrikation von Parfümerien;
3 . die Branntwein -Rektifikation;
4 . die Fabrikation von Likören;
5 . die Fabrikation anderer versetzter Branntweine , als:

n ) der zusammengesetzten Acther , z. B . des Essig¬
äthers , Ameisenäthers , Bntteräthers , Rumäthers,
Salpeteräthers , Salzäthers,

d ) der Fruchtäther , z. B . des Ananas - , Aepfel -,
Birnen -, Erdbeeren -, Himbeerenäthers,

v) der Essenzen , z. B . der Arrac -, Cognac -, Rum-
essenz;

6 . die Fabrikation der Tinkturen und spirituösen Extrakte.
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Anlage Sk.

Anleitung
zur

Prüfung der Denaturirungsmittel.

I. Prüfung des Holzgeistes.
Die Prüfung des Holzgeistes geschieht in den Fabriken,

welche denselben Herstellen, und richtet sich auf die folgenden
Eigenschaften:

1. spezifisches Gewicht,
2. Siedepunkt,
3. Mischbarkeit mit Wasser,
4. Mischbarkeit mit Natronlauge,
5. Aufnahmefähigkeit für Brom.
Zu 1. Das spezifische Gewicht des Holzgeistes darf

O,«,o nicht übersteigen, d. h. seine mit einem geeichten Alko¬
holometer nach Tralles zu ermittelnde Stärke darf, nach Re¬
duktion auf Normaltemperatur(12'.g° R.) , nicht geringer
sein als 88 Prozent.

Zu 2. Berliner Destillation von 100 Kubikcentimeter
Holzgeist müssen bis zu einer Temperatur von 60 ° Röaumur
mindestens 90 Kubikcentimeter übergegangen sein. Behufs
Prüfung auf diese Eigenschaft werden in einem von 10 zu
10 Kubikcentimeter graduirten Glasgefäß 100 Kubikcentimeter
Holzgeist abgemessen, in einen metallenen Destillirkolben ge¬
gossen und hier erhitzt. Durch den Stöpsel des Kolbens ist
ein die Temperaturgrade von 58 bis 62 ° Röaumur an-



gebendes Thermometer bis in die Mitte des Kolbens ein¬
gelassen . Durch eine zweite Oeffnnng des Stöpsels geht ein
Glasrohr , welches die im Kolben entstehenden Dämpfe in
einen sogenannten Liebig ' schcn Kühler und von hier den
wieder verdichteten Holzgcist in das graduirte Glasgefäß
zurückführt.

Zu 3 . Der Holzgeist muß mit Wasser gemischt klar
bleiben oder doch nur schwach opalisiren . Behufs Prüfung
auf diese Eigenschaft werden in ein graduirtes Glasgefäß
(wie ' zu 2 ) 20 Kubikcentimeter Holzgeist und ebensoviel Wasser
gegossen und durchgeschüttelt.

Zu 4 . Der Holzgeist darf sich mit Natronlauge nicht
völlig mischen . Behufs Prüfung auf diese Eigenschaft ist
eine Natronlauge zu beschaffen , deren spezifisches Gewicht nach
einem amtlich beglaubigten Aräometer 1,z beträgt . In ein
graduirtes Glasgefäß (wie zu 2) werden 20 Kubikcentimeter
dieser Natronlauge und 10 Kubikcentimeter Holzgeist gegossen
und durchgeschüttelt . Nach einigem Stehenlasseu muß min¬
destens noch 1 Kubikcentimeter Holzgeist ungelöst sein und sich
oberhalb der übrigen Flüssigkeit angcsammelt haben . Eine
unterhalb des 30 Kubikccutimeterstrichs am Glasgefäß an¬
gebrachte Hülfsmarke gestattet die genaue Schätzung der un¬
gelöst gebliebenen Menge.

Zu 5 . Der Holzgcist muß eine gewisse Menge einer
Bromlösung entfärben , welche vor der Beimischung des Holz¬
geistes eine intensiv braunrothe Färbung zeigt . Behufs
Prüfung auf diese- Eigenschaft ist eine Bromlösung herzu¬
stellen , welche aus einem Theile Brom und 80 Theilen
50 procentiger Essigsäure tEssigsäurehydrat ) besteht . Es
werden dann in einen Glaskolben 10 Kubikcentimeter Holz¬
geist und 20 Kubikcentimeter Wasser gegossen und durchs
geschüttelt , hierzu endlich 20 Kubikcentimeter jener Bromlösung
hinzugegeben , worauf die Mischung farblos oder doch nur
schwach gelb gefärbt erscheinen muß.
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II . Prüfung der außer Holzgeist zugelassenen
Denalurirungsmittel.

1. Terpentinöl , Thieröl , Schwefeläther.
Die Prüfung dieser Denaturirungsmittel beschränkt sich

auf die Feststellung des den betreffenden Stoffen eigenthüm-
lichen Geruchs, durch welchen dieselben unzweifelhaft erkannt
werden können.

2. Essig.
Der zur Denatnrirung von Branntwein zu verwendende

Essig muß einen Gehalt von wenigstens 6 Prozent Essig-
säure (Essigsäurchydrat) haben. Behufs Prüfung auf diese
Eigenschaft wird eine Lösung von 1 Gramm Phtalein,
welches die Steuerbehörde liefert, in 500 Gramm Sprit von
mindestens 95 Prozent Trallcs hergestellt und eine unten ge¬
schlossene cylindrischc Glasröhre beschafft, welche zwei Theil-
marken trägt. Die untere begrenzt ein inneres Volumen von
20, die obere ein solches von 30 Knbikcentimctern. Diese
Röhre wird mit dem zu prüfenden Essig bis zur unteren
Thcilmarke gefüllt und dazu ein Tropfen der'Phtaleinlösung
gcthan; hierauf wird so viel Doppelt-Normalnalronlösung
zugegossen, daß die Flüssigkeit die obere Theilmarke erreicht.
Ergicbt sich dann nach Schüttelung eine farblose'Flüssigkeit,
so hat der untersuchte Essig den verlangten Gehalt an Essig¬
säure. Nimmt dagegen die Flüssigkeit eine rothe Färbung
an, so ist der Essig zum Zwecke der Denatnrirung untauglich.
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Anlage S.

L . Muster des Zussgeschems
(Z . 10 des Regulativs ) .

1. Bezüglich methylirten Branntweins.
Znlagelchein Nr.

ans Steuernergütung für methylirten BrMntwein.
Gültig bis 31 . Dcccmbcr 18 . .

Auf Grund und nach Maßgabe des Regulativs , betreffend
die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Zwecken,

wird unter Vorbehalt jed  e rzeltigen Widerrufs (den

Fabrikanten Joh . Gottlieb Grurmert L Co .) zu (Halbcrstadt)
antragsmäßig hierdurch gestattet , (in der Zeit vom 1 . Fe¬

bruar bis 31 . December 1880 ) Branntwein bis zur

Gesalnmtmeuge von (3 600 ) Litern absoluten Alko¬
hols Zwecks  Verwendung (bei der von ihnen betriebenen

Herstellung von Lacken und Polituren)  unter Steucr-
kontrolc mit 10 Prozent Holzgeist  deuaturiren zu lassen

und (denselben ) die Zusage ertheilt , daß ( ihnen ) für den

innerhalb der bezeichnten Höchstmcuge derartig dcnaturirten
Branntwein die Branntweinsteuer nach dem bei der Brannt¬

weinausfuhr geltenden Vergütungssatze erstattet werden soll.

Wie (die) Antragsteller überhaupt die einschlagenden Be¬

stimmungen des Eingangs gedachten Regulativ genau zu be¬

folgen ha (ben ), so ( sind sie) insbesondere verpflichtet,

1 . den dcnaturirten Branntwein ausschließlich an dem

angemeldeten Orte und in Gebinden , welche mit der

cichamtlich eingebrannten Angabe des Taragewichts
versehen sind , zu lagern,
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2 . denselben nach Einbringung in die Verwendungsräume
nicht ohne Genehmigung der Steuerbehörde daraus
wieder zu entfernen,

3 . denselben weder zu veräußern noch anders als zu
(dem ) angegebenen Zweckc (n ) zu verwenden.

Entweder: (Außerdem werden die folgenden besonderen
Kontrolvorschriften ertheilt , deren Ergänzung
und Abänderung nach Bednrfniß Vorbehalten
bleibt ) .

rc. rc.

Oder: (Besondere Kontrolvorschriften werden nach Be¬
dnrfniß Vorbehalten ) .

(Halberstadt ) den (24 . Januar 1880 .)

(Königliches Hauptsteneramt)



2. Bezüglich nicht methylirten Brenntweins.
(Bergl . Z. 24 und 25 des Regulativs ) .

Zusagescheiu Nr . . . . .
aus Steuervergütung sür nicht methylirten Branntwein.

Gültig bis December 18 . .

Auf Grund und nach Maßgabe des Regulativs , be¬
treffend die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen
Zwecken, wird unter Vorbehalt jederzeitigcn Wider¬
rufs (dem Fabrikanten Reumann ) zu (Magdeburg ) antrags-
mäßig hierdurch gestattet , (im Jahre 1880)

u) Branntwein bis zur Gesammtmenge von (5000)
Litern absoluten Alkohols  mit ( '/- Prozent
Terpentinöl)  zur Verwendung (bei der von ihm
betriebenen Herstellung von Alkaloiden ) ,

d) Branntwein bis zur Gesammtmenge von (2 000)
Litern absoluten Alkohols mit (10 Prozent
Schwefeläther)  zur Verwendung (bei der von ihm
betriebenen Herstellung von Kollodium,  Tannin,
Salichlsäure und salicylsauren Salzen)

unter Steuerkontrole deuaturiren zu lassen , und die Zusage
crtheilt , daß (ihm) für den innerhalb der bezeichneten Höchst¬
mengen derartig denaturirtcn Branntwein die Branntwein¬
steuer nach dem bei der Branntweinausfuhr geltenden Ver¬
gütungssatze erstattet werden soll.

Wie (der) Antragsteller überhaupt die einschlagendm
Bestimmungen des Eingangs gedachten Regulativs genau zu
befolgen ha(t), so (ist er) insbesondere verpflichtet,

1. den Branntwein innerhalb der Gewerbsanstalt , in
welcher derselbe verwendet werden soll , deuaturiren
zu lassen und den denaturirtcn Branntwein nur an
dem angemeldeten Orte zu lagern;
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2. den denatnrirten Branntwein nach Einbringung in die
Bcrwendungsränmenicht ohne Genehmigung der
Steuerbehörde daraus wieder zu entfernen;

3. denselben weder zu veräußern, noch anders als zu den
angegebenen Zwecken zu verwenden.

Entweder: (Außerdem werden die folgenden besonderen
Kontrolvorschriften ertheilt, deren Ergänzung
und Abänderung nach Bedürfniß Vorbehalten
bleibt).

Oder: (Besondere Kontrolvorschriften werden nach Bc-
dürfniß Vorbehalten.)

(Magdeburg), den (. )

(Königliches Hauptsteneramt)

Bemerkung zu l . 3. (Zusageschein bezüglich nicht
methylirten Branntweins ) :

Für den Fall, daß Branntwein mit 5 Prozent Holzgeist
denaturirt werden soll, ist in den Schein die Verpflichtung
aufzunehmen, den so denaturirten Branntwein in Gebinden
aufzubewahren, welche mit der eichamtlich eingebrannten An¬
gabe des Taragewichts versehen sind.



LI . Muster des Berechtigungsscheins
(ß . 11 des Regulativs ) .

Berechtigungsschein Nr.

zum Ankauf von methylirtem Branntwein.

Gültig bis zum 31 . December 18 . .

Auf Grund und nach Maßgabe des Regulativs , be¬
treffend die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen
Zwecken , wird antragsmäßig ( dem Möbelfabrikanten C . F.
Müller ) zu (Berlin . . Straße Nr . . )
(für das Jahr 1880 ) , 18 . . , jedoch unter Vorbehalt
jederzeitigeu Widerrufs,  hierdurch die Berechtigung er-
theilt , zur Bereitung von Möbelpolitur methylir-
ten Branntwein  zu verwenden und solchen bis zur
Gesammtmeuge von (120 ) Litern  bei Händlern , wel¬
chen der Verkauf seitens der Steuerbehörde gestattet ist , zu
entnehmen.

(Der ) Antragsteller (ist) verpflichtet , die einschlagenden
Bestimmungen des Eingangs gedachten Regulativs genau zu
befolgen und insbesondere

1. diesen Berechtigungsschein bei jedem Ankäufe von
methylirtem Branntwein dem Händler (zur Vermcr-
kung der betreffenden Menge vorzulegcu,

2 . jeder Veräußerung des angekauften methylirten Brannt¬
weins , desgleichen jeder Verwendung zu einem anderen
als dem angegebenen Zwecke sich zu enthalten.
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Entweder: (Außerdem werden die folgenden besonderen
Kontrolvorschriften ertheilt , deren Ergänzung
und Abänderung nach Bedürfniß Vorbehalten
bleibt ) .

Oder: (Besondere Kontrolvorschriften werden nach
Bedürfniß Vorbehalten ).

(Berlin ) , den (. ).

(Königliches Hauptsteneramt für inländische Gegenstände)

Bemerkung zu II . Berechtigungsschein.

Wenn der Gewerbtrcibcnde ein Kuponbuch (vergl . Z. 17
des Regulativs ) erhalten hat , tritt an Stelle der Bestimmung
unter Ziffer 1 das Folgende:

„1 . bei jedem Ankauf von methylirtcm Branntwein dem
Händler das Kuponbuch vorzulegen und die ent¬
sprechenden Kupons zu übergeben ."



III . Muster - es Erlaubnisscheins
(Z. 15 des Regulativs).

Erlaubnißschrin Nr.
zum Verkauf von methylirtem Branntwein.

Gültig bis zum 31. December 18 . .
Auf Grund und nach Maßgabe des Regulativs, be¬

treffend die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen
Zwecken, wird unter Vorbehalt jederzeitigen Wider¬
rufs (dem Kaufmann Heinz) zu (Cöln) antragsmäßig hier¬
durch die Erlaubniß ertheilt, während des Jahres  18 . .
Branntwein zum Zweck des Verkaufs  unter Steuerkontrole
mit 10 Prozent Holzgeist  denaturiren zu lassen, und
zugleich zugesichert, daß (ihm) für den so denaturirten Brannt¬
wein die Branntweinsteuer nach dem bei der Branntwein¬
ausfuhr geltenden Vergütungsfatze erstattet werden soll.

(Der) Antragsteller(ist) verpflichtet, die einschlagenden
Bestimmungen des Eingangs gedachten Regulativs genau zu
befolgen und insbesondere

1. den denaturirten Branntwein nur au dem angemelde¬
ten Ort und in Gebinden mit eichamtlich eingebrann¬
ter Angabe des Taragewichts zu lagern, auch denselben
nur an solche Gewerbtreibende und Kleinhändler,
welche sich durch Vorzeigung des Berechtigungsscheins
beziehentlich der hauptamtlichen Genehmigungsverfügung
ausgewiesen haben, zu verkaufen, und zwar an erstere
nicht in geringeren Mengen als je 10 Liter, an letztere
nicht in geringeren Mengen als je 20 Liter,

4
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2 . beim Verkauf an Gewerbtreibende jedes Mal die be¬

treffende Menge , und zwar die Zahlen in Ziffern

und Buchstaben , unter Beifügung seines Namens und

des Datums , auf dem Berechtigungsschein zu ver¬

merken beziehentlich die entsprechenden Kupons sich

übergeben zu lassen.

Entweder: (Außerdem werden die folgenden besonderen

Kontrolvorschriften ertheilt , deren Ergänzung

und Abänderung nach Bedürfniß Vorbehalten

bleibt ) .

Oder: (Besondere Kontrolvorschriften werden nach

Bedürfniß Vorbehalten ) .

(Cöln ) , den ( . )

(Königliches Hauptsteueramt für inländische Gegenstände .)



IV . Muster der Genehmigung des Klein¬
handels mit methylirtem Branntwein

(Z. 16 des Regulativs).

Gcnehmigungsversügung Nr. . . . . . ,
betreffend Kleinhandel mit methylirtem Branntwein.

Gültig bis zum 31. Dezember 18 . .

Aus Grund und nach Maßgabe des Regulativs, betreffend
die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Zwecken,
wird antragsmäßig dem. . . . .
zu . . . . .. . .für das Jahr 18 . . hierdurch ge¬
stattet, methylirten Branntwein von den seitens der Steuer¬
behörde zum Handel damit zugelaffenen Personen zwecks
Wiederkaufs anzukaufen.

Der Antragsteller ist verpflichtet, die einschlagenden Be¬
stimmungen des Eingangs gedachten Regulativs genau zu
befolgen und insbesondere

1. den methylirten Branntwein nur in dem äuge«
meldeten Raum zu lagern, auch niemals mehr als
3 Hektoliter auf Lager zu halten,

2. denselben nur an solche Gewerbtreibende, welche sich
durch Vorzeigung des Berechtigungsscheins ausgewiesen
haben, zu verkaufen, und zwar nicht in geringeren
Einzelmcngen als je 2 Liter,

3. auf dem Berechtigungsschein jedesmal die verkaufte
Menge und zwar die Zahlen in Ziffern und Buch¬
staben, unter Beifügung von Datum und Namens-
unterschrist, zu vermerken, beziehentlich die entsprechen¬
den Kupons sich übergeben zu lassen.
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Entweder : (Außerdem werden die folgenden besonderen
Kontrolvorschriften ertheilt , deren Ergänzung
oder Abänderung nach Bedürfniß Vorbehalten
bleibt ) .

Oder: (Besondere Kontrolvorschriften werden nach
Bedürfniß Vorbehalten ).

. . , den.

Haupt ( steuer )amt.



Anlage ir I.

(Holzgeist ), Die Denaturirung soll ( in)
der I

(Unterschrift .)

Regt

er Schwefeläther vorzuuehmenden Denatnrirungen.

och finden bei der Denaturirung mit Terpentinöl,

aut Spalte 14 und 15 bei der Revision ermittelten
i Grunde gelegt.
r die Ausführung der Denaturirung in der Art

bräche mit 1 Liter angesetzt werden.
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Anlage I » I.

Dem (Königlichen Hauptsteueramte)
zu

(Breslau) '

melde(t) (der) Unterzeichnete den umstehend aufgefiihrten Branntwein zur Denaturirung mit(10) Prozent(Holzgeist), Die Denaturiruugsoll (in)
der Hierselbst belegenen Schiffslackfabrik des Unterzeichneten) stattfinden.

(Breslau) den(15. Februar 1880).
(Unterschrift.)

Die Anmeldung ist heute vorgelegt und im Denaturirungs-
Negister unter. eingetragen.

(Breslau) den(16. Februar 1880).

(Königliches Hauptsteueramt.)

(Unterschrift.)

Anleitung.
1. Das Formular dient zur Anmeldung der mtt 10 Prozent Holzgeist, 5 Prozent Holzgeist, Terpentinöl, Thieröl oder Schwcfeläther vorzuuehmendeu Denatnrirnngen.

Mittelst eines Formulars dürfen nur gleichartige Denatnrirnngen angemeldet werden.
Die ersten7 Spalten sind vom Anmelder, die übrigen von den Steuer-Aufsichtsbeamten auszufüllen, doch finden bei der Denaturirungmit Terpentinöl,

Thieröl oder Schwefeläther Einträge in die Spalten 20 bis 24 nicht statt.
2. Zu Spalten 5, 7, 14, 15, 16, 17. Bei Nichtübereinstimmung der in Spalte5 und7 deklarirteu und der laut Spalte 14 und 15 bei der Revision ermittelten

Spiritusmengen werden die kleineren  Mengen nach Spalte 16 und 17 übertragen und der Denaturirung zu Grunde gelegt.
3. Zu Spalte  18. Die.nach dem bezüglichen Prozentsatz berechnete Menge des Denatnrirungsmittelsist für die Ausführungder Denaturirung in der Art

abzurunden, daß
») bei Holzgeist, Schwefeläther und Terpentinöl Literbrüche bis einschließlich0,z mit 0,z Liter, größere Literbrüchemit1 Liter angesetzt werden,
b) bei Thieröl mindestensl/20 Liter in Ansatz kommt und jedes angefangene 1/20 Liter als volles1/2» gilt.

4.  Zu Spalte 23. Brüche bis einschließlich0,z„ bleiben unberücksichtigt, größere werden mit 1 angesetzt.



I . Anmeldung II . Revisionsbefnnd

Lau¬

fende

Ne.

der Gebinde des Branntweins der Gebinde des Branntweins

Marke.
Num¬

mer.

einge¬
brannte
Tara.

Kilogr.

Menge.

Liter.

wahrer
Alkohol¬
gehalt

in Pro¬
zenten
nach

Traktes.

Menge
nach

Litern
absoluten
Alkohols
100 pCt.
dralles ).

Brutto¬

gewicht.

Kilogr.

einge¬
brannte
Tara.

Kilogr.

Netto¬
gewicht

nach Ab¬
zug der

einge¬
brannten

Tara.
Kilogr.

scheinbare
Alkohol¬
stärke in
Prozen¬
ten nach
Trolles.

Tem-
peratur-

grade
nach Rs-

aumur
über oder

unter
Null.

wahre
Alkohol¬
stürke in
Prozen¬
ten nach
Tralles.

Menge.

Liter.

Menge
nach

Litern
absoluten
Alkohols
100 M.
(Tralles ).

l. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 14. 15.

I. ir. n. 791 44 247 95 235 247 41 203 93,. ^ 7 95 249 236,. .

2. 89 13 266 92 245 261 43 218 90,. -f - 7 92 264 242,zs

513 480







III.  Dcnatnrirung unter Stcnerkontrolc.

Es sind vermischt Des Gemisches
Das Darin

Spalte 23
reiner

Branntwein

Bemerk nngcn

der

Branntwein
Menge

Stärke nach dem
Alkoholometer

Gemisch
cn spricht
Liter-

prozcnten
(Spalte 19

X
Spalte 22).

S t cn er ba mt cn,

Menge
(Spalte
14 bezw.

Spalte 5,
Liter.

worin Liter
absoluten
Alkohols

(spalte 15
bezw.

Spalte 7).

mit

(Holzgcist)*

Liter.

(Spalte

>6 und 18)

Liter.

scheinbare
Stärke in
Prozenten

nach Traktes.

Temperatur
grade nach
Räanmnr
über oder

unter Null.

wahreStärü
in Prozenten
nach Traktes

mch Alkohol
Liter¬

prozenten
(vergl.

spalte 17).

insbesondere bezüglich der De-
nalnrirnngsmittcl stttncrlicher

Verschluß der Gesäße, Be¬
schaffenheit der Stoffe.

16. 17. 18. 19. 20. 2l. 22. 23. 24. 25.

247 235,6° 23,° 270,° 93,5 -j- 9 91,5 25 562 23 500 1 Glasballon mit Holzgcist,
264 242,. ° 24,° 288,° 91 9 92 26 542 24 288

laut Faktura von Knhlbaum in
Berlin bezogen und 50 Liter
enthaltend. Steuerlicher Ver¬
schluß1 Blei des Hauptstcner-
amts für inländische Gegen¬
stände Berlin, in gutemZustande
befunden. Ballon mit Rest des
Holzgeistes durch1 Blei wieder
verschlossen.

510 477,°° 48.° 559,o 52 104 47 788

Breslau , den 17. Februar 1880.

1̂ . Ober-Sienerkontrolör. U. X., Steneraussehcr.

*) Bemerkung . Der Platz zur Angabe des Denaturirungsmittels bleibt im Vordruck offen.
5 *
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Anlage I» » .

Dem (Königlichen Hauptsteueramte)
zu

(Breslau)
meldet. . . . . . . Unterzeichnete. den umstehend aufgeführten Branntwein zur Denaturirung durch Vermischung
mit Essig und Wasser.

(Breslau) . den(20. Januar 1880).
(Unterschrift.)

Die Anmeldung ist heute vorgelegt und im Denaturirungs-
Register unter. eingetragen.

(Breslau) den. .

(Königliches Hauptsteueraml.)

Anleitung.
1. Das Formular dient zur Anmeldungder für Essigfabrikanten vorznnehmenden Denatnrirnngen.

Die ersten7 Spalten sind vom Anmelder, die übrigen von dem Steueraufsichtsbeamten auszufüllen.
8. Die Stencraufsichtsbeamten haben jedes Mal lleberzeugung davon zu nehmen, daß das Gestiß, in welchem die Vermischung des Branntweins mit dem Wasser

und Essig vorgenommen werden soll (Regulativ ß. 26 Ziffer 2), entweder leer oder doch nur mit Wasser besüllt ist.
3. Zu Spalte 5, 7, 14, 15, 16, 17. Bei Nichtübereinstimmung der in Spalte 5 und 7 deklarirten und der laut Spalte 14 und 15 bei der Revision ermittelten

Branntweinmengenwerden die kleineren Mengen nach Spalte 16 und 17 übertragen und der Denaturirung zn Grunde gelegt.
4. Zu Spalte 18 und 19. Au Essig sind wenigstens so viel Liter zur Vermischung zn verwenden, als die Zahl der im Branntwein enthaltenen Liter abso¬

luten Alkohols(Spalte 15) betragt, an Litern Wasser wenigstens das Dreifache der letzteren Zahl, sofern nicht von der Dircctivbehörde ein geringerer Wasser-
znsatz gestattet ist. Ein Literdrnch in Spalte 15 wird als ein volles Liter gerechnet.

Es ist gestattet, dem Branntwein zum Zwecke der Denaturirung größere Mengen an Essig und Wasser als die nach dem Obigen erforderlichen
Mindestmengen hinzuzusetzen.



« > . - —

I . A n in c l d n n g I !. R e v i s i o n s

der Gebinde des Branntweins der Gebinde des

Lau-
cingc-

wahrer
Alkohol¬

gehalt
in

Prozenten
nach

TralleS.

Menge Nettogewicht scheinbare

sende
Menge

nach Brutto. eingebrannte nach Abzug Alkoholstärke

Nr.
Marke. Nummer. brannte

Tara.
Litern

absoluten
gewicht. Tara.

der
eingebrannten

Tara.

in
Prozenten

nach

Kilogr. Liter.
Alkohols.

Kitogr. Kilogr. KÜogr.

Tralles.

1. 2. 3. 4. 6. - 7. 8. 9. 10 . 1 !.

1. K !g 158 90 499 93 - 164 490,. 90 400,. 91,.
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befund 111.  Denaturirnng unter Steucrkontrole.

Bemerkungen
der

Stcuerbeamten
insbesondere

bezüglich des
DenaturirungsmittclS.

Branntweins ES sind vermischt
Die Menge

deö
Gemisches
(Spalte 16

-j- 18 - s- 19
beträgt.

Liter.

Temperatur
grade
nach

Rsaumur
über od,r

unter Null.

wahre
Alkoholstärkc

in
Prozenten

nach
Tralles.

Menge.

Liter.

Menge
nach

Litern
absoluten
Alkohols.

Branntwein mit

Menge
(Spalte 14

bezw.
spalte 5).

worin Liter
absoluten
Alkohols

(Spalte 15
bezw.

Spalte 7) .

Wasser.

Liter.

Essig.

Liter.

19.12. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 20. 21.

-̂ 7 93 487 452,9 i 497 452,7 * 1370 453 2310 Der Essig (Spalte 19 ) ist
ans den Gehalt an Essig¬
säure geprüft und von
vorschriftsmäßiger Be¬
schaffenheit befunden.

Breslau , den 29 . Januar 1880.

H. idi., Ober »Steuerkoutrolör. H . H., Steueraufseher.
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Anlage « 1.

des (Schiffslack-Fabrikanten .

1 o v rr
. ) zu

über

Zugang und Abgang an denatnrirtem Brannlnnin.

Dieses Buch enthält (20 ) Blätter , welche mit einer vom
Unterzeichneten angesiegelten Schnur durchzogen sind. .

. . den . . .

K . ltl. (O . St . Kontrolör)

DaS Buch ist
ansznbewahre -n.

Inhalts - Ver z e i ch n i si.
(Denaturirung niit 10 Prozent Holzgeist .) (Abtheilung I . Seite 2 bis 2g .)
(Denaturirung mit 10 Prozent Schwefeläther .) (Abtheilung II . Seite 30 bis 39 .)

Anleitung.
1 . Das Kontobuch nach diesem Muster ist von den Gew erbtreib enden , welche Branntwein mit

u ) 10 Prozent Holzgeist , oder
b ) 5 Prozent Holzgeist , oder
o) Terpentinöl , oder
ä ) Thieröl , oder
s ) Schwefeläther

für den eigenen Gewerbebedarf dcnaturiren lassen , über die Herstellung und Verwendung des betreffenden denaturirteu Branntweins zu führen.
Läßt ein Gewerbtreibender denaturirteu Branntwein von mehreren der bezeichnetcn Arten bereiten , so geschieht die Auschrcibnng für jede Art , nach Bestim¬

mung der Steuerbehörde , entweder in einem besonderen Kontobuch oder in einer besonderen Abtheilnng desselben Kontobuchs.
Bezüglich des mit den Mitteln unter o, <1, s denatnrirten Branntweins finden Einträge in die Spalten 4 , 9 , 10 nicht statt.

2 . Die Einträge unter „ I . Zugang " find jedesmal sofort nach beendigter Denaturirung zu beschaffen , wobei in Spalte 3 und beziehentlich 4 die Summen aus
Spalte 19 und beziehentlich 23 der Anmeldung übernommen werden . Die Uebereinstimmnng wird von den Stenerbcamten , welche die Denaturirung überwacht
haben , bescheinigt.

3 . Unter „ II . Abgang " sind die Spalten 6 bis 11 an dem Tage ausznfüllen , an welchem der bezügliche Posten ans dem angemeldeten Orte der Lagerung zur Ver¬
wendung entnommen wird.

Die Ausfüllung der Spalten 12 nnd 13 ist nur hinsichtlich des anders als mit 10 Prozent Holzgeist denatnrirten Branntweins erforderlich . Dieselbe
braucht nicht für jeden einzelnen in Spalte 6 bis 11 gebuchten Posten zu geschehen , muß aber spätestens am Schlüsse jedes Vierteljahres nach den Gesammt-
ergebnissen erfolgen . Das Datum der Eintragung ist in Spalte 14 zu vermerken.

4 . Bei Ermittelung der Literprozente für Spalte 10 bleiben Brüche bis einschließlich 0,gg unberücksichtigt , größere werden mit 1 angesetzt.
5 . Nach jedem Vierteljahr ist das Kantobuch innerhalb der nächsten 3 Tage in den Spalten 3 und beziehentlich 4 , sowie 8 und beziehentlich 10 abzuschließen.

6
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I.  Zugang an denatnrirtem Branntwein. 11. Abgang
Der Deuatu- Menge des hergestelltm

rirung denaturirteu Branntweins D . Mitnahme zur Berwen-
Lau- V e r me r k e Lau- Der Des entnommenen deuaturirten

sende nach sende
Eintragung Branntweins

nach der wahre Menge
Nr.

Atonat. Tag Liter-
Nr. Menge Stärke , in

Litern.
Prozenten.

Steuer - Aufsichtsbeamten. Monat. Tag. nach
Litern.

Prozenten
nach

Traktes.

nach
Liter¬

prozenten.
!. 3 3 4. n. 6. 7. 8. 9. 10.

A b t h e Ll n n g U«  Denat « rir n n q
1880. 1880.

1. Februar 17. 559 52 104 Uebereinstinnncnd mit Spalte 19 und i. Februar 21. 250 49 5 23 625
23 der Anmeldung. 2. März 3. 120 92 13 800

14. 14., -O . St . Kontr . 17/2 9. „ 5. 300 92,5 27 750
N . 14, St . Anfs . 17/2. 4. „ 11. 200 92,5 18 500

2. März 532,s 49 256 desgl . desgl.
11. 14., O . St . Kontr . 5 3.
8 . 8, -St . Aufs . 53 '

Sunnna des
Zugangs I 091,5 101 360 900 83 675

Sunnna des
Abgangs

Demnach
900 83 675

Bestand 191,5 17 685

Abi Heilung ZS. Denalnrirung1880. 1880.
1. Februar 20. 582 — Uebereinstimmend mit Spalte 19 der

Anmeldung.
1. Februar 21. 582 — —

14. 14., O . St . Kontr . 20/2.
14. N ., St . Aufs . 20/2.

3. März 10. 538 — desgl . desgl. 2. März 10. 538 —
14. 14., O . St . Kontr . 10,3.
A . 14 , St . Aufs . 10/3.

Summa des I .

Zugangs I 120 ! 1 120
Summa des

Abgangs I 120
Demnach

Bestand

j
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an denaturirtem Branntwein.

düng. k . Ergebnisse der Verwendung

Ver m e r k e

des

Kontv - Iu h a b e r S.

B e r m e r k e

der

Steu er - A nfsichtsbeamte n.

Der
entnommene

denatnrirte Branntwein
soll verwendet werden

zur

Auf die entnommene
Menge (Spalte 8)
fallen au Fabrikat

(Spalte 11)
Kilogramm (KZ)

Liter (i)

Verbrauch au
dcuaturirtem Brannt¬
wein auf je 100 kx

oder je 100 I
des Fabrikats

(nach Spalte 8 und 12)
Liter.

11. 12. 13. 14. 15 . '

mit » « Prozent H o l z g e i st.

Herstellung von Schifsslack.

Abgeschlossen am 31 . März 1880.
dl. dl.

mit L<» Prozent Schwefeläther.
Kg-
450Herstellung von Salicylsäure.

« „ 425

129

127

Spalte 12 und 13 eingetragen
am 28 . Februar 1880.

dl. dl.

Spalte 12 und 13 eingetragen
am 16. März 1880.

dl. dl.

Abgeschlossen am 31 . März 1880.
dl. dl.

Abschluß geprüft und richtig befunden.
2/4 . 1880 . dl. dl,, O . St . Kontr.

Abschluß geprüft und richtig befunden.
2/4 . 1880 . dl. dl, , O . St . Kontr.

6 *
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Anlage 1k » .

Kontobu
de(s Kaufmanns) . . zu

über

Zugang und Abgang an denatmirtem Branntwein.

Dieses Buch enthält. . . . . Blätter , welche mit einer Das Buch ist . . .
vom Unterzeichneten angesiegelten Schnur durchzogen sind. . . anfzubewahren.

. . den. . .

bl. bl. (O. St. Kontrolör).

Anleitung.
1. Das Kontobuch nach diesem Muster ist von Denjenigen zu führen, welchen erlaubt worden ist, Branntwein zum Zwecke des Verkaufs denaturiren zu lassen.
2. Die Einträge unter „I . Zugang" sind jedes Mal sofort nach beendigter Dcnaturirung zu beschaffen, wobei in Spalte 3 und 4 die Summen aus Spalte 19 und

23 der Anmeldung übernommen werden. Die Nebereinstimmung wird von den Steuerbeamten, welche die Dcnaturirung überwacht haben, bescheinigt.
3. Unter „II . Abgang" sind die Spalten 6 bis 15 für jeden einzelnen Posten am Tage des Verlaufs, beziehentlich an dem Tage auszufüllen, an welchem die ver¬

kaufte Menge zwecks Lieferung an den Käufer dem Bestände entnommen wird.
Die Kupons, gegen deren AushändigungdenaturirterBranntwein an Gew erbtreib ende verkauft ist, sind mittelst Aufklebens in einem Buche zu sammeln.

(Kupou-Sammelbnch.)
4. Bei Ermittelung der Literprozcnte für Spalte 10 bleiben Brüche bis eiufchließlich 0,zg unberücksichtigt, größere werden mit 1 angesetzt.
5. Nach jedem Vierteljahr ist das Kontobuch innerhalb der nächsten3 Tage in den Spalten 3, 4, 8, 10 akHnschließen.



LaufendeNummer.

I . Zugang an denaturirtsm Branntwein.

Der Denaturi-

rung

Menge des hergestellten
denaturirten Brannt¬

weins
Vermerke

der

Monat. Tag.
nach

Litern.

nach

Liter¬

prozenten.

Steuer - Aufsichts¬

beamten.

1880

1. Februar 17. 558 52 012 Uebereinstimmend mit
Spalte 19 und 23 der An¬
meldung.

bi. bi ., O . St . K. 17/2.
bi. bi., St . A. 17/2.

II . Abgang an

> Es sind

LaufendeNummer.

Der
Eintragung

Des verkauften denaturirten
Branntweins

Monat. Tag.

Menge

nach

Litern.

wahre
Stärke in
Prozenten

nach
Traktes.

Menge
nach
Liter-

prozenteu.

6 . 7. 8. 0. 10

1.

1880

Februar 19. 75 92 6 900

2. Februar 20. 187 92 17 204

3. Februar 21. 10 92 2 760
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denatnrirtem Branntwein.

verkauft.

Des Käufers Der Verkauf ist
gebucht: Vermerke Vermerke

Hauptamtliche Legitimation, Bezeichnung
des Konto-

der Steuer-

Aufsichts-
Name und Geschäft. Wohnort. deren Art

und
Nummer.

ausgestellt
vom

des
kaufmännischen

Buchs.

l?ol. Inhabers. beamten.

t > t2. l3. 14. 15. 16 17.

Möbelfabrikant G. Bartsch Stranßberg Berechtigungs¬
schein ü

H. St . A.
Potsdam

Fakturenbuch 37

Kaufmann A. Müller Berlin Kleinhandel-
ge>wh. 12

H. St . A.
für inländische

Gegenstände
Berlin

39

Hutmacher C. Funck Straußberg Berechtigungs¬
schein 3

H. St . Amt
Potsdani

Kupon-
Sammelbnch

17

/
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Anlage IS » .

Kontobuch
de(s Kaufmanns ) . . . . zu

über

Zugang und Abgang an nikthylirtcm Branntwein.

Dieses Buch enthält . . . . Blätter , welche mit einer von

dem Unterzeichneten angesiegelten Schnur durchzogen sind.

den

Das Buch ist

idi. U . ( O . St . Kontrolör ) .

aufzubewahren.

Anleitung.
1. Das Kontobuch nach diesem Muster ist von Denjenigen zu führen , welchen der Kleinhandel mit methylirtem Branntwein gestattet worden ist.
2 . Die von Gewerbtreibenden über die gekauften Mengen methylirten Branntweins ausgehändigten Kupons sind mittelst Aufklebens in einem Buche zu sammeln

(KuPoN' Sammelbuch ), aus welches in Spalte 12 und 13 zu den bezüglichen Einträgen der Spalten 6 bis 11 zu verweisen ist.
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I. Zugang au niethylirtcm Branntwein. 11. Abgang an

Laufende
Nummer.

Des Empfanges Des Verkäufers Menge des
empfangenen
methylirten
Brannt¬
weins.

Liter.

Laufende
Nummer.

Des Verkaufs Menge des
verkauften
methylirten
Brannt¬
weins.

Liter.

Monat. Tag. Name. Wohnort. Monat. Tag.

1. 2. 3. 4. , 5. 6. 7. 8.

1880 1880

1. Februar 10 Karl Schubert Berlin 180 1. Februar 14. 5

2. 15. 10

§

1
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mcthylirtem Branntwein.

Des Käufers Der Verkauf ist gebucht:

Bemerkungen.
Name Berechtigungsschein Bezeichnung des

und

Gewerbe.
Wohnort.

ansgestellt vom:
unter

Nummer.

kaufmännischen

Buches.

Blatt.

9. 10. 11. 12. 13. 14.

Hntmacher Heinz Herfeld H. St . A. Magdeburg. 9 Kladde 6

Tischler Franck daselbst desgleichen. 4 Kupon-
Sammelbuch

2 Lagerraum des methylirten Bräunt.
Weins, Kontobuch, Kladde und
Kupon -Sammlung revidirt . Nichts
zu erinnern gefunden.

15 ./2.
N . 8 .,

- O . St . Kontrolör.

^ -i-
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Anlage L

de(s Essigfabrikantm)

Kontobuch
.zu

über

Zugang und Abgang an dcnaturirtcm Branntwein.

Dieses Buch enthält. . . Blätter, welche mit einer vom Unter¬
zeichneten angesiegelten Schnur durchzogen sind.

Das Buch
aufzubewahren.

den

R. N. (O. St . Kontrolör).

Anleitung.
1. Das Kontobuch nach diesem Muster wird von den Essigfabrikanten geführt, welchen gestattet ist, für ihr GewerbeBranntwein mit Wasser und Essig dena-

turiren zu lassen.
2. Die Einträge unter „I . Zugang" sind jedes Mal sofort nach beendigter Denaturirung zu beschaffen, wobei in Spalte 3 die Summen aus Spalte 20 der An¬

meldung übernommenwerden. Die Uebereinstimmung wird von den Steuerbeamten, welche die Denaturirung überwacht haben, bescheinigt.
3. Unter „II. Abgang" sind

s) die Spalten 5 bis 12 an dem Tage auszufüllen, an welchem der denaturirte Branntwein zur Verwendung für die Essigbereitung aus dem Gefäß ent.
nommen wird, in welchem die Denaturirung oder demnächst die Aufbewahrungstattgefunden hat,

d) die Einträge in .Spalte 13 und 14 an jedem Betriebstage, beziehentlich am Tage der jedesmaligenBeendigungdes Fabrikationsaktszu bewirken.
4. Die Spalten unter „II !. .Verkauf von Essig" (15 bis 20) sind für jeden Posten am Tage des Verkaufs, beziehentlich am Tage ausznfüllen, an welchem die

verkaufte Menge zwecks Lieferung an den Käufer dem Bestände entnommen wird.
Bezüglich kleinerer gegen sofortige Baarzahlung verabfolgterEinzelmengen genügt die tägliche summarische  Eintragung ohne  Angabe der Käufer.

5. Die Einträge zu „IV. Verarbeitung von Essig" (Spalte 21 bis 23) geschehen täglich, beziehentlich jedesmal an dem Tage, an welchem ein Fabrikationsaktzum
Abschluß gelangt. Das Datum der stattgehabten Eintragung ist in Spalte 24 zu vermerken.
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I. Zugang an denaturirtem Branntwein. II . Abgang von denaturirtem Branntwein-

LaufendeNr.

Der Dcua-
turirnug.

Menge
des

herge¬
stellten
denatn-
rirten

Brannt-
Weins.

Liter

Vermerke
der

Stencr -Anfsichts-
Bcamtcn.

.4. Entnahme zur Verwendung. 0. Essig-
erzengung.

Monat. Tag

LaufendeNr.

Der
Eintragung

Menge
des ent¬
nomme¬

nen
denatu»
rirten

Brannt¬
weins.

Liter

Der entnommene denaturirte
Branntwein ist weiter vermischt mit

Mittelst der
entnommenen Menge

denatnrirten
Branntweins (SP . 7)

sind an Essig
gewonnen

Monat. Tag.

Essig

Wasser.

Liter

anderen
Flüssigkeiten

Liter

von
Pcoz.

Gehalt
an

Essig¬
säure

(Essig¬
säure-

Hydrat).

Bezeich¬
nung
der
Art.

Menge.
Menge

nach
Litern.

von
Proz.

Gehalt
an

Essig¬
säure
(Essig¬
säure

Hydrat).

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8, 9. 10. 11. 12. 13. 14.

1880. 1880.

1. Januar 29. 2 310 Uebereinstimmcnd 1. Januar 30. 310 60 5,5 250 Bi 45
mit Spalte 19 der 1 269 7 5

Anmeldung.
U. X. O. St . K. 29/1. 2. „ 31. 320 60 5,5 250 50
U. U. St . A. 29/1. 3. Februar 1. 330 6t) 6 250 45 1 308 82. Februar 5. 2 153 desgl. 4. 2. 320 60 5 , 5̂ 250 50

N. O . St . K. 5/2. 5. 3. 325 60 0,5 240 50 7
N. St . A. 5/2. 6. 4. 330. 60 5 250 50 I 010 <

3. Februar 12. 2 362 desgl. 7. 5. 320 60 0,5 250 40 1 271 7
H O. St . K. 12/2. 8. 6. 320 60 0,L 250 50 4 xL-< 4. <,s

8 . St . A. 12/2. 9. 7. 310 60 5,s 240 50 1 21,1 >7
10. 8. 315 60 6 250 50
11. 9. 310 60 6 240 60
12. 10. 320 60 5 250 50 1 «,s
13. 11. 315 60 250 45 7
14. 12. 305 60 6 240 55 ^,5
15. 13. 330 60 0,5 260 45 »7
16. 14. 310 60 6 260 50 1 oOl
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III. Verkauf von Essig. IV. Verarbeitung von Essig.

Vermerke

des

Konto-

Inhabers.

Vermerke

der Steuer«

Aufsichts-
Beamten.

Der
Eintragung

Menge
des
ver¬

kauften
Essigs

Liter

Des Verkäufers Der Verkauf ist
gebucht Es sind verwendet

Monat. Tag. Name. Wohnort.

Bezeichnung
des kauf¬

männischen
Buchs.

Blatt. Essig-

Liter

Zur Herstellung von

Art des

Fabrikates.

Menge
des

Fabrikates.

15. 16. 17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 24. 25.

Februar 1. 450 A. Schäfer Berlin Fakturenb. 137

„ 2. 38 — — Kladde 17 >

4. 500 G. Müller Brandenburg Fakturenb. 25

4. 10 — — Kladde 19

5. 82 — — " 20

— _. — 2 260 Bleizuckcr 2 625 Febr. 6.

N. N.

2 245 dcsgl. 2 495 Febr. 13.

8 . N.
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Anlage ^ .

Abschluß
des

Kontobuchs über Zugang und Abgang an denaturirtem Branntwein

des (der)

(Fabrikanten Mergel ) zu (Braunsberg)

für

d-s '««»>.

Anleitung.
Die Gewerbtreibenden , welche Branntwein für ihren Gewerbebedarf , und die Händler , welche Branntwein zum Verkaufe denaturiren lassen , haben die

Ergebnisse jedes Vierteljahrs -Abschlusses der über Zugang und Abgang an denaturirtem Branntwein gesührten Kontobücher alsbald in ein Formular nach diesem Muster zu
übertragen und dasselbe , nachdem vonr Bezirks -Oberkontrolör die Uebereinstimmung mit dem Kontobuch bescheinigt worden (Spalte 6) , dem Hauptamt einzureichen , in dessen
Bezirk der Gewerbebetrieb oder Handel stattfindet.

8
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I.

Zugang an denaturirtcm Branntwein.

II. lll.

1.

Bestand
vom

nächstvorhergehenden
Vierteljahr.

Liter.

3.

M enge
des

im Vierteljahr
hergestellten

denaturirten
Branntweins.

Liter.

3.

Zusammen
(Spalte 1

und
Spalte 2).

Liter.

Abgang
an denaturirtem

Branntwein
während

des
Vierteljahrs.

Liter.

Bestand
am Schluffe des

Vierteljahrs
(Spalte 3

weniger
Spalte 4) .

Liter.

Bescheinigung

des

Bezirks -Obeckontrolörs.

1. 2 . 3. 4. 5. 6.

Abtheilung 8. Denntnrirung mit Prozent Holzgeist.
945 3 120 4 065 3 090 975 I In Uebereinstimmung mit dem

s Kontobuch.

Abtheilung III. Denaturirung mit 2« Prozent Schwefeläther.
/ 2. 4. 1880.

i l§., Ober-Steuerkontrolör.
85 850 935 N30

Braunsberg , den 31. März 1880. Mergel.
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Register
des

(Steueramts) zu . . .

über

Dcnatnrirung von Branntwein für Gewerbtreibende und Händler.
im

Vierteljahr.

Anlage <8.

Enthält. Blätter, welche mit einer vom Unterzeichneten
angesiegelten Schnur durchzogen sind.

.den.

N. N. (O. St . Inspektor).

1

Anleitung.
Das Register umfaßt alle Anmeldungen zur Denaturirnng von Branntwein für einen im Bezirke der Amtsstelle stattfindenden Gewerbebetrieb oder Handel.

Jeder Gewerbetreibende oder Händler erhält im Register ein eigenes Konto, welches bezüglich derjenigen Gewerbtreibende», welche Branntwein auf mehrerlei Weise dena-
turiren lassen, in die entsprechenden Unterabtheilnngen zersällt.

Die Einträge in Spalte 3 erfolgen nach Maßgabe der Einträge in Spalte 17 der Anmeldungen, vorbehältlich der Nachrechnung und etwaegen Berichtigung.
Das Register wird am Ende des Vierteljahres in allen Kontos und beziehentlich deren Unterabtheilnngen abgeschlossen und nebst den zugehörigen An¬

meldungen an das Hauptamt eingesendet.
8 »
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Laufende
Die Anmeldung ist abgegeben.

Der Branntwein,
welcher denaturirt

worden ist, Bemerkungen.
Nummer.

Monat. Tag.

enthält
Alkoholliter-

Prozente.

I. 2. 3. 4.
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Anlage SL.

Notizbuch

Haupt(Steuer)amts zu.

nachZ. 23 des Regulativs, betreffend die Steuerfreiheit des Branntweinszu gewerblichenZwecken.

Enthält . Blätter, welche mit einer vom Unterzeichneten
angesiegelten Schnur durchzogen sind.

.den.

N. 8 . (O. St . Inspektor).

18(80) 18(81) u. s. w.

Anleitung.
Das Notizbuch wird nach Kalenderjahren mit folgenden Abtheilungen und Unterabtheilungen geführt:

I. Zusagescheine:
1. über methylirten Branntwein (Z. 9 des Regulativs),
2. über nicht methylirten Branntwein (K. 25 und 9 des Regulativs).

II . Berechtigungsscheine (8- 11 des Regulativs).
III . Erlaubnisscheine (ß. 14 des Regulativs).
IV. Genehmigungen des Kleinhandels mit methylirten : Branntwein (Z. 16 des Regulativs).

In jeder Abtheilung bezw. Unterabthnlungwerden die dahin gehörigen Scheine rc. nach der Zeitfolge der Ausstellung unter fortlanfender Nummer nachgewiesen.



Bezeichnung
der Gewerbtreibendenoder Händler.

Laufende
Nr. N a ni e.

(Bei den Gewerbtreibenden ist
auch die Art des Gewerbes

anzugeben.)

O r t.

Jahr 888 « .

I. Zussgescheine.

t.
1. über methylirten Branntwein.

Wandel, Schiffslackfabrik. Coblenz.
2.

3.

u. s. w.

n. s. w.

2. über nicht methylirten Branntwein,
u. s. w.

f
Bemerkungen.

!

/
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Anlage

Liquidation

des

Haupt(Steuer)amts zu. . . .

über

Branntweinsteucr-Vergütung für drnaturirten Branntwein.

Vierteljahr

Anleitung.
Nach diesem Muster hat das Hauptamt vierteljährlich, auf Grund der Denaturirungs-Register(Muster6 ) nebst zugehörigen Anmeldungen, eine Liquidation über

die den einzelnen Gew erbtreib enden und Händlern, für welche Branntwein denaturirt worden ist, zu gewährende Steuervergütung aufzustellen und der Direktivbehörde

einzureichen.
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Des Gewerbtreibenden oder
Händlers. Menge des

Branntweins , für

Berechnung der
Steuervergütung
nach dein bei der

Ausfuhr von
Branntwein gelten¬

den Satze.

Laufende
Nummer.

Name. Wohnort.

welchen die
Steuervergütung
zu gewähren ist.

Bemerkungen.

Alkoholliterprozente. Mark. Pf.
i. 2. Z. 4. 5 6,





Gesetzblatt
für das

Kevzogthirrn Oldenbuvg.
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XXV . Band . (Ausgegeben den 16. Januar 1880 .) 42 . Stück.

Inhalt:
76 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 5 . Januar 1880,

betreffend die Zollabfertigung der Baumwollengarne und der
Leinengarne und Leinewand.

^is. 77 . Bekanntmachung des Staatsmiuisteriums vom 6 . Januar 1880,
betreffend das amtliche Waarenverzeichniß zum Zolltarif des
deutschen Zollgebiets vom 15 . Juli 1879.

.M 76.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Zollabfertigung
der Baumwollengarne und der Leinengarne und Leinewand.

Oldenburg , 1880 Januar 5.

In Ausführung der Vorschrift des Z . 3 des Zolltarifgesetzes

vom 15 . Juli v . I . ( Reichsgesetzblatt für 1879 Seite 208 ) hat

der Buudesrath in seiner Sitzung vom 23 . v . M . beschlossen,

daß zur Abfertigung der Baumwollengarne der Nummern 2 o.

1 . 2 . 3 . und der Leinengarne und Leinewand der Nummer

22 n . d . 6 . und k. des Zolltarifs vom 15 . Juli v . I . zu anderen

als den höchsten Zollsätzen der betreffenden Tarifpositionen nur

die in der Anlage bezeichneten Amtsstellen befugt sind.

Oldenburg , 1880 Januar 5.

Staatsministerium.
Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Bö deker.



NachweismiH
derjenigen Aemter, welche zur Abfertigung von Maaren der Nummern 2 e 1, 2, 3 und 22 u,
d , e und k des Zolltarifs vom 15. Juli 1879 zu anderen als dtn höchsten Zollsätzen der

betreffenden Tarifpofitioncn befugt find.
Bemerkung . Nur zur Abfertigung von geweiften (Bündel -Marnen , nicht auch von Knäüelgarnen befugte Amtsstellen sind

mit * (Stern ) bezeichnet.

Amtsstellen , welche befugt sind zur Abfertigung von

Hauptamtsbezirke. Baumwollcngarn Leinengarn Leiuewand
(2o1,2u . 3). (22au . b). (22 s u. k).

I . Preußen.

Pillau
Königsberg i. Pr . ^

Eydtkuhnen
Memel

a.) Provinz Mpreußen.
Provrnzialsteuerdirektion - zu Königsberg i. Pr.

Pillau HZA.
Königsberg HStA.
dass. Exp . a . Lizentbahnhof.

Pillau HZA.
Königsberg HStA.
dass. Exp . a . Lizentbahnhof.
* Eydtkuhnen HZA.
* Memel HZA.

Pillau HZA.
i Königsberg HStA.
- dass. Exp . a . Lizentbahnhof.
rEydtkuhnen HZA.
: Memel HZA.

- ^



- ^ ^7-

Danzig

Elbing

Berlin

Stettin
Swincmünde

Liebau

d ) Provinz Westpreußen.

Provinzialsteuerdirektion zu Danzig.

!Danzig . HZA. Danzig HZA.

— —

o) Provinz Brandenburg.

Provinzialsteuerdirektion zu Berlin.

I Berlin HStA . f. ausl . G . Berlin HStA . f. ausl . G.
i '.dass. ZExp . a . Hamb . Bhf . Berlin HZExp . a . Hamb . Bhf.

ä ) Provinz Pommern.

Provinzialsteuerdirel 'tion ' zu Stettin.

I .Stettin HStA . Stettin HStA.
s Swinemünde HZA . Swinemünde HZA.

e) Provinz Schienen.

Provinzialsteuerdirektion zu Breslau.

I Liebau HZA . Liebau HZA.
j Liebau ZAbfst a . Bhf . Liebau ZAbfst . a . Bhf.

-

Danzig HZA.
Neufahrwasser ZAbfst . a . B.
Elbing HStA-

Berlin HStA . f. ausl . G.
B erlin HZ Exp . a . Hamb . Bhf.

Stettin HStA.

Liebau ZAbfst . a . Bhf.
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Hauptamtsbyirkr.

Amtsstellen, welche befugt sind zur Abfertigung von

Baumwollengarn
(2o1,2 u. 3).

Leinengarn
(22a u. d).

Leinewand
(22s u.t).

Liebau * Halbstadt NZA. I. Halbstadt NZA. I.
„ — * Friedland NZA. I. Friedland NZA. I.
„ — * Pr . Albendorf NZA. II. Pr . Albendorf NZA. II.
„ —- — Oberschreiberhau NZA II.
„ — — Oberwüstcgiersdorf NZA. I.

Neustadt O . S. NeustadtO . S . HZA. Neustadt O . S . HZA. —>
— * Patschkau NZA. t. —

„ — * Zieqenhals NZA. (a.Bhf.) —
„ — * „ „ (Stadt) —'

Breslau — — Breslau HStA.
Breslau ZExp. a.Niederschl.- Breslau ZExp. a.Niederschl.- „ ZExp. a.Niederschl-

Mark. Bhf. Mark. Bhf. Mark. Bhf.
„ ZExp. a.Freibg.Bhf. » ZExp a.Freibg.Bhf. ,, ZExp.a.Freibg.Bhf.

,k —- „ „ „ Oberschl. „ .. „ „ Oberschl. „
Görlitz Görlitz ZExp. a. Bhf. Görlitz ZExp. a Bhf. Görlitz ZExp. a. Bhf.— — Seidenberg NZA. I. a. Bhf.
Mittelwalde - . * Mittelwalde HZA. —

— * Schlauey NZA. I. —

s-
rcr

-^<s.



Mittelwalde
Myslowitz
Natibor

Magdeburg

Halle
Erfurt

Hamburg

* Dzieditz
* Iägersdorf NZA.I . a. Bhf
* Oesterr. Oderberg NZA.

Tuntschendorf NZA. I.

k) Provinz Sachsen.

Proviuzialsteuerdirektion zu Magdeburg.
Magdeburg HStA. Magdeburg HStA. Magdeburg HStA.

„ ZExp. a.Mgdb.- „ ZExpa . Mgdb.- „ ZExp. a. Mgdb.-
Wittenb. Bhf. Wittend. Bhf. Wittenb. Bhf.

— — Halle ZExp. a. Bhf.
Erfurt HStA.

ss) Provinz Schleswig-Holstein.
Proviuzialsteuerdirektionzu Altona.

Hamburg ZAbfst. 6 a.Berl. Hamburg ZAbfst. 6 a. Berl. Hamburg ZAbfst. 6 a. Berl.
Bhf. Bhf. Bhf.

„ ZAbfst. in der Ver- „ ZAbfst. in der Ver- „ ZAbfst. in der Ver-
einsniederlage einSniederlage einsniederkage.
—> — „ ZAbfst. a. Berl.

Bhf.



Amtsstellen, welche befugt sind zur Abfertigung von

Hauptamtsbe îrke. Bauinwvllengarn
(2o1,2u . 3).

Leinengarn
(22 n u. b).

Leinewand
(22 s u. k).

Hamburg — — Hamburg ZAbfst . a. Ben-
loer Bhf.

" „ ZAbfst. 8 a. Ven-
loer Bhf.

„ ZAbfst. a . Lübeck.
Bhf.

" - . „ ZAbfst . ^ u. 8 am
Entenwärder.

» — » ZAbfst. a. Hanpt-
fahrpostamt.

Lübeck — * Lübeck HZA. Lübeck HZA.„ — — .. ZAbfst . 8 a. Bhf.
Itzehoe — — Elmshorn NZA . I.
Ottensen — — Ottensen HZA.

— — Altona ZAbfst . a. Bhf.
— — Blankenese NZA . I.

Tönning — — Friedrichstadt NZA . 1.
Flensburg —> -- Flensburg HStA.



Flensburg

Tondcrn
Kiel

Flensburg ZAbfst . a . Bhf.
Sonderburg NZA . I.
Apenrade NZA . I.
Kiel HStA.
Rendsburg ZAbfst . a. Bhf.
Neumünster UStA.

k) Provinz Hannover.

Provinzialsteuerdirektion zu Hannover.

Hannover Hannover HStA. Hannover HStA.
" „ ZAbfst.a.Güterbhf. » 'ZAbfst .a.Güterbhf.

Bremen Bremen ZAbfst . a. d. Unter-
Weser

Bremen ZAbfst . a. d. Unter¬
weser.

Geestemünde Bremerhaven ZAbfst. Bremerhaven ZAbfst.
Nordhorn Bentheim .MI - F. Leutheim L!AA. ^1.

Nordhorn .HZA. Nordhorn HZA.
»k Gildehaus NZA II. Gildehaus NZA . II.

iHntlmrg —
"

Hannover ZAbfst . a .Güterbhf.
„ ZAbfst . i. d.Niederl.

Bremen ZAbfst . a. d. Unter¬
weser.

» ZAbfst . La . Hptbhf.
Bremerhaven ZAbfst.

-Bentheim-NZA. -I.

Harburg ZAbfst . a . Bhf.
„ diZA . I . a. Anlegepl.

der Dampfschiffe,



Amtsstellen, welche befugt sind znr Abfertigung von

Hauptamtsbezirke. Baumwollengaru
(2o1,2u . 3).

Leinengarn
(22 a u. d).

Leinewand
(22 s u. k).

Harburg — — Harburg NZA . I . an d. Neu¬
länder Fähre.

„ — — Cranz NZA . I.
Lüneburg — — Lüneburg ZAbfst. a. Bhf.

i) Provinz Westfalen.
Provinzialsteuerdirektion zu Münster.

Vreden Vreden HZA. Vreden HZA.
Gronau NZA . I. Gronau NZA . I.
Kotten NZA . I. Kotten NZA . I.

Münster Münster HStA. Münster HStA.
Rheine Rheine HStA. Rheine HStA.

iv ) Provinz Hessen - Nassau.

Provinzialsteuerdirektion zu Kassel.

Frankfurt a. M . i Frankfurt HStA . s Frankfurt HStA . s Frankfurt HStA.
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Kassel
Biebrich
Oberlahnstein

* Kassel HStA. Kassel HStA.
Biebrich HStA.
Oberlahnstein HStA.

1) Rheinprovinz.

Provinzialsteuerdirektion zu Köln.

Aachen Aachen HZA. Aachen HZA.„ Aachen ZExp . a. B . Templer¬ Aachen ZExp . a . B . Templer¬
band band

Cleve Cleve ZAbfst . a. Bhf. Cleve ZAbfst . a . Bhf.
Emmerich Emmerich StExp . a. Bhf. Emmerich StExp . a. Bhf.

„ „ Dampfsch.StExp .I „ Dampfsch.StExp .I.
„ " „ H- „ » .„ H.„ „ StExp . am Hasen¬ „ StExp . am Hafen¬

kopf kopf
Kaldenkirchen Kaldenkirchen ZExp . am Bhf. Kaldenkirchen ZExp . am Bhf.

— * Strülen NZA . I.
^ Düsseldorf Düsseldorf HStA. Düsseldorf HStA.

Köln Köln HStA . für ausl G. Köln HStA . für ausl . G.
„ „ StExp . am Rhein . Bhf. „ StExp am Rhein . Bhf.

Aachen HZA.
Eupen ZAbfst . a. Bhf.
Aachen ZExp . a. B . Templer¬

band
Cleve ZAbfst . a. Bhf.
Emmerich StExp . a. Bhf.

„ Dampfsch.StExp .I.» ,, n»

Kaldenkirchen ZExp . a. Bhf.

Düsseldorf HStA.
Köln HStA . für ausl . G.

„ StExp . am Rhein . Bhf.
„ Eilgut -Exp. am Central-

Pers . Bhf.
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Hauptamtsbezirke.
Amtsstellen, welche befugt sind zur Abfertigung von

Baumwollengarn
(2 v 1, 2 u. 3).

Leinengarn
(22 a u. b).

Leinewand
(22su . k).

Duisburg Duisburg HStA. Duisburg HStA.
Krefeld Krefeld HStA. Krefeld HStA. —

Aberfeld Steinbeck StExp . am Bhf. Steinbeck StExp . a. Bhf. Steinbeck StExp . a. Bhf.
„ Rittershausen StExp . a . Bhf. Rittershausen StExp . a. Bhf. Rittershausen StExp . a. Bhf.

Uerdingen Uerdingen HStA. Uerdingen HStA. —

Wesel Wesel HStA. Wesel HStA. - .
Malmedy — ^ — Malmedy HZA.
Koblenz — — Koblenz HStA.
Saarbrücken — — St . Johann StExp . a. Bhf.

Luxemburg

Außerdem Luxemburg.

Luxemburg ZExp . a. Bhf.
Oberpallen NZA . II.

Luxemburg ZExp . a. Bhf.
Oberpallen NZA . II.
* Ufflmgeu NZA . I.

Luxemburg ZExp . a. Bhf.



II . Bayern.

Augsburg Augsburg HZA. Augsburg HZA. Augsburg HZA.
„ Kempten NZA. Kempten NZA. Kempten NZA.

Bamberg Bamberg HZA. Bamberg HZA. Bamberg HZA.
Fürth Fürth HZA. Fürth HZA. Fürth HZA.
Kaiserslautern Kaiserslautern HZA. Kaiserslautern HZA. Kaiserslautern HZA.
Hof H°f HZA. Hof HZA. H°f HZA.

„ —' Asch NZA. Asch NZA.
Selb NZA. Selb NZA. —

Ludwigshafen
a, Rh.

Ludwigshafen a. Rh . HZA. Ludwigshafen a. Rh . HZA. Ludwigshafen a. Rh . HZA.

München München HZA. München HZA. München HZA.

Nürnberg Nürnberg HZA. Nürnberg HZA. Nürnberg HZA.
Würzburg Würzburg HZA. Würzburg HZA. Würzburg HZA.
Bayreuth

— Bayreuth HZA- Bayreuth HZA.

Negensburg —- Regensburg HZA. Regensburg HZA.
Lindau Lindau HZA. Lindau HZA. Lindau HZA.

Furth a . Walde
— Furth a. Walde HZA. Furth a. Walde HZA.

Waldsassen — ' Eger NZA. Eg-r NZA.
Freilassing

—' Salzburg NZA. Salzburg NZA.
Noseuheim

— Kufstein NZA. Kufstein NZA.

Passau
— Passau HZA. Passau HZA.

„ — Obernzell NZA . I. —



Amtsstellen, welche befugt sind zur Abfertigung von

HrmplamtsbeMr. Baumwollengarn
(2o1, 2 u. 3).

Leinengarn
(22uu. d).

Leiuewand
(22s u,k).

Passau Wegscheid NZA. I. W-gscheid NZA. I.„ — Breitenbcrg NZA. II. Brciteuberg NZA. II.
„ —> Kappel NZA. II. —

— — Samiug NZA. II.
„ - - — Kohlstadt NZA. II.
" — — Mariahilf NZA. II.

III . Sachsen <Königreich ) .

Zittau Zittau HZA. Zittau HZA. Zittau HZA.„ Warnsdorf NZA. I. Warnsdorf NZA. I. Warnsdorf NZA. I.
Ebersbach NZA, I, Ebersbach NZA. 1. Ebersbach NZA. I.

„ — Reichenberg NZA. I. —
„ Neugersdorf NZA. I. —

Annaberg Annaberg HZA. Annaberg HZA. Annaberg HZA.
Leipzig Leipzig HZA. Leipzig HZA. Leipzig HZA.
Löbau Löbau HStA. Löbau HStA. Löbau HStA.
Dresden Dresden HStA. Dresden HStA. Dresden HStA.
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Chemnitz Chemnitz HStA.
Plauen HStA.

Chemnitz HStA.
Plauen Plauen HStA.

„ Reichenbach UStA. —

Pirna Bodenbach NZA . I. Bodenbach NZA . I.
Eibenstock Voitersreuth UStA.
Zwickau Glauchau UStA. --

Meerane UStA. —

Schandau — Sebnitz NZA . I.

n . Württemberg.

Stuttgart ! Stuttgart HZA. Stuttgart HZA.
Friedrichshafen Friedrichshafen HZA. Friedrichshafen HZA.
Ulm ! Ulm HZA. Ulm HZA.

V . Baden.

Mannheim Mannheim HZA. Mannheim HZA.
Karlsruhe Karlsruhe HSrA. Karlsruhe HStA.

„ Pforzheim UStA. Pforzheim UStA.
Baden — —

Lahr Lahr HStA. Lahr HStA.
Offenburg UStA. Offenburg UStA.

Chemnitz HStA.
Plauen HStA.

Bodenbach NZA . I.

Stuttgart HZA.
Friedrichshofen HZA.
Ulm HZA.

Mannheim HZA.
Karlsruhe HStA.
Pforzheim UStA,
Baden HStA.
Rastatt UStA.
Lahr HStA.
Offenburg UStA.



§

Amtsstellcn, welche befugt sind zur Abfertigung von

Hauptamtsbesirke. Baumwollengarn
(2o1,2u . 3).

Leinengarn
(22 u u. b).

Leinewand
(22 s u. t ).

Säckingeu

Singen
Konstanz
Heidelberg

Freiburg

Stühlingen

Lörrach
„

Singen

Säckingen HStA.
Waldshut Zollabfst . a. Bhf.
Singen HStA.
Konstanz HStA.
Heidelberg Zollabfst . a. Bhf.

Frciburg Zollabfst . a . Bhf.

Stühlingen Zollabfst . a. Bhf.

Basel Zollabfst . a. Bhf.
Lörrach Zollabfst . a . Bhf.

Schaffhausen Zollabfst . a.Bhf.

Säckingeu HStA.
Waldshut Zollabfst . a . Bhf.
Singen HStA.
Konstanz HStA.
Heidelberg Zollabfst . a. Bhf.

Freiburg Zollabfst . a. Bhf.

Stühlingen Zollabfst . a . Bhf.

Basel Zollabfst . a. Bhf.
Lörrach Zollabfst . a . Bhf.

Schaffhausen Zobabfst . a. Bhf

Säckingen HStA.
Waldshut Zollabfst . a . Bhf.
Singen HStA.
Konstanz HStA.
Heidelberg Zollabfst . a. Bhf.
Heidelberg HStA.
Freiburg Zollabfst . a. Bhf.
Freiburg HStA.
Stühlingen Zollabfst . a . Bhf.
Stühlingen HStA.
Basel Zollabfst . a . Bhf.
Lörrach Zollabfst . a . Bhf.
Lörrach HStA.
Schaffhausen Zollabfst . a . Bhf'

HK Hessen.

Darmstadl s Darmstadt HStA. Darmstadt HStA. Darmstadt HStA.

- —^ 47-
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Offenbach I Offenbach HStA. Offenbach HStA. Offenbach HStA.
Gießen I Gießen HStA. Gießen HStA. Gießen HStA.
Mainz I Mainz HStA. Mainz HStA. Mainz HStA.

VH . Mecklenburg -Schwerin und Mecklenburg -Strelitz.

Schwerin Schwerin HStA. Schwerin HStA.
Rostock I Rostock HStA.

VIII . Oldenburg.

Rostock HStA.

Brake Brake HZA. Brake HZA. Brake HZA.
,k — — Fedderwardersiel NZA.

— — Nordenhamm NZA . I.
— — Strohausen NZA . I.
— — Elsfleth NZA . l.

Oldenburg — — Oldenburg HStA.
Varel —- — Varel HZA.

H . Braunschweig.

Braunschweig Braunschweig HStA. Braunschweig HStA. Brauuschweig HStA.
» Wolfenbüttel StA. Wolfenbüttel StA. Wolfenbüttel StA.



Amtsstellen, welche befugt sind zur Abfertigung von

Hauptamtsbezirke. Baumwollengarn
(2o1,2u . 3).

Leinengarn
(22au . b).

Leinewand
(22 s u. k).

X . Koburg -Gotha.

Gotha ! Gotha HStA. Gotha HStA. Gotha HStA.IKoburg StA. Koburg StA. Koburg StA.

XI . Anhalt.

Dessau Dessau HStA. Dessau HStA. Dessau HStA.
.. Dessau Zollexped. am Wall- Dessau Zollexped. am Wall- Dessau Zollexped. am Wall-

witzhafen. witzhafen. witzhafen.

-
XII . Elsah -Lothringe « .

Metz Metz HZA. Metz HZA. Metz HZA.
Münster Münster HZA. Münster HZA. Münster HZA.

Gebweiler StA. Gebweiler StA. Gebweiler StA.
Mülhausen Mülhausen HStA. Mülhausen HStA. Mülhausen HStA.



Mülhausen Thann StA. Thann StA.
Colmar Colmar HStA. Colmar HStA.

„ Schlettstadt StA. Schlettstadt StA.
Straßburg Straßburg HStA. Straßburg HStA.
Diedenhofen Fentsch NZA. I. Fentsch NZA. I.
Schirmeck Markirch NZA. I. Markirch NZA. I.
Saarburg Deutsch-Avricourt NZA. I. Deutsch-Avricourt NZA. I.

Chambrey NZA. I. Chambrey NZA. I.

Thann StA.
Colmar HStA.
Schlettstadt StA.
Straßburg HStA.
Fentsch NZA. I.
Markirch NZA. I.
Deutsch-Avricourt NZA. I.
Chambrey NZA. I.
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77 .

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das amtliche Waa-
renverzeichniß zum Zolltarif des deutschen Zollgebiets vom 15 . Juli
1879.

Oldenburg . 1880 Januar 5 . *

Unter Bezugnahme auf Z . 12 des Vereinszollgesetzes vom

1 . Juli 1869 wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht,

daß das vom Bundesrathe am 23 . Deccmber 1879 genehmigte

amtliche Waarenverzeichniß zum Zolltarif des deutschen Zoll¬

gebiets (Gesetz vom 15 . Juli 1879 ) erschienen ist und bei den

Zoll - und Steuerstellen eingesehen , auch im Wege des Buch¬

handels von N . v . Deckers Verlag , Marguard & Schenck,

Berlin 6 . Niederwallstraße 22 , bezogen werden kann.

Oldenburg , 1880 Januar 6.

Staatsmiillsterimn.

Departement der Mnaryen.

Ruhstrat.

Bödeker.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.
-SLW -S-

nv . Band . (Ausgegeben den 30. Januar 1880 .) 43 . Stück.

I K l) «r l t:
»4Z 78. Ministerial -Bekanntmachung vom 8. Januar 1880 , betreffend

die Prüfung der Apotheker-Gehülfen.
»M. 79. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 22. Januar

1880 , betreffend die Verwendung von Surrogaten zur Her¬
stellung von Tabacksfabrikaten.

M 78.
Ministerial -Bekanntmachung , betreffend die Prüfung der Apotheker-Ge-

hülsen.
-Oldenburg, 1880 Januar 8.

Im Anschluß an die Ministerial-Bekanntmachungen
vom II . Februar 1876 und 4. März 1879, betreffend die
Prüfung der Apotheker-Gehülfen(Gesetz-Sammlung Bd. 24
S . 70 und Bd. 25 S . 101) macht das Staatsministerium
bekannt, daß nach einer Bekanntmachung des Reichskanzlers
vom 25. December 1879 (Centralblatt für das deutsche
ReichS . 850) der Bundesrath beschlossen hat , den H. 3
Ziffer 2 der Bekanntmachung, betreffend die Abänderung
der Bestimmungen über die Prüfung der Apotheker-Ge¬
hülfen vom 4. Februar 1879 (Centralblatt S . 91) in fol¬
gender Weise abzuändern:
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8. 3 Ziff . 2.

„2 . das von dem Nächstvorgesetzten Medizinalbeamten
(Kreisphysikus , Kreisarzt u . s. w.) bestätigte Zeugniß
des Lehrherrn über die Führung des Lehrlings,
sowie darüber , daß der letztere die vorschriftsmäßige
dreijährige — für den Inhaber eines von einem
deutschen Gymnasium oder von einer im Sinne des
Z. 90 Ziffer 2n . der Wehrordnung vom 28 . Sep¬
tember 1875 als berechtigt anerkannten Realschule
erster Ordnung mit obligatorischem Unterricht im
Lateinischen ausgestellten Zeugnisses der Reife zwei¬
jährige — Lehrzeit .zurückgelegt hat , oder doch spä¬
testens mit dem Ablaufe des betreffenden Prüfungs¬
monats zurückgelegt haben wird ."

Oldenburg , 1880 Januar 8.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jans en.

Millers.

79.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Verwendung

von Surrogaten zur Herstellung von Tabacksfabrikaten.
Oldenburg , 1880 Januar 22.

Das Staatsministerium macht hierdurch bekannt , daß
nach einem Beschlüsse des Bundesraths vom 27 . November
1879 als Ausnahme von dem in §. 27 des Gesetzes über
die Besteuerung des Tabacks vom 16. Juli 1879 (Reichs¬
gesetzblatt S . 245 ) enthaltenen Verbote der Verwendung
von Tabackssurrogaten die Verwendung von Kirsch- und
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Weichselblättern zur Herstellung von Tabacksfabrikaten von
der Großherzoglichen Zolldirection Hieselbst widerruflich ge¬
stattet werden kann.

Die dabei zu beobachtenden Controlvorschriften werden
den Fabrikanten auf Ersuchen von der Steuerbehörde mit-
getheilt werden.

Die für die genannten Tabackssurrogate zu entrich¬
tende Abgabe ist vom Bundesrathe auf 65 ^ für 100
nach Maaßgabe ihres Gewichts im fabrikationsreifen Zu¬
stande festgesetzt worden.

Oldenburg , 1880 Januar 22.

Staatsministerium.
Departement der Finanzen.

Ruhstrat,

Bödeker.
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nv . Band . (Älusgegeben den4. Februar 1880.) 44 . Stück.

Inhalt:
80 . Bekanntmachung des Staatsmiuisternims vom 30 . Januar 1880,

betreffend die Anerkennung der in spanischen Schiffspapiercn
enthaltenen Bermessungsangaben in den diesseitigen Hafen.

M . 80.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Anerkennung der
in spanischen Schifsspapieren enthaltenen Bermessungsangaben in
den diesseitigen Häsen.

Oldenburg , 1880 Januar 30.

Nachdem vom Deutschen Reiche mit der Königlich
spanischen Regierung eine Vereinbarung wegen gegenseitiger
Anerkennung der nach dem neuen Schisfsvermessungsver-
fahren bewirkten Vermessungen getroffen worden ist , werden
die der spanischen  Handelsmarine angehvrigen Schiffe
in allen hiesigen Häfen , wie folgt , behandelt:

Für dis auf Grund des spanischen Kauffahrteischiffs«
Vermessungs -Reglements vom 2 . Dezember 1874 vermesse¬
nen spanischen Segelschiffe , sowie für diejenigen spanischen
Dampfschiffe , bei welchen die Vermessung der Maschinen -,
Kessel - und Kohlenräume auf Grund der für den Gebrauch

der Vermessungsergebnifse in deutschen Häfen erlassenen
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spanischen Spezial -Vermsssungsvorschristen vom 18 . OcLober
1879 erfolgt ist, sind die in deren Meßbriefen (esrtiüoaäos

äs nr «guso ) bezw . Spezial -Meßbriefen (ssrtiüsrräos ssps-
vialss äs ar <guso ) enthaltenen Angaben über den Netto-
Raumgehalt (tonslass nsto ) ohne Nachvermessung als
maßgebend anzuerkennen.

Bei Dampfschiffen , deren Netto -Raumgehalt auf Grund
des spanischen Kauffahrteischiffs - Vermessungs - Reglements
vom 2 . Dezember 1874 ermittelt wird , gestattet letzteres
für den Inhalt der vorhandenen Maschinen - , Kessel - und
Kohlenräume größere Abzüge vom Brutto -Raumgehalt , als
die deutsche Schiffsvermessungs - Ordnung . Die in den
Meßbriefen spanischer Dampfschiffe enthaltenen Angaben
über deren nach dem gedachten Reglement ermittelten Netto-
Raumgehalt sind daher als »maßgebend nicht anzuerkennen,
sondern durch vorgängige Vermessung der nach Z. 16 der
Schiffsvermessungs - Ordnung vom 5 . Juli 1872 ( Reichs¬
gesetzblatt Seite 274 ) abzugsfähigen Räume richtig zu
stellen.

Dabei ist die Ausfertigung des Meßbriefes nach
Maaßgabe der Formulare k . bezw . v . zu Z. 24 der
Schiffsvermessungs -Ordnuttg durch die Vermessungs -Behörde
(Z. 19 ) und zwar in der Art zu bewirken , daß die Angaben
des Brutto -Naumgehaltes (tonelass total ) , sowie des Raum¬
gehalts der außerdem in Betracht kommenden abzugsfähigen
Raume (ässousntos ) aus dem spanischen Meßbriefe über¬
tragen werden . Die Gebühren für solche theilweise Ver¬
messung sind nach dem durch Z. 32 1 der Schiffsver-
messungs -Ordnung festgestellten Satze , jedoch nur für die
wirklich vermessenen Räume , zu erheben.

Oldenburg , 1880 Januar 30.
Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.
Millers.
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Gesetzblatt
für das

Hevzogthurn Aldenburg.
—SLNSS—

UV . Band . (Ausgegeben den6. Februar 1880.) 45 . Stück.

Inhalt:
»M . 81 . Verordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 31 . Januar

1880 , betreffend Abänderung des Artikels 6 H. 1 der Ver¬
ordnung vom 10 . April 1879 , betreffend die Einführung des
Gerichtsverfassungsgesetzes re-

82 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 30 . Januar 1880,
betreffend die zollamtliche Abfertigung von Mineralölen.

M 81.

Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Abänderung des
Artikels 6 Z. 1 der Verordnung vom 10 . April 1879 , betreffend
die Einführung des Gerichtsverfassnngsgesetzes rc.

Oldenburg , den 31 . Januar 1880.

Wir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr
von Jever und Kniphausen rc. re.

verordnen auf Grund des Artikels 63 des Gesetzes
vom 10 . April 1879 , betreffend die Einführung des
Gerichtsverfassungsgesetzes für das Deutsche Reich vom



27 . Januar 1877 und der gleichzeitig mit demselben in
Kraft tretenden Gesetze, für das Herzogthum Oldenburg,
was folgt:

Das Oberlaudesgericht wird ermächtigt , von der Vor¬
schrift , daß bei jedem Amtsgericht nur eine Depofitalver-
waltung stattfinden soll (Artikel 6 Z. 1 der Verordnung
vom 10 . April 1879 , betreffend die Einführung des
Gerichtsverfasfungsgesetzes re.) hinsichtlich der Gemeinde
Dedesdorf eine Ausnahme eiutreten zu lassen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 31 . Janr.
1880.

(I -. 8 .) Peter.

Tappenbeck . _
Bergmann.

.M 82.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die zollamtliche Ab¬

fertigung von Mineralölen.
Oldenburg , den 30 . Januar 1880.

Auf Grund eines Bundesrathsbeschlusses vom 23 . v. M.
wird hierdurch zur allgemeinen Kunde gebracht , daß dem
Nebenzollamt I . zu Nordenhamm die Befugniß der zollamt¬
lichen Schlußabfertigung derjenigen Mineralöle von nicht
mehr als 700 oder mehr als 880 Dichtigkeitsgraden , für
welche zollfreie Ablassung  beantragt wird , ertheilt
worden ist.

Oldenburg , den 30 . Januar 1880.
StaatsMimficrinM.

Departement der Knaulen.
Ruhstrat.
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Gesetzblatt
für das

.Herzogthum Oldenburg.
- -SLÄDV—

XXV . Band . (Ansgegeben den 19. Februar 1880.) 46 . Stück.

Inhalt:
83. Bekanntmachung der Ablösungs-Commission vom 2. Februar

1880, betreffend die Preise der Naturalien und Dienste, welche
bei den nach dem 31. Deceniber 1879 bis zum Abläufe des
Jahres 1884 beantragten Ablösungen maßgebend sind.

M 83.
Bekanntmachung der Ablösungs-Commission, betreffend die Preise der

Naturalien und Dienste, welche bei den nach dem 31. December
1879 bis zum Ablause des Jahres 1884 beantragten Ablösungen
maßgebend sind.

Oldenburg, den 2. Februar 1880.

In Gemäßheit des Artikels 21 des Gesetzes vom
21. April 1855, die Ausmittelung der Ablvsungspreise der
Naturalien und Dienste betreffend, veröffentlicht die Ab¬
lösungs-Commission in der nachstehenden Tabelle:

I. die Preise der Naturalien,
II. die Preise der Lohnarbeit mit Gespann und mit der

Hand,
HI. die Preise des FuhrlvhnS und des Botenlohns,

welche nach den Vorschriften jenes Gesetzes und der Ver¬
ordnung vom 11. November 1859, betreffend die Abände-
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rung des Gesetzes vom 21 . April 1855 wegen Ausmittelung
der Ablösungspreise der Naturalien und Dienste , ermittelt
und im Herzogthum Oldenburg bei den Ablösungen maß¬
gebend sind , welche nach dem 31 . December 1879 bis zum
Ablauf des Jahres 1884 beantragt werden.

Die festgestellten Preise gelten für das ganze Her¬
zogthum.

Nachrichtlich wird bemerkt:

I . Zur Erleichterung der Ermittelung des Ablösungs-
capitals:

1 . Bei Berechnung des Ablösungscapitals wird der
Geldwerth des Gegenstandes der abzulösenden Be¬
rechtigung zu Grunde gelegt.

Dieser Geldwerth besteht:

u ) bei den Naturalien (Ziffer I der Tabelle ) in dem
vollen Betrage,

d ) bei den Diensten unter Ziffer 72 der Tabelle in
zwei Dritteln,

o) bei den Diensten unter Ziffer 73 und 74 der
Tabelle in drei Vierteln,

ä ) bei den Diensten unter Ziffer 75 , 76 , 77 , 78
und 79 der Tabelle in dem vollen Betrage

der festgestellten Preise . Bei denjenigen Reisediensten
l ^ ü. 75 und 76 ) jedoch , welche zum Verfahren von
Sachen bestimmt sind , und bei welchen der Betrag
dessen , was verfahren werden muß , uicht seststeht,
besteht der Geldwerth in drei Fünfteln der festge-
stellten Preise.

Der Geldwerth ist bei M . 72 , 73 und 74 neben
den Preisen angegeben.

2 . Zur Ermittelung des Reinertrages werden von dem
Geldwerthe
u) der Naturalien , die im Art . 32 des Entschädi¬

gungsgesetzes vom 14 . October 1849,
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d ) der Dienste , die im Art . 77 des Entschädigungs¬
gesetzes

aufgeführten Gegenleistungen und Kosten abgezogen,
wenn und soweit solche dem Berechtigten zur Last
fielen und (bei den Diensten ) bei der Feststellung
der Preise nicht schon berücksichtigt sind.

3 . Das Ablösungs -Capital besteht — wenn und soweit
der Betrag des Capitals vor der Erlassung des
Ablösungsgesetzes vom 11 . Februar 1851 durch Ver¬
trag oder Entscheidung nicht bestimmt ist — nach
Verschiedenheit der im Art . 16 und Art . 29 jenes
Gesetzes angegebenen Fälle , in dem 16fachen , oder
dem 20fachen , oder dem 25fachen Betrage des Rein¬
ertrags.

4 . Bei der Ermittelung des Ablvsungs -Capitals für
diejenigen Dienste , welche weder nach Tagen be¬
stimmt sind , noch in Reise - oder Boteu -Dieusten
bestehen , kommen die festgestellten Preise und die
unter Ziffer 1. 1). a . ä . angegebenen Grundsätze nicht
zur Anwendung , sondern erfolgt die Ermittelung
nach den desfälligen Vorschriften des Ablösungs-
gesetzes vom II . Februar 1851 , beziehungsweise des
Entschädigungsgesetzes vom 14 . October 1849.

II . Die Größe des Oldenburger Scheffels und der in den

verschiedenen Theilen des Herzogthums üblichen Frncht-
maaße ist in der Ministerial -Bekanntmachung vom
2 . Juli 1869 ( Ges .-S . Bd . 21 PNA. 69 ) bestimmt.
Die hiernach sich ergebenden Maaß - und Preisverhält-
nisse sind in der nachstehenden Tabelle enthalten.



FüuchtMüirß rrrrd Prersverkäktntiß.

In den Orten.
Deutliches Maaß.

Gleich
Liter.

Ablösungspreise sür den örtliche n Scheffel.
Scheffel

n Kannen.
Weizen.

S>
Rocken.

s,
Gerste.

-/A ^
Hafer. Bohnen.

Oldenburg , auch Wildes
Hausen . . . . . I Scheffel ü 16 " '^,603 3 25 2 5! 2 02 i 36 2 85

Delmenhorst . . . .
Vechta, Sohne , Steinftld.

1 Scheffel ä 18 -6,003 71 2 86 2 30 i 55 3 25

Dinklage , auch EmsteZ
Und Cappeln . . . 1 Scheffel L 18 26,807 82 2 95 2 37 i 60 3 35

Dam ins . . . . . 1 Scheffel s 20 28,703 4 09 3 16 2 54 i 71 3 59
Cloppenburg . . . 1 Scheffel ä 16 26,710 3 67 2 83 28 i 53 3 21
Löningen , auch Fries-

oythe u . Molbergeu 1 Vierup s 36 ^ -786 6 81 5 26 4 23 2 85 5 97
Jever . . . . . . 1 gestrichener

Scheffel L 22 60,gß9 4 40 3 40 2 74 1 84 3 86
Jever . . . . . . 1 gehäufter

Scheffel L262/z * ' ) 6 ^ /007 5 28 4 08 3 28 2 21 4 63

ch In Löningen und Friesoythe soll neben dem Vicrnpsmaaß ein Scheffelmaaß Vorkommen, welches kleiner ist ols jenes.
**) Die Größenangabc beruht aus von der Ablösungscommission eingezogene Erkundigungen und wird solche in Anwendung

gebracht werden, soweit nicht ein anderes Berhältniß vereinbart oder begründet wird.

650
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III . Hinsichtlich der Gewichtsverhältnisse wird die Ablösungs-
Commission auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmung

gen annehmen:
1. daS in Oldenburg bis 1836 gebrauchte alte Pfund

sei gleich . 33 Loth Kölnisch,
2 . das von 1836 bis 1857 verord¬

net^ Zoll - und Handelspfund sei
- gleich . . . . . . . . . 32 „

3. das in Jeverland gebräuchliche
sog. schwere Pfund sei gleich . 36

und hiernach das Verhältniß dieser Gewichte zu den

durch die Maasz . und Gewichtsordnung für den Nord¬
deutschen Bund vom 17 . August 1868 eingesührten

Gewichte, für welches jetzt die Ablösungspreise festgesetzt

sind , dahin berechnen , daß
50 Kilogramm gleich sind 104 Pfund alt Oldenb.

Gewicht,
50 Kilogramm gleich sind 107 Pfund Zoll - und

Handelsgewicht,
7 Kilogramin gleich sind 15 Pfund Zoll - und

Handelsgewicht,
50 Kilogramm gleich sind 95 Pfund jeverfches Ge¬

wicht,
10 Kilogramm gleich sind 19 Pfund jeverfches Ge¬

wicht.

Oldenburg , den 2. Februar 1880.

Ablösungs -Commission für das Herzogthum Oldenburg.

Hofmeister.

Wiepken.
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L. Preise der Naturalien.

(Das angegebene Maaß ist das frühere Oldenburger fl Scheffel gleich
22,zgz Liter, 1 Kanne gleich 1,425  Liter) ; das angegebene Gewicht das
durch die Maaß - und Gewichtsordnung vom 17 . August 1868 einge¬

führte Gewicht .)

0
Gegenstand.

Preise.

1. Weizen . . . . . . . L Scheffel 3 25
2. Rocken . . 2 51
3. Gerste, Sommer - . . . . „ 2 02
4. Hafer , Futter - . . . . „ 1 36
5. Bohnen , Feld - . . . . „ 2 85
6. Erbsen, Feld- . . . . . 2 75
7. Gerste, Winter - . . . . 1 98
8. Mengkorn von Gerste und

Hafer . . . . . . . „ 1 40
9. Buchweizen . . . . . 1 60

10. Hafermalz. „ 1 10
11. Gerstenmalz . . . . . „ 1 58
12. Kartoffeln. „ 0 55
13. Rappsamen . . . . . „ 3 75
14. Rübsamen . . . . . . „ 3 35
15. Senfsamen . . . . . . L Kanne 0 23
16. Leinsamen . . . . . . „ 0 17
17. Hopfen . . . . . . . ä st, Kilogr. 0 30
18. Flachs:

n) gehechelter, reiner . . „ 0 45
1>) ungehechelter in

Bündeln . . . . 0 34
o) roher . . . . . . Rehmel von

20 Bothen 0 95
19. Hanf , ungehechelter . . . ä st2 Kilogr. 0 27
20. Heu . . . ü 500 Kilogr. 12 00
21. Klee, grüner . . . . . 2 25
22. Weißstroh (Futter ) :

n) auf der Geest . . . „ 7 56
b) in der Marsch . . . ,, 6 oc



ü Gegenstand.
Q

Pre :se.

h

23 . Dachstroh, in Schüfen:
s) auf der Geest . . . a öOOKilogr. 10 75
d) in der Marsch . . . 7 25

24. Bohnen - und Erbsenstroh .
25 . Buchweizenstroh . . . .

„ 6 00„ 3 00

26 . Getreide in Garben:
u) Weizengarben . . . ä Garbe 0 16

-- st) Rockengarben . . . 0 11

o) Gerstengarben . . . 0 08

st) Hafergarben . . . „ 0 07

27 . Grütze:
u) Gersten- u . Hafergrütze ü Kanne 0 20

st) Buchweizengrütze . . 0 20

28 . Schwarzbrot » . ü st, Kilogr. 0 06

29 . Feinbrod . . . . . . „ 0 08

30 . Butter:
a) auf der Geest . . . „ 0 60
st) in der Marsch . . 0 70

31- Käse:
u) magerer. 0 10
st) fetter und Krautkäse. 0 20

32. Milch. L Kanne 0 10
33 . Eier . . . . . . . . ä Stück 0 04

34 . Rindfleisch . . ü st, Kilogr. 0 30

35. Schaf- und Hammelfleisch . 0 20

36 . Schweinefleisch . . . . 0 30

37. Speck (frischer) und Seiten-
speck ohne Schinken . . 0 37

38 . Speckseiten mit anhängenden
Schinken . . . . . 0 35

39 . Schinken:
a ) frischer .. 0 30

st) geräucherter . . . 0 37

40 . Mettwürste:
u) frische . . . . . 0 35

b) geräucherte . . . .
„ 0 44



Gege n sta !l d. Preise.

Z Z)

41. Schivcinskopf:
I . wenn daü zu liefernde

Geivicht feststeht:
n) für einen lang geschnit¬

tenen — d. h. so lang
geschnitten , als das auf
dem Nacken nmgelegte
Ohr reicht . . . . u Hz Kilogr. 0 24

k) für jeden anderen
II . wenn das zu liefernde

Gewicht nicht feststeht:
a ) für einen lang geschickt-

0 16

tenen . . . . . u Stück 3 75
st) für einen jeden andern

Für einen halben
Kopf die Hälfte der
unter Ziffer ! !. n . und
st. bestimmten Preise.

2 00

42. Schweinsrippen . . . . L Hz Kilogr. 0 16
43. Schweinsrncken . . . . 0 18
43 «. Fette Gänsebrüste . . . ü Stück 1 00
41. Ochsen- und Kuhzungen . 0 63
45.
46.

Rinder.
Schweine:

" 30 00

u ) magere. „ !2 00

47.

st) fette . . . . . .

Fcrleln:

A 50 Kilogr.
Schlachtgewicht

30 00

<>,) sechswöchige . . . ü Stück 4 00
k ) dreimonatliche . . . „ 8 00

48.
o) fünfmonatliche . . .

Schafvieh , in den Geest-
districten:

" 10 00

1. Widder (Schasböcke) .
2 . Hammel:

" 3 30

a ) magere . . . . 3 80
st) fette . . . . . 6 00
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Q
Gegenstand.

Preise.

3. Mutterschafe . . . ä Stück 3 00
5. Lämmer . . . . . „ 1 50

49. Hühner und Hahne . . . „ 0 40
50. Junge Hühner und Hähne

(Küken) . . 0 20
51. Gänse:

a ) magere . . - . . . 1 50
k) fette. „ 3 00

52. Enten. 0 50
53. Aale . . . ü ' /? Kilvgr. 0 25
54. Kleine Aale. ü Stiege 0 20
55. Bienen . . . . . . . ä Korb 4 00
56. Wachs . . . . . . . L >/2 Kilogr. 1 30
57. Brennholz in den Geest-

districtcn:
n) buchen Scheittholz für

den Klafter von 90
Knbikfuß. 7 50

d) buchen Rundholz für
ein zweispänniges Inder 3 00

v) anderes Brennholz für
den Klafter . . . . 4 50

58. Hopfenstangen in den Geest-
distrieten:

a) von Ellern . . . . L Schock 2 00
d) von Fuhren . . . „ 2 50

59. Bohnenstangen in den Geeft-
di stritten . . . . . 1 30

60. u) Haidekraut (Streuhaide)
für ein zweispänniges
Fuder . . . . . . 2 25

d) Haide (Forst -, Deck- oder
Zaun -) für ein zweispän¬
niges Fuder . . . . 3 00

61. Ein Knhstrick von Hanfheede
oder FlachS-heed? . . . ._ 0 13
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Z
O

Gegen sta n d.
Preise.

62 Wagenstränge (Pferdestränge)
von Hanf . ä, Stück . 0 25

63. Für das Halten eines Stie¬
res , wenn der Verpflich¬
tete weder ein Sprung¬
geld , noch eine andere
Vergütung genießt, jährl. 75 00

64. Für das Halten eines Ebers
unter gleichen Verhält¬
nissen, jährlich . . . . 15 00

65. Für die Sommerweide:
a ) eines Schweines . . 4 75
b) einer Sau mit Ferkeln,

wenn diese bis zum Al¬
ter von 3 Monaten mit
weiden können . . . 8 00

66. Für die Sommerweide eines
Kalbes:

a ) auf Marschland . . 12 00

b) auf Geest- oder Moor¬
land . . . . . ? 5 00

67. Für die Sommerweide eines
Rindes:

n) auf Marschland . . 20 00
l>) auf Geest- oder Moor¬

land . . . . . . 9 00

68. Für die Sommerweide einer
Kuh:

s.) auf Marschland . . 40 00

b) auf Geest- oder Moor¬
land . . . . . . ! ^

00

69. Für die Sommerweide auf
Moor - oder Geestland:

u) einer Gans . . . . i 25

b) einer Gans mit ihren
I Küken . ? . . . — ! 9 00
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Gegenstand.

Für die Winterfütterung:
n) eines Schweines . .
b) eines Kalbes . . .
«) eines Rindes . . .
ä) einer Kuh . . . .

Leinsäen für den Berechtig¬
ten auf pflichtigem Lande:
für jeden zu säenden
Scheffel Leinsamen . .

Preise.

.6 00
9 00
9 00

15 00

7 00
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IT. Preise der Lohnarbeit mit Gespann und
mit der Hand.

o
Gegenstand.

Preise.
s>

Geld¬
werth.
^ s>

72.

Wenn die Leistung nach Tagen
bestimmt ist:

I. Wenn der Verpflichtete selbst
die erforderlichen Geschirre
und Geräthschaften, Wagen,
Pflug, Sense, Spaten u. s. w.,
halten muß:

für ein Gespann von 2
Pferden und mit einem
Mann für den Tag:

1. Wenn der Verpflichtete am
Abend zu Hause kommen
kann:

u) bei eigener Kost und
Fütterung . . . .

bjbei freier Kost und
4 50 3 00

Fütterung . . .
Für jedes Pferd mehr wird
für den Tag hinzugerechnet:

2 75 i 83

bei eigener Fütterung 1 63 i 09
k) bei freier Fütterung .

Für jeden Mann mehr wird
für den Tag hinzngerechnet:

1 l3 0 75

a) bei eigener Kost . . 0 75 0 50
b) bei freier Kost. . .

2. Wenn der Dienst an meh¬
reren Tagen nach einander
geleistet werden muß, in
der Art, daß der Verpflich¬
tete mit dem Gespann die
Nacht außerhalb seiner
Wohnung bleiben muß:

0 42 0 28
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Q
Gegenstand.

Preise.

s>

Geld¬
werth.
^ s>

bei eigener Kost und Fütte¬
rung für den zweiten nnd
folgenden Tag:

n) für das Gespann von
2 Pferden und mit
einem Mann . . . 5 50 3 67

d) für jedes Pferd mehr
geht hinzu . . . . r 75 l 17

ossüc jeden Mann mehr
geht hinzu . . . ' . i 00 0 67

73.

II Wenn der Beiechtigte den
Wagen und die sonstigen
Gerathsthaften stellen muß,
so ist von den unter Ziff. >.
für den Dienst bestimmte»
Preisen für jeden Tag 50 h
abznziehen.

III Wenn der Berechtigte Kost
und Fütterung geben muß,
oder der Verpflichtete dafür
eine Vergütung erhält , so
find von den unter Ziff . i . 2.
für den Dienst bestimmten
Preisen für jeden Tag 1
50 s> abzuziehen.

Für Gras - oder Kornmähen,
Torsgraben und Grabenaus,
werfen (Schloten ) :

l . bei eigener Kost . . . i i3 0 85
2. bei freier Kost . . . 0 60 0 45

74. Für alle sonstigen Handdienste
— (insbesondere auch, wenn
die Art der zu leistenden
Dienste überall nickt bestimmt
ist) - -



Ordn.-.
Gegenstand. Preise.

Geld¬
werth.

I. der Männer für jeden Tag:
1. im Sommer(vom1.April

bis t. November):
a) bei eigener Kost. . 0 84 0 63
d) bei freier Kost . .

2. im Winter:
0 39 0 29

a) bei eigener Kost. . 0 63 0 47
d) bei freier Kost . . 0 26 0 20

II. der Frauen, ohne Rücksicht
auf die Jahreszeit, für jeden
Tag:
I. bei eigener Kost . . . 0 47 0 35
2. bei freier Kost . . . 0 21 o 16
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LIL. Preise des Fuhr - und Botenlohns.

6-

Gegenstan d.
Preise.
^ S>

75.

76 .

Bei nach Tagen bestimmten Neisefuhre » ,
wenn der Verpflichtete Wagen , Geschirr
und sonstige Geräthschaften selbst halten
muß:
1 . wenn die Reise in einem Tage gemacht

werden kann:
für ein Gespann von 2 Pferden und
mit einem Mann für jeden Tag:
и ) bei eigener Kost und Fütterung
к) bei freier Kost und Fütterung .

für jedes Pferd mehr geht hinzu für
jeden Tag:

u ) bei eigener Fütterung . . . .
b ) bei freier Fütterung . . . .

für jeden Mann mehr geht hinzu für
jeden Tag:

и ) bei eigener Kost . . . . . .
к ) bei freier Kost.

2 . wenn die Reise hin und zurück in
einem Tage nicht gemacht werden kann
und daher der Pflichtige mit dem Ge-
spann die Nacht außer seiner Woh-
nung zubringen muß:

bei eigener Kost und Fütterung für
den zweiten und jeden folgenden Tag:
u ) für das Gespann von 2 Pferden

und mit einem Mann . . . .
b ) für jedes Pferd mehr geht hinzu
e ) für jeden Mann mehr geht hinzu

Bei nach der Ortsentfernung bestimmten
Reisediensten , wenn der Pflichtige selbst
Wagen , Geschirr und sonstige Geräth¬
schaften halten und Kost und Fütterung
tragen muß:

4
3

50
00

I 70
1 20

0 80
0 45

6 00
2 00
1 00
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O

77.

Gegensinn d.

I bis zu einer Ortsentfernung von
3 Oldenburger Postmeilen , für jede
Meile der Entfernung des Ortes:
а ) für ein Gespann von 2 Pferden

^ und mit einem Mann . . . .
б) für jedes Pferd mehr geht hinzu
v) füc jeden Mann mehr geht hinzu

2. bei einer Ortsentfernnng über 3
Meilen , für die vierte und jede fol¬
gende Meile der Entfernung:
a ) für ein Gespann von 2 Pferden

und mit einem Mann . . . .
bl für jedes Pferd mehr geht hinzu
e,) für jeden Mann mehr geht Hinz»

I . Wenn bei den unter 75 und 76
gedachten Diensten der Berechtigte den
Wagen , das Geschirr und die sonstigen
Geräthschaften halten muß , oder der
Verpflichtete nur Vorspann zu leisten
hat , so sind von den unter .-Vö. 75 und
76 bestimmten Preisen abzurechnen:

n) bei nach Tagen bestimmten Diensten
für jeden Tag.

li) bei nach Meilen bestimmten Dien¬
sten für jede Meile . . . . .

II . Wenn bei den unter M . 75 Ziffer 2
und M . 76 gedachten Diensten der Be¬
rechtigte Kost und Fütterung tragen,
oder dem Verpflichteten dafür eine Ver¬
gütung entrichten muß , so sind von
den unter 75 Ziffer 2 und M . 76
bestimmten Preisen abzuziehen:

n) bei den nach Tagen bestimmten
Diensten für jede 24 Stunden . .

b) bei den nach Meilen bestimmten Dien¬
sten für jede Meile der Entfernung

Preise.

iE
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Gegenstand.
Preise.

^ s>

Für Botengehen , einschließlich der dabei
vorkommenden Verrichtungen , z. B . das
Tragen von Sachen:

1. wenn der Verpflichtete selbst sich be¬
köstigen muß:
u) bei nach Tagen bestimmten Dien¬

sten für jeden Tag . . . . .
b ') bei nach der Ortsentfernung be¬

stimmten Diensten für jede Meile
der Entfernung . .

2 . wenn der Berechtigte die Zehrungs¬
kosten tragen , oder dem Verpflichteten
dafür eine Vergütung entrichten muß,
so sind von den unter Ziffer 1 an¬
gegebenen Preisen abzuziehen:
s ) bei nach Tagen bestimmten Dien¬

sten für jeden Tag.
d ) bei nach der Ortsentfernung be¬

stimmten Diensten für jede Meile
Für Brieftragen die unter Ziffer 78 be¬

stimmten Preise . . . . . . . .

1

0

0

0

00

30

50

18
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Gesetzblatt
für das

Heezogthum Kl - enbneg.

XXV. Band. (Ausgegeben den 24. Februar 1880.) 47. Stück.

Inhalt:
84. Gesetz für das Herzogthnm Oldenburg vom 12. Februar 1880,

betreffend die Zwangserziehung verwahrloster Kinder und jugend¬
licher Uebelthiiter.

^ü. 85. Verordnung vom 12. Februar 1880, betreffend das Gesetz für
das Herzogthnm Oldenburg vom 12. Februar 1880, betreffend
die Zwangserziehung verwahrloster Kinder und jugendlicher
Uebelthütcr.

«4.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Zwangserziehung

verwahrloster Kinder und jugendlicher Uebelthiiter.
Oldenburg, den 12. Februar 1880.

Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dithmarschen
und Oldenburg, Fürst von Lübeck und Birkenfeld, Herr
von Jever und Kniphausen rc. rc.

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthnm Oldenburg, was folgt:

Art. I.
ß. i . Wer nach Vollendung des achten und vor

Vollendung des zwölften Lebensjahres eine strafbare Hand-
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lung begangen hat , kann in eine geeignete Familie oder
in die Erziehungs - und Besserungs -Anstalt (Art . 11 .) unter¬
gebracht werden , wenn die Unterbringung mit Rücksicht

auf die Beschaffenheit der strafbaren Handlung , auf die
Persönlichkeit der Eltern oder sonstigen Erzieher des Kin¬

des und auf dessen übrige Lebensverhältnisse zur Verhütung
weiterer sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist.

Z. 2 . Die Unterbringung zur Zwangserziehung er¬
folgt auf Anordnung des Staatsministeriums , Departement
der Justiz , nachdem die Vormnndschaftsbehörde (Amtsgericht)
den Eintritt der Voraussetzungen des Z. 1. unter Bezeich¬
nung der für erwiesen erachteten Thatsachen festgestellt und
die Unterbringung für erforderlich erklärt hat.

Art . 2.

Die Vormundschaftsbehörde beschließt von Amtswegen
oder auf Antrag . Die Staatsanwaltschaft ist verpflichtet,
der Vormundschaftsbehörde von den im Art . 1» bezeichnten
strafbaren Handlungen , welche zu ihrer Kenntniß gekommen
sind, Mittheilung zu machen.

Die Vormundschaftsbehörde hat vor der Beschlußfas¬
sung die Eltern oder , sofern diese nicht leben , die Groß¬
eltern , den Vormund oder Curator und den Gemeinde¬

vorstand zu hören , falls deren Anhörung ohne erhebliche
Schwierigkeiten erfolgen kann , sowie in allen Fällen das

Amt ( Stadtmagistrat , einer Stadt erster Elaste ) um Abgabe
eines Gutachtens zu ersuchen.

Die Vormundschaftsbehörde kann Zeugen eidlich ver¬

nehmen.
Der Beschluß der Vormnndschaftsbehörde ist in einer

Schlußverhandlung zu verkünden . Von dem zur Schluß¬
verhandlung anberaumten Termine ist, außer den im zwei¬

ten Absatz dieses Paragraphen genannten Personen und

Behörden , der Schulvorstand zu benachrichtigen . Dieselben
sind berechtigt , über den Gegenstand der Verhandlung ihre



Erklärung in diesem Termine oder vorher schriftlich abzu¬
geben.

Art . 3.

Gegen den Beschluß der Vormundschaftsbehörde steht
den im Art . 2 . Absatz 2 . und 4 . genannten Personen und
Behörden das Recht der Beschwerde zu , den Eltern bezw.
Großeltern jedoch nur dann , wenn der Beschluß auf Unter¬
bringung lautet.

Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung , wenn sie
innerhalb einer Woche , von Verkündung des Beschlusses
angerechnet , bei der Vormundschaftsbehörde eingereicht wird.

Art . 4.

Hat die im Art . 2 . angeordnete Anhörung der Eltern
bezw . Großeltern , des Vormundes oder Curators nicht
stattfinden können , so sind dieselben jederzeit berechtigt , die
Wiederaufnahme des Verfahrens zu verlangen.

Art . 5.

K. 1. Die Vormundschaftsbehörde legt ihren aus Un¬
terbringung gerichteten Beschluß , unter Anschluß der Acten
mit einer gutachtlichen Aeußerung über die Art der Unter¬

bringung , dem Staatsministerium , Departement der Justiz,
vor . Dieses bestimmt , soweit noch nöthig , nach Einziehung
eines Gutachtens des Amts (Stadtmagistrats ) und der be¬
treffenden Armenbehörde , ob das Kind in eine geeignete
Familie oder ob dasselbe in die Erziehungs - und Besserungs-
Anstalt ' unterzubringen ist , und benachrichtigt hiervon die
Vormundschaftsbehörde.

Z 2 . Die Unterbringung soll in der Regel zunächst
in eine geeignete Familie erfolgen . Ist aber die Annahme
begründet , daß eine solche , namentlich wegen der Persön¬
lichkeit des Kindes nicht genügen werde , oder erscheint die¬

selbe aus sonstigen Gründen nicht thunlich oder nicht ange-



messen , so hat eine Unterbringung in die Erziehungs - und
Besserungs -Anstalt zu geschehen . Das Nämliche kann auf
Antrag der Pflege -Eltern oder des Vormundes , sowie des
Amts oder der Schul - oder der Armeubehörde angeordnet
werden , wenn sich die Erziehung in der Familie als unge¬
nügend zur Erreichung des Zweckes erweist , insbesondere
wenn das Kind sich wiederholt ungehorsam gegen die Pflege¬
eltern beträgt , oder abermals eine strafbare Handlung
begeht.

tz. 3 . Als geeignet zur Zwangserziehung sind nur
solche Familien anzusehen , welche

1. sich eines guten Rufes zu erfreuen haben,
2 . der Confessio » der ihnen anzuvertrauenden Kinder

angehören,
3 . bereit sind , das ausgeuommene Kind in den Familien¬

kreis eiutreten zu lassen , und
4 . in geordneten Vermögensverhältnissen leben.

Art . 6.

§ , 1 . Die Zwangserziehung hört , abgesehen von der
Aushebung des Uuterbringuugsbeschlusses im Falle des
Art . 4 ., auf:

1. mit dem vollendeten 16 . Lebensjahre des Zöglings,
2 . vor diesem Zeitpunkte auf Verfügung des Staats¬

ministeriums , Departement der Justiz , wenn die Er¬
reichung des Zweckes der Zwangserziehung anderweit
sichergestellt oder dieser Zweck erreicht ist . Ist dies
zweifelhaft , so kann eine widerrufliche Entlassung ver¬
fügt werden . Diese ist zurückzunehmen , wenn das
Kind den zu stellenden Bedingungen nicht genügt.

§ . 2 . Wird von den Eltern beziehungsweise Groß¬
eltern , dem Vormund oder Curator die Entlassung aus der

Zwangserziehung beantragt , weil der Zweck dieser Erziehung
anderweit sichergestellt sei , so entscheidet über den Antrag
bei Widerspruch des Amts (Stadtmagistrats ) oder der
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Armenbehörde , auf Anrufen des Antragstellers die Vor¬

mundschaftsbehörde . Gegen den abweisenden Beschluß der

Behörde steht dem Antragsteller , gegen deu auf Entlassung
lautenden dem Amte bezw . der Armencommission das Recht

der Beschwerde zu . Die Beschwerde muß innerhalb einer

Woche bei der Vormundschaftsbehörde eingereicht werden

und hat aufschiebende Wirkung.
Ein abgewiesener Antrag darf erst nach Ablauf von

sechs Monaten wiederholt werden.

Z. 3 . In außergewöhnlichen Fällen kann auf Antrag

des Amts (Stadtmagistrats ) oder der Armenbehörde die
Zwangserziehung durch Beschluß der Vormundschaftsbehörde

bis zum vollendeten 18 . Lebensjahre des Zöglings ausge¬

dehnt werden , wenn eine solche Ausdehnung zur Erreichung

des Zwecks der Zwangserziehung erforderlich erscheint.

Art . 7.

Z. 1. Die Verhandlungen bei der Vormundschafts¬

behörde sind gebührenfrei . Die baaren Auslagen fallen

der Staatskasse zur Last.
Z. 2 . Beschwerden werden in dem für Vormundschafts¬

sachen bestehenden Jnstanzenzuge erledigt.

Art . 8.

Wird ein Angeschuldigter gemäß Z. 56 . des Straf¬
gesetzbuchs freigesprochen , wird jedoch im Urtheile bestimmt,

daß derselbe in eine Erziehungs - oder Besserungs -Anhalt
gebracht werden soll , so verfügt auf darüber von der Staats¬
anwaltschaft zu erstattenden Bericht das Staatsministerium,

Departement der Justiz , die Unterbringung desselben in

die Erziehungs - und Besserungs -Anstalt auf so lange , als

die der Anstalt Vorgesetzte Behörde (Art . 11 .) solches für

erforderlich erachtet , jedoch nicht über das vollendete zwan¬
zigste Lebensjahr.
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Art . 9.

§ . 1. Die Zwangserziehung kann vom Staatsmini¬
sterium , Departement der Justiz , auch angeordnet werden:

1. gegen jugendliche Personen , gegen welche gemäß Z. 57.
des Strafgesetzbuchs eine Freiheitsstrafe von weniger
als sechs Monaten erkannt ist , wenn in Berücksichti¬
gung ihres Alters und seitherigen Betragens die
Zwangserziehung zum Zweck ihrer sittlichen Besserung
erforderlich erscheint,

2 . gegen Kinder unter 16 Jahren , welche so wider¬
spenstig oder ungehorsam gegen ihre Eltern oder
Vorgesetzten sich betragen , daß die Fürsorge der Fa¬
milie oder der Armenbehörde als unzureichend zu
ihrer Besserung sich zeigt , sofern nicht deren Verwei¬
sung in die Zwangsarbeits -Anstalt nach Art . 4 . Zif¬
fer 8 . des Gesetzes vom 14 . März 1870 , die Zwangs¬
arbeitsanstalt betr ., für erforderlich oder für ange¬
messener erachtet wird.

Z. 2 . Die Anordnung der Zwangserziehung kann
sowohl vom Amte (Stadtmagistrate ) , als vom Vater , bei
unehelichen Kindern von der Mutter , bei bevormundeten
Kindern vom Vormunde mit Genehmigung der Vormund¬
schaftsbehörde , sowie von der Schul - oder der Armenbehörde
bei dem Amte beantragt werden , welches dann das weiter
Erforderliche zu besorgen hat.

Zuständig für den Antrag beziehentlich zur Vorlegung
eines bei ihm gestellten Antrags bei dem Staatsministerium
ist dasjenige Amt (Stadtmagistrat ) , in dessen Bezirk der
Vater , bei unehelichen Kindern die Mutter , den llnter-
stütznngswohnsitz hat oder im Falle des Ablebens zuletzt
gehabt hat , oder auch die Vormundschaftsbehörde , nach
Anhörung des Gemeinderaths der betreffenden Gemeinde.
Gehört das Kind zu den Landarmen , so ist der Amtsvor-
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stand des Amtsverbandes zuständig und der Amtsrath zu
hören.

Erhält der zur Ernährung eines unter Z. 1. fallenden
Kindes Verpflichtete oder dieses selbst keine Unterstützung
aus Armenmitteln , so ist die Zustimmung des Ersteren
und , wenn das Kind unter Vormundschaft steht , die Zu¬
stimmung des Vormundes und der Vormundschastsbehörde
erforderlich.

ß . 3 . Die Zwangserziehung wird ausgeführt unter
Berücksichtigung des Alters und seitherigen Betragens der
im K. 1. bezeichnten Personen , sowie der Wünsche und
Anträge des Vaters beziehentlich Vormundes und der außer¬
dem zu hörenden Schul - und Armenbehörden , entweder
durch Unterbringung in eine geeignete Familie (Art . 5 . ß . 3.)
oder durch Ueberweisuug in die Erziehungs - und Besserungs-
Anstalt . Ist erstere angeordnet , so kommt eintretenden Falls
Art . 5 . Z. 2 . zur Anwendung.

Art . 10.

Z. I . Die Dauer der Zwangserziehung der im Art . 9.
§ . 1. bezeichnten Personen wird vom Staatsministerium,
Departement der Justiz , bestimmt , soll jedoch der Regel
nach nicht über das vollendete 18 . Lebensjahr hinausgehen,
es sei denn , daß eine ini Art . 9. Z. I . unter Ziffer I.
bezeichnte Person zur Zeit der Verfügung der Zwangs¬
erziehung das 16 . Lebensjahr bereits erreicht hat , in wel¬
chem Falle die Dauer der Zwangserziehung bis zum voll¬
endeten 20 . Lebensjahre erstreckt werden kann.

ß . 2 . Die Entlassung aus der Zwangserziehung kann
unter , im Verwaltungswege festzustellenden Bedingungen
und Voraussetzungen schon nach Vollendung des Alters
der Schulpflichtigkeit und nach erfolgter Confirmation ge¬
stattet werden . Dieselbe ist jedoch bis zur Vollendung des
18 . Lebensjahres des Entlassenen eine vorläufige und kann
bei schlechter Führung bis zu diesem Zeitpunkt durch Ver-



fügung des Staatsmiilisteriums , Departement der Justiz,
zurückgenominen werden.

In diesem Falle tritt stets die Überweisung in die
Erziehungs - und Besserungs -Anstalt ein , falls nicht eine
Verweisung in die Zwangsarbeits -Anstalt nach den für
diese geltenden Vorschriften angemessen erachtet und vom
Staatsministerium , Departement des Innern , verfügt wird.

Art . II.

Zur Ausnahme der nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes in die Erziehungs - und Besserungs -Anstalt zu
bringenden Personen männlichen Geschlechts ist in Vechta
eine staatliche Anstalt einzurichten , welche der Aufsicht und
Leitung der Direction der Strafanstalten unterstellt , im
Uebrigen aber von den Strafanstalten und der Zwangs¬
arbeitsanstalt völlig getrennt gehalten werden soll.

Die Oberaufsicht über die Anstalt führt das Staats¬
ministerium , Departement der Justiz.

Personen weiblichen Geschlechts sind ebenso wie weib¬
liche Zwangsarbeiter bis weiter in die für letztere bestimm¬
ten Räume des Weibergefängnisses zu Vechta auszunehmen.

Art . 12.

Die näheren Bestimmungen über die Beaufsichtigung,
den Unterricht (welcher in Betreff des Religionsunterrichts
confessionell sein soll) , die sonstige Beschäftigung , Behand¬
lung , Bekleidung und Verpflegung der der Zwangserziehung
überwiesenen Kinder und sonstigen jugendlichen Personen,
werden vom Staatsministerium , Departement der Justiz,
und zwar für die Erziehungs - und Besserungs -Anstalt in
einer zu erlassenden Hausordnung , festgestellt.

Art . 13.

Die Unterbringung eines Kindes oder einer der im
Art . 9 . bezeichnten jugendlichen Personen in eine andere
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Erziehungs- und Besserungs-Anstalt statt der im Art. 11.
bezeichneten, unterliegt der Genehmigung des Staatsmini¬
steriums, Departement der Justiz.

Art. 14.
Die Kosten des Unterhalts der der Zwangserziehung

unterworfenen Personen, einschließlich des Unterrichts und
der Bekleidung, sind, wenn und soweit sie aus dem Ver¬
mögen des Zöglings selbst nicht bestritten werden können,

1. für die im Art. 8. bezeichneten Angeschuldigten vom
Staate zu tragen,

2. für die im Art. 1. und Art. 9. bezeichneten Kinder
und jugendlichen Personen von dem zu deren Ernäh¬
rung Verpflichteten, bei dessen Unvermögenheit von
derjenigen öffentlichen Casse zu erstatten, welcher eine
etwaige Armenunterstützung des Zöglings oder des
zu seiner Ernährung Verpflichteten obliegen würde,
von letzterer jedoch nur zum Betrage von jährlich
75-/M Das mehr Erforderliche fällt der Staatscasse
zur Last.

Für unvermögend ist derjenige zu achten, welcher nach
dem Ermessen des Staatsministeriums, Departement der
Justiz, durch Bezahlung der Unterhaltungskosten außer
Stand gesetzt werden würde, sich selbst und seine Familie
angemessen zu ernähren.

Art. 15.
Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Gesetz in Kraft tre¬

ten soll, wird durch Verordnung bestimmt.
Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.
Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 12. Febr.

1880.
(I.. 8.) Peter.

Tappenbeck.
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M 85.

Verordnung , betreffend das Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom
12. Februar 1880 , betreffend die Zwangserziehung verwahrloster
Müder und jugendlicher Uebelthäter.

Oldenburg , den 12. Februar 1880,

Mir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dithmarschen
und Oldenburg, Fürst von Lübeck und Birkenfeld, Herr
von Jever und Kuchhausen:c. rc.

verordnen auf Grund des Artikels 15. des Gesetzes
für das Herzogthum Oldenburg vom heutigen Tage, betref¬
fend die Zwangserziehung verwahrloster Kinder und jugend¬
licher Uebelthäter, was folgt:

Das Gesetz vom heutigen Tage, betreffend die Zwangs¬
erziehung verwahrloster Kinder und jugendlicher Uebelthäter,
tritt am 1. April 1880 in Kraft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlöffe zu Oldenburg, den 12. Febr.
1880.

(U. 8.) Peter.

Tappenbeck.

B argmann.
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«esrtzlil-itt
für das

Heezogthum Oldenburg.
-^ -LSLSL -̂

XXV. Band. (Ausgegeben dm 26. Februar 1880.) ,48. Stück.

Inhalt:
.̂ L 86. Verordnung vom 17. Februar 1880, betreffend Abänderung

des Artikels 97. ß. 3. der revidirten Gemeindeordnung.
87. Verordnung vom 17. Februar 1880, betreffend die Aenderung

der Grenze zwischen den Gemeinden Hatten und Hnntlosen und
den Amtsverbänden Oldenburg und Wildeshausen.

88. Verordnung vom 17. Februar 1880, betreffend die Aenderung
der Grenze zwischen den Gemeinden Garrel und Emsteck einer¬
seits und der Gemeinde Großenkneten andererseits, und den
Amtsverbänden Cloppenburg und Wildeshausen.

89. Bekanntmachung des Staatsmiuisteriums vom 18. Febr. 1880,
betreffend den Maßstab für die Verzollung von Ban- und
Nutzholz.

90. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 17. Febr. 1880,
betreffend die Ertheilung der Rechte einer juristischen Person
an den Hauptverein der Gnstav-Adolf-Stiftung zu Oldenburg.

M 86.
Verordnung, betreffend Abänderung des Artikels 97. ß. 3. der revidirten

Gemeindeordnung.
Oldenburg, den 17. Februar 1880.

ir Nmüäus Medych Peter, von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
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von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen rc . rc.

verordnen auf Grund des Artikels 137 . Ziffer 2. des
Staatsgrundgesetzes für das Herzogthum Oldenburg was
folgt:

Die Vorschrift des Artikels 97 . Z. 3 . der revidirten
Gemeindeordnung vom 15 . April 1873 findet , soweit sie
die Frist für die Einbringung von Beschwerden befaßt , bei
Beschwerden (Klaganträgen ) gegen ablehnende Beschlüsse
oder Verfügungen der Armenverbände in den nach dem
Reichsgesetz vom 6. Juni 1870 über den Unterstützungs-
Wohnsitz sich regelnden Ärmeuaugelegenheiten keine An¬
wendung.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnfiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 17 . Febr.
1880.

(U. 8.) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.
-7 - -

vr . Driver.

.M 87.

Verordnung , betreffend die Aenderung der Grenze zwischen den Gemein¬
den Hatten und Huntlosen und den Amtsverbändm Oldenburg und
Wildeshausen.

Oldenburg , den 17 . Februar 1880.

Wir Nicolaus Friedrich Peter , von Gottes Gnaden

Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog

von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen



und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen rc. rc.

verordnen auf Grnnd des Artikels 137 . Ziffer 2 . des

Staatsgrundgesetzes was folgt:
Die Grenze zwischen den Gemeinden Hatten und Hunt»

losen und den Amtsverbänden Oldenburg und Wildeshausen
wird in der Strecke von Schohusen abwärts durch die

Mitte des neuen Bettes der Hunte gebildet.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 17 . Febr.
1880.

(U. 8.) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

I) r . Driver.

M 88.

Verordnung , betreffend die Aenderung der Grenze zwischen den Gemein¬

den Garrel und Emsteck einerseits und der Gemeinde Großenkneten

andererseits , und den Amtsverbänden Cloppenburg und Wildes¬

hausen.
Oldenburg , den 17 . Februar 1880.

Wir Ni cot ans Friedrich Peter , von Gottes Gnaden

Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog

von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen rc. rc .,

verordnen auf Grund des Artikels 137 . Ziffer 2 . des
Staatsgrnndgesetzes was folgt:
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Die Grenze zwischen den Gemeinden Garrel und Emsteck
einerseits und der Gemeinde Großenkneten andererseits , und
den Nmtsverbänden Cloppenburg und Wildeshausen wird

in der Strecke vom sogenannten Katzenkopf abwärts durch
die Mitte des neueil Bettes der Lethe gebildet.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben ans dem Schlosse zu Oldenburg , den 17 . Febr.
1880.

(U. 8.) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

vr . Driver.

89 .

Bekanntmachung des Staatsmimsteriums , betreffend den Maßstab für
die Verzollung von Ban - und Nutzholz.

Oldenburg , den 18 , Februar 1880.

Das Staatsministerium bringt hiermit zur allgemeinen
Kunde , daß der Bundesrath am 29 . v. M . beschlossen hat,

1. daß Bau - und Nutzholz in der Regel beim Eingänge
in Flößen , Schiffen , oder auf gewöhnlichen Land¬
wegen nach Rauminhalt , bei dem Eingänge auf der
Eisenbahn nach der Wahl des Zollpflichtigen ent¬
weder nach Rauminhalt oder nach Geivicht zu decla-
riren und zu verzollen ist , Mangels einer solchen
Angabe im letzteren Falle aber die Zollbehörde den
anzuwendenden gesetzlichen Maßstab zu bestimmen hat;

2 . daß die obersten Landesfinanzbehörden befugt sind,

von der unter 1. aufgestellten Regel inr Falle beson-
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deren Bedürfnisses Abweichungen anzuordnen , welche
öffentlich bekannt zu machen sind.

Oldenburg , den 18 . Februar 1880.

Staatsministerium.

Departement der Manzen.

Ruhstrat.

Bödeker.

90 .

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Ertheilung der
Rechte einer juristischen Person an den Hauptverein der Gustav -
Adolf -Stiftung zu Oldenburg.

Oldenburg , den 17 . Februar 1880.

Das Staatsministerium bringt hierdurch zur öffent¬
lichen Kunde , daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog
geruht haben , dem durch einen Vorstand von 12 Personen
vertretenen Hauptverein der Gustav -Adolf -Stiftung zu Ol¬
denburg auf Grund der vorgelegten Statuten die Rechte
einer juristischen Person zu ertheilen.

Oldenburg , den 17. Februar 1880.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

vr . Driver.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXV . Band . (Ausgegebm den 24. März 1880.) 49 . Stück.

Inhalt:
91. Bekanntmachung des Staatsministerinms vom 18. März 1880,

betreffend die Schließung der Brücken und Schleusen in öffent¬
lichen Kanälen und Flüssen.

92. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 18. März 1880,
betreffend Veränderungen in der Organisation der diesseitigen
Zoll - und Steucrverwaltung.

M 91.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Schließung der
Brücken und Schleusen in öffentlichen Kanälen und Flüssen.

Oldenburg , den 18. März 1880.

Auf Grund des Artikels9 K. 6 des Gesetzes vom
5. December 1868, betreffend die Organisation des Staats¬
ministeriums re., wird hiedurch vorgeschrieben, daß Jeder,
welcher eins in einem öffentlichen Kanal oder einem Flusse
liegende Schleuse oder eine über einen öffentlichen Kanal
oder Fluß führende Brücke zum Durchlässen eines Schiffs
geöffnet hat oder hat öffnen lassen, den gehörigen Verschluß
derselben sofort nach der Durchfahrt des Schiffs zu bewirken
hat, soweit nicht bei solchen Brücken und Schleusen, bei
welchen ein Brücken- oder Schleusen-Geld erhoben wird,
dieser Verschluß durch den dazu bestellten Aufseher erfolgt.
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Wer diese Vorschrift nicht befolgt wird mit Geldstrafe
bis zu 150 -/A bestraft.

Oldenburg , den 18 . März 1880.
Staatsuttnisterium.

Departement des Innern.
Jansen . _

vr . Driver.

92
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Veränderungen in

der Organisation der diesseitigen Zoll - und Steuer -Verwaltung.
Oldenburg , den 18 . März 1880.

Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachungen vom
20 . December 1853 und 1. November 1875 bringt das
Staatsministerium hierdurch zur öffentlichen Kunde , daß
vom 1. April d. I . ab,

von den bisherigen dem hiesigen Hauptsteueramte unter¬
stellten Obergrenzkontrolebezirken Ochtum und Warfleth
ein Theil umfassend

den Flecken Berne und
die Bauerschaften Bernebüttel , Ranzenbüttel , Schlüte,

Bettingbühren , Wehrder und Weserdeich
mit dem Nebenzollamte I . in Berne , der Legitimations¬
scheinstelle in Weserdeich , und den Aufsichtsstationeu
Ohrt , Berne und Weserdeich

der Obergrenzkontrole Elsfleth und damit dem Hauptzoll¬
amte Brake unterstellt und für den dem Hauptsteueramte
Oldenburg verbleibenden Theil die Obergrenzkontrole in
Lemwerder eingerichtet wird.

Oldenburg , den 18 . März 1880.
Staatsministcrium.

Departement der JinanM.
Ruhstrat . _ ^

Bödeker.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.
—-SÄ 'SŜ L -7-

XXV. Band. (Allsgegeben dm 17. April 188V.) 50. Stück.

Inhalt:
»M. 93. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 24. März 1880,

betreffend die Verwendung von Surrogaten zur Herstellung
von Tabacksfabrikaten.

93
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Verwendung von

Surrogaten zur Herstellung von Tabacksfabrikaten.
Oldenburg , den 24. März 1880.

Das Staatsministerium macht hierdurch bekannt, daß
nach einem Beschlüsse des Bundesraths vom 12. d. M. als
Ausnahme von dem im ß. 27 des Gesetzes über die Be¬
steuerung des Tabacks vom 16. Juli 1879 (Reichsgesetzblatt
S . 245) enthaltenen Verbote der Verwendung von Tabacks-
surrogaten in Zukunft auch die Verwendung von MMothen-
blüthen(Steinklee) und eingesalzenen Rosenblättern bei der
Herstellung von Tabacksfabrikaten von der Großherzoglichen
Zolldirektion Hieselbst widerruflich gestattet werden kann.

Die dabei zu beobachtenden Controlvorschriften werden
den Fabrikanten auf Ersuchen von der Steuerbehörde mit-
getheilt werden.
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Dis für die genannten Tabackssurrogate zu entrich¬

tende Abgabe ist vom Bundesrathe auf 65 für 100

nach Maßgabe ihres Gewichts im fabrikationsreifen Zu¬

stande festgesetzt worden.

Oldenburg , den 24 . März 1880.
Staatsmimsterium.

Departement der Finanzen.
Ruhstrat.

Bödeker.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXV . Band . (Ausgegeben den 8. Mai 1880.) 51 . Stück.

Inhalt:
94 . Verordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 22 . April

1880 , betreffend die Baupolizeiordnung für die Gemeinde
Bant.

94 .

Verordnung für das Herzogthnm Oldenburg , betreffend die Baupolizei¬
ordnung für die Gemeinde Bant.

Oldenburg , den 22 . April 1880.

Wir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Storwarn , der Dith¬
marschen und Aldenburg , Fürst von Lübeck und Dirken-
feld , Herr von Jever ' und Kniphauscn etc . ete.

verordnen auf Grund des Artikels 5 des Gesetzes vom
13. März 1879 , betreffend die Bildung einer Gemeinde
Bant , was folgt:

Das Gesetz vom 25 . März 1879 , betreffend Anlegung
oder Veränderung von Straßen und Plätzen in den Städten
und größeren Orten , wird auf Grund des Artikels 12 dieses
Gesetzes auf die Gemeinde Bant anwendbar erklärt.
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8- 2.

Die baupolizeiliche Erlaubniß (Artikel 1 des Gesetzes
vom 25 . März 1879 ) ist bei dem Gemeiudevorstande schrift¬
lich nachzusuchen.

Das Gesuch muß eine genaue uud vollständige Angabe
der beabsichtigten Bau -Ausführung ' enthalten und durch
deutliche und correcte Zeichnungen erläutert werden.

Die Zeichnungen sind in doppelten Exemplaren einzu¬
reichen , von denen das eine mit der Genehmigung zurück¬
gegeben wird.

8- 3.-
Die Erlaubniß kann nicht versagt werden , wenn die

nachfolgenden Vorschriften befolgt werden und wenn nicht
die Verweigerung aus Rücksichten gegen die öffentliche Ord¬
nung und Sicherheit und zur Abwendung von Gefahr ge¬
boten erscheint.

8 - 4.

Die ertheilte Erlaubniß betrifft nur die polizeiliche Zu¬
lässigkeit , unbeschadet der Rechte Dritter.

Dieselbe verliert ihre Gültigkeit , wenn innerhalb Jahres¬
frist , vom Tage der Erlaubniß au gerechnet , mit der Bau-
Ausführung nicht begonnen ist.

8- 5.

Bei gewerblichen Anlagen und bei Bauten in oder an
öffentlichen Wasserzügen ist die erforderliche Genehmigung
der dafür zuständigen Behörden vorher beizubringen.

8 6.

Jeder Bau soll mindestens zweimal baupolizeilich revi-
dirt werden , nämlich nach Vollendung des Rohbaues und
nach Fertigstellung des Baues . Jedoch kann der Gemeinde-
Vorstand auch außerdem zu jeder Zeit Zutritt verlangen
und ist der Bauherr verpflichtet , dafür zu sorgen , daß die
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Revision des Baues in allen Theilen zu jeder Zeit mög¬
lich ist.

Bei Beginn des Baues und bei Vollendung des Roh¬
baues , bevor mit dem Abputz der Wände und Decken be¬
gonnen wird , hat der Bailherr dem Gemeindevorstande An¬
zeige zu machen.

8- 7.

Abtritte , Viehställe , Düngerplätze , Fabriken und ähnliche
Anlagen , ans denen schmutzige Abfälle zu entfernen sind,
dürfen niemals so angelegt werden , daß Unrath oder durch
Schmutz oder geineinschädliche Stoffe verunreinigtes Wasser
in Wasserläufe und Wasserzüge oder auf Straßen und Wege
oder in Weggräben geführt wird . Vorhandene schädliche
Anlagen dieser Art sind ans Verlangen des Gemeindevor¬
standes zu beseitigen.

Schweinekofen , Abtritte und Düngerplätze dürfen in
unmittelbarer Nähe (Artikel 105 o. der Wegeordnung ) von
Straßen und Wegen nicht angelegt werden . Vorhandene
Anlagen dieser Art müssen auf Verlangen des Gemeinde¬
vorstandes in angemessene Entfernung zurückgesetzt oder mit¬
telst einer dichten Wand verdeckt werden.

Die Genehmigung zur neuen Anlage von Dünger¬
plätzen , Viehställen , Abtritten und dergleichen Einrichtungen
kann aus Gründen der Schicklichkeit oder aus . Rücksichten
für die Gesundheit versagt werden.

Auch kann verlangt werden , daß Senk -, Mist - und Koth-
gruben wasserdicht hergestellt und unterhalten werden.

8- 8.
Alle zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäude

müssen gegen gewöhnlich wiederkehrende Ueberfluthnngen
geschützt bleiben.

Die Fußböden des untersten Geschosses derselben sollen
mindestens 30 Centimeter über Maifeld beziehungsweise
Straßenhöhe liegen.
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Die Oberflächen der unbebaut bleibenden Umgebungen
derselben müssen mit Gefällen so geebnet werden, daß Haus-,
Regen- und Schneewasser auf ihnen nicht stehen bleibt oder
einsickert, sondern möglichst schnell von der nächsten Umge¬
bung der Gebäude abfließt.

Die Oberflächen der Baustellen müssen bis ans 50 Cen-
timeter unter dem Fußboden des untersten Geschosses aus
Erdarten bestehen, welche von faulenden organischen Stoffen
möglichst frei sind. Wo dieses nicht der Fall ist, muß der
verunreinigte Boden bis auf die angegebene Tiefe entfernt
und durch reine Erdarten ersetzt werden.

Unter dem Fußboden des untersten Geschosses etwa
sich sammelndes Wasser muß entfernt werden können.

8- 9.
Gebäude jeder Art dürfen nur auf Grundstücken er¬

richtet werden, welche von einen! öffentlichen Wege oder
einer Straße oder einem öffentlichen Platze eine hinreichende
Zuwegung haben.

Sollen an einer Zuwegung mehr als zwei Wohnhäuser
erbaut werden, so kann der Gemeindevorstand im Einver¬
ständnisse mit dein Gemeinderathe die Erlaubniß zur Errich¬
tung neuer Gebäude an die Bedingung knüpfen, daß zuvor
die Zuwegung von dem Unternehmer als öffentlicher Weg
hergestellt und von den Besitzern der den Weg benutzenden
Grundstücke zur Unterhaltung als Genossenschaftsweg über¬
nommen werde, falls nicht der Artikel 48 tz. 6 der Wege¬
ordnung zur Anwendung kommt, und unbeschadet der Be¬
stimmung im ß. 4 dieses Artikels 48.

8. io.
Wer ein größeres Grundstück zur Eintheilung in Bau¬

plätze bestimmen will, hat dem Gemeindevorstande einen
genauen und vollständigen Plan der beabsichtigten Anlage
einzureichen. Aus demselben muß die vorgesehene Einthei¬
lung und Höhenlage der Bauplätze, die Anlage und Höhen-



läge der herzustellenden Wege, Straßen und Plätze, sowie
die Einrichtung der Entwässerung, erforderlichenfalls auch
das zu erlangende Maaß der letzteren, und die Weiterfüh¬
rung. des Wassers außerhalb des Bebauungsterrains deutlich
zu ersehen sein.

Der Plan wird nach erfolgter Prüfung vom Gemeinde-
Vorstände im Einverständnisse mit dem Gemeinderathe fest¬
gestellt.

Der Beschluß bedarf der Genehmigung des Amts, auch,
soweit öffentliche Wasserzüge einer staatlich geregelten Wasser-
baugenossenschast berührt werden, der Zustimmung des Vor¬
standes dieser Genossenschaft. Im Nebligen kommen dis
Artikel 4 bis 7 des Gesetzes vom 25. März 1879 zur An¬
wendung.

Die Aufführung von Gebäuden wird nur nach dem
genehmigten Plane gestattet und nur unter der Bedingung
vorheriger Instandsetzung der vorgeschriebenen Weganlagen
und Entwässerungs Einrichtungen. Die erste Instandsetzung
der letzteren hat sich auch außerhalb des Bebauungsterrains
auf die Herstellung neuer oder die Abänderung oder Er¬
weiterung bestehender öffentlicher Wasserzüge zu erstrecken,
soweit solche nach dem Ermessen der zuständigen Behörden
erforderlich wird.

Unter Umständen kann die Genehmigung eines einge¬
reichten Bebauungsplans an die Bedingung einer vorheri¬
gen Besteinung der herzustellenden Wege und Straßen und
der Wanderungen an denselben geknüpft werden.

Die nach dem genehmigten Plane hergestellten Wege,
Straßen und Plätze sind öffentliche und bis zur Ueber-
nahme durch die Gemeinde von den angrenzenden Grund-
eigenthümern, von jedem bis zur Mitte, zu unterhalten.

8- H.
Neu anzulegende Straßen sollen eine Gesammtbreite

von mindestens 9,00 Metern erhalten; es bleibt jedoch dem
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Gemeindevorstande im Eiuverständniß mit dem Gemeinde-
rathe überlassen, diese Breite in einzelnen Fällen bis auf
7,50 Meter zu ermäßigen.

Die Anlegung von Sackstraßen kann nur gestattet wer¬
den, wenn am Ende derselben genügender Raum zum Wen¬
den der Fuhrwerke verbleibt.

Einfahrten von der Straße nach zurückstehenden Ge¬
bäuden und Höfen sollen mindestens eine Breite von 2,5
Metern erhalten.

8- 12.
Bei Neubauten au öffentlichen Wegen, Straßen oder

Plätzen erfolgt die vorherige Anweisung der einzuhaltenden
Linie in Gemäßheit des Artikels 108 der Wegeordnung,
beziehungsweise nach Maßgabe des genehmigten Bebauungs¬
plans (Z. 10).

8- 13-

Vorbauten und Anlagen jeder Art, welche über die
Fluchtlinie vortreten, sind nur gestattet, wenn nach dem
Ermessen des Gemeindevorstandes Bedenken im öffentlichen
Interesse nicht entgegenstehen.

Die Anlage von Freitreppen, Kellereingängen, Keller-
lnken, Winden und Fußkratzern auf und über den Straßen
oder dem zur künftigen Straße bestimmten Grund und Bo¬
den soll überhaupt nicht, die Anlage von nach Außen auf-
schlagenden Thüren, Fensterladen, Klappen und dergleichen
nur in einer Höhe von 2 Metern gestattet werden.

Gossensteine dürfen nach der Straße zu nicht angelegt
werden.

Alle Gebäude mit nach der Straße geneigtem Dache
müssen mit Dachrinnen und mit ganz bis auf die Erde
reichenden Abfallröhren versehen werden- Dachrinnen und
Abfallröhren müssen feuersicher sein.
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8. 14.

Gebäude, welche auf unbebauten Plätzen aufgeführt
werden, müssen wenigstens 40 Centimeter von der Nachbar¬
grenze und wenigstens 80 Centimeter von einem benachbar¬
ten Gebäude entfernt bleiben, wenn nicht beide Nachbarn
einverstanden sind, ihre Gebäude ohne Zwischenraum auf-
zusühren.

8- 15.
Alle zu Wohnungen bestimmten Gebäude oder Gebäude-

theile müssen so angelegt und in solchem Material ausge-
führt werden, daß sie hinlänglich Licht und Luft haben,
trocken und der Gesundheit nicht uachtheilig sind.

Wohnräume müssen in neuen Gebäuden wenigstens
2,6 Meter lichte Höhe erhalten.

8- 16.

Die Umfassuugswände aller Wohnhäuser einschließlich
der Giebel, sowie diejenigen inneren Wände, auf welchen
Balken ruhen sollen, sind massiv aufzuführen.

Bei Scheunen, Schuppen, Remisen und andern der¬
artigen Gebäuden, in welchen keine Feuerstellen angebracht
werden, kann Fachwerksbau gestattet werden.

8- 17.
Bei Wohngebäuden soll die Mauerstärke der Umfassungs¬

mauern mindestens1 Stein im höchsten Geschosse, einschließ¬
lich eines etwaigeil Kniestocks, sein, mindestenŝ Stein
mehr im folgenden Geschosse darunter und von da ab min¬
destens 1/2 Stein mehr in jedem zweiten Geschosse darunter.

Nur bei einstöckigen Häusern ohne Kellergeschoß ist
eine geringere Stärke zulässig.

Dagegen sind bei Speichergebäuden und anderen Ge¬
bäuden mit ungewöhnlich großen und hohen offenen Räu¬
men die Mauern den Umständen nach entsprechend zu
verstärken.
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8-118-
Innere Scheidewände dürfen nur bis zu einer Höhe

von 3 Geschossen übereinander ^ Stein stark hergestellt
werden.

8- 19.
Unmittelbar an einander gebaute Gebäude dürfen statt

durch Umfassungsmauerrn durch eine Brandmauer von
einander getrennt werden.

Bei Gebäuden von großer Ausdehnung kann die An¬
bringung von Brandmauern im Inneren vorgeschrieben
werden.

Die Brandmauern sind mindestens1 Stein stark durch
alle Geschosse aufzuziehen und müssen bei Speichergebäuden,
welche mit den Giebeln an einander stoßen, die Dachflächen
um 30 Centimeter überragen.

Die etwa erforderlichen Thüröffnungen in Brandmauern
sind ohne hölzerne Zargen herzustellen ynd mit von selbst
zufallenden Thüren von Eisenblech zu versehen.

8- 20.
In Wänden, welche nicht wenigstens 80 Centinieter von

den Wänden der benachbarten Gebäude entfernt sind, sind
Oeffnungen jeder Art verboten.

Licht- und Luftöffnungen in Gebäuden sind der Regel
nach mit Fenstern oder anderen Verschluß-Vorrichtungen zu
versehen.

Oeffnungen in den Umfassungswänden von Speicher¬
gebäuden, falls ihnen gegenüber innerhalb 13 Meter andere
Gebäude stehen oder errichtet werden, sind mit Fall- oder
Klappthüren in feuerfesten Zargen zu versehen. Auch dür¬
fen solche Verschlüsse nur durch hänfene Schnüre offen ge¬
halten werden.

8- 21.
Abgesehen von isvlirt stehenden landwirthschaftlichen

Gebäuden, bei welchen andere Bedachung gestattet werden



693

kann , müssen alle Gebäude mit einer als feuersicher aner¬

kannten Bedachung versehen werden . Auch sind die Dächer

und die Räume unter denselben in einem gegen das Ein¬

dringen von Flugfeuer geschützten dichten Stande zu er¬

halten.
Dachfenster , bedeckte Ausgänge auf flache Dächer,

Windenhäuser und sonstige aus dem Dache hervortretende

Bauwerke müssen von Metall , Stein oder einem andern

feuersicheren Material hergestellt oder mindestens damit be¬

kleidet sein.
Z. 22.

Die Balkenzwischenränme in Wohngebäuden dürfen mit

leicht feuerfangendem Material nicht ausgefüllt werden.

8> 23 .

Treppen in Wohngebäuden müssen derartig angelegt

werden , daß sie aus jeder Wohnung leicht zugänglich sind.

Alle Treppen eines Gebäudes müssen von massiven

oder wenigstens gerohrten und geputzten Wänden um¬

schlossen sein.
Unter Umständen kann verlangt werden , daß die Trep¬

pen massiv gebaut oder unterhalb gerohrt und geputzt

werden.

In Gebäuden , deren obere Geschosse zur Versammlung

vieler Menschen bestimmt sind , kann vorgeschrieben werden,

daß die Treppen und deren Zugänge nicht nur feuersicher,

sondern auch in solcher Breite und solcher Anzahl herge¬

stellt werden , daß die Entleerung der gefüllten Räume unter

allen Umständen rasch vor sich gehen kann . Die Thüren

solcher Räume müssen nach Außen aufschlagen.

8- 24 .

Alle Feuerstätten müssen brandsicher und entfernt von

allem Holzwerke angelegt sein ; sie dürfen nur mit eisernen

Thüren geschlossen werden.
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Der Fußboden von Küchen muß entweder mit Fluren,
gebrannten Steinen rc> ausgelegt oder unter dem Feuer¬
heerde oder Kochofen und mindestens 60 Centimeter weit
um denselben mit feuersicherem , befestigten Material be¬
deckt sein.

Werden Feuerhecrde oder Kochöfen auf Balken gesetzt,
so müssen sie eine massive Steinunterlage von genügender
Stärke erhalten und mit einer Luftschicht vom Fußboden
isolirt werden.

Vor den Heizlöchern von Stubenöfen muß ein Vor¬
pflaster oder eine feste Metallplatte in einer Breite von
mindestens 45 Centimeter und zu beiden Seiten 15 Centi¬
meter über die Oeffnung hinaustretend angebracht werden.
Bei Windöfen , welche von Zimmern aus geheizt werden,
genügt ein tragbarer Vorsatz von Metall.

Feuerheerde und Kochöfen dürfen nur an massiven
Wänden aufgeführt werden . Bei Stnbenöfen sind die all¬
gemeinen feuerpolizeilichen Vorschriften zu beachten.

8 - 25.

Ueber Heerden mit offenem Feuer müssen Rauchmäntel
vorhanden sein , welche mindestens 15 Centimeter über den
äußeren Rand des Heerdes vortreten.

Alle Rauchmäntel sind massiv auf hölzernem oder
metallenem Rahmen oder von Metall herznstellen und sind
mindestens 15 Centimeter unter der Balkendecke mit dem
Schornstein zu verbinden.

Soll auf deni Mauerwerk eines Rauchmantels ein
Schornstein ruhen , so muß dasselbe mindestens dieselbe
Stärke erhalten , wie das Mauerwerk des Schornsteins.

8 . 26.

Aschbehälter und Aschgruben müssen von feuersicherem
Material hergestellt und überwölbt oder mit unverbrenn¬
lichem Deckel versehen sein.
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8 - 27.

Rauchröhren von Oefen mnd Heerden dürfen nur in

Schornsteine einmünden , und müssen mindestens SO Centi-

ineter von allen Holzwerken entfernt bleiben.

Die Leitung solcher Rauchröhren in Räume , in welchen

leicht entzündliche Gegenstände aufbewahrt oder verarbeitet

werden , sowie über den Dachboden zum Schornstein ist

untersagt.

8 - M.

Schornsteine müssen ganz von gebrannten Steinen in

Mörtel oder anderem feuersicherem Material , auf massive

Mauern oder Bogen gestützt , aufgeführt , sowie innen und

außen verputzt werden . Das Aufsatteln derselben auf

Holz ist verboten , ebenso die Benutzung vorhandener

Mauern als Wandungen eines neu auszuführenden Schorn¬

steins.

Schornsteine müssen den Dachfirst um wenigstens

25 Centimeter überragen oder eine Höhe von wenigstens
1 Meter über der seitlichen Dachfläche , aus welcher sie

hervortreten , erhalten.

Besteigbare Schornsteinröhren müssen eine lichte Weite

von mindestens 45 Centimeter und wenigstens Stein

starke Wangen und Zungen erhalten . Enge Röhren dürfen

nicht enger als 15 Centimeter und nicht weiter als 20 Centi¬
meter im Durchmesser oder in der quadratischen Seite an¬

gelegt werden ; die Wangen dürfen ohne Vorputz nicht unter

10 Centimeter , die Zungen nicht unter 5 Centimeter stark
sein.

Wenn Schornsteine durch den Dachraum oder durch

hohe Stockwerke außer Verbindung mit den Mauern , oder

mehr als 2 Meter über der Dachfläche freistehend aufgeführt

werden , so ist ans gehörige Solidität beziehungsweise Ver¬

ankerung Bedacht zu nehmen.
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Alle Schornsteine müssen zur bequemen Reinigung mit
dichtem eisernem Verschlüsse von genügender Stärke und
Weite versehen sein . Reinigungsthüren oder eiserne Ver¬
schlüsse dürfen in der Nähe von Holzwerk nicht angebracht
werden , sondern müssen von solchem wenigstens 60 Centi-
meter entfernt bleiben.

Sollen Schornsteine geschleift werden , so darf der
Neigungswinkel nicht unter 45 Grad betragen und der
Brechpunkt muß so abgerundet werden , daß die Reinigung
nicht gehindert wird . Wird zur Unterlage Holz verwendet,
so muß dasselbe mindestens 12 Centimeter dick und ge¬
hörig unterstützt sein . Zwischen der Schornsteinwand und
dem Schleppholz muß eine Lage flacher Mauersteine in
Mörtel eingefügt werden.

Alles Holzwerk , mit Ausnahme der Schleifhölzer , muß
mindestens 10 Centimeter von jedem Schornsteine entfernt
bleiben.

8 - 29.

Fabrikschornsteine sollen so hoch aufgeführt werden,
daß die benachbarten Grundstücke durch aussprühendes Feuer
nicht gefährdet , auch durch Rauch und Qualm nicht erheb¬
lich belästigt werden . Dieselben dürfen nicht geschleift,
sondern müssen lothrecht auf und aus dem Gebäude aus¬
geführt werden . Auch dürfen dieselben nicht auf einen
aufgehängten Rauchmantel ruhen , vielmehr soll der Rauch¬
mantel nur auf massiven , von Grund aufgesührten Wangen
oder Pfeilern und nur von Stein oder Eisen hergestellt
werden . Die Weite , Höhe und Stärke dieser Schornsteine
ist in jedem einzelnen Falle besonders zu bestimmen.

8. 30.

Bei Rauchkammern müssen die Wände massiv gemauert
oder , wie alles Holzwerk an der Decke, dem Dache rc., mit
Eisenblech beschlagen oder mit Kalkputz versehen , der Fuß-
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Die Oeffnung im Schornstein zur Durchführung des Rauches
muß mit einer eisernen Klappe oder Thür in eisernem
Rahmen versehen sein , welche genau passen muß , so daß
sie ohne Mühe ganz dicht geschlossen werden kann.

8 - 31.

Oefen zur Heizung mit erwärmter Luft und ähnliche
Feuerungsanlagen dürfen nur auf gemauerten Fundamen¬
ten innerhalb eines mit massiven Mauern umschlossenen,
überwölbten Raums und mit einem aus unverbrennlichem

Material hergestellten Fußboden errichtet werden . Die An¬
lagen selbst sind feuersicher auszuführen.

Dasselbe gilt von Backöfen , jedoch brauchen die Räume,
in welchen dieselben sich befinden , nicht überwölbt zu seiu.

8 . 32.

Darren und derartige Trockenanstalten müssen feuer¬
sicher nach specieller Anweisung eingerichtet und vor der
Benutzung besonders untersucht werden.

8 - 33.

Blitzableiter müssen stets in gutem Stande erhalten
werden und ist die Polizeibehörde befugt , dieselben jederzeit
untersuchen zu lassen.

8 - 34.

Zur Ableitung der Flüssigkeiten aus den Häusern und
Höfen nach den Rinnsteinen und Wasserläufen bedarf es
besonderer Erlaubniß.

Zur Sammlung der nicht flüssigen Unreinlichkeiten
sind auf den Höfen vor den Abzugsrinnen Schlammbehälter
anzulegeu , deren Sohle mindestens 50 Centimeter tiefer
liegen muß , als die Sohle der Abzugsrinne , und muß vor
der Einmündung der letzteren ein festes eisernes Gitter
angebracht sein , dessen Stäbe höchstens 2 Centimeter Abstand
haben.
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8- 35.

Nach Ermessen und Anordnung des Gemeindevorstandes
yiüssen die Abzngsrinnen in den Wanderungen mit Be¬
deckung versehen werden , deren Herstellung und Unter¬
haltung stets dem Besitzer desjenigen Grundstücks obliegt,
zu dessen Entwässerung die Abzugsrinne angelegt ist

8 36.

Jeder Besitzer eines Grundstücks ist verpflichtet , auf
Verlangen des Gemeindevorstandes vor seiner Einfahrt in
das Grundstück nach Anweisung eine Rinnsteinbrncke an¬
zulegen und ;n unterhalten.

Pie Wegnahme einer vorhandenen Rinnsteinbrücke
kann jederzeit von dem Gemeindevorstande verlangt werden.

8 - 37.

Zur Reinhaltung der Straßen , Wanderungen , Rinn¬
steine und Abzüge sind die Anlieger verpflichtet . Die
Wanderungen müssen stets rein , im Winter auch thunlichst
von Eis und Schnee freigehalten und bei Glatteis bestreut
werden . Die Fahrstraße bis zur Mitte derselben , die
Rinnsteine und Abzüge müssen so oft gereinigt werden , als
ortsüblich oder durch Statut oder Polizeiverordnung vor¬
geschrieben ist.

Z. 38.

Die Wasserläufe , in welche die Abzugsrinnen aus den
Häusern und Höfen , sowie die Rinnsteine münden , sind,
wo nicht die Bestimmungen der Deichordnung über die
Aufräumung öffentlicher Wasserzüge Anwendung finden,
nach Anordnung des Gemeindevorstandes von den beider¬
seitigen Anliegern aufzuräumen und rein zu halten.

Z. 39.

Auf Verlangen des Gemeindevorftandes müssen an
bebauten Straßen alle Grundstücke , soweit sie nicht mit



Gebäuden besetzt sind , gehörig befriedigt werden , und sind
diese Befriedigungen stets in gutem Stande zu erhalten.

Die Fluchtlinie aller Befriedigungen an öffentlichen
Wegen und Straßen ist stets vom Gemeindevorstande an¬
zuweisen.

8- 40 .

Zur Errichtung von Baugerüsten oder Abfriedigung
der Bauplätze auf Wegen , Straßen und Plätzen bedarf es
der besonderen Erlaubnis des Gemeindevorstandes . Die
Ausführung muß fest und sicher und so eingerichtet sein,
daß Unglücksfälle soviel als möglich verhütet und öffent¬
liche Anlagen , wie Brunnen , Kanäle , Rinnsteine , Later¬
nen rc., desgleichen die Straßenschilder und Hausnummern
gehörig geschützt werden . Im Falle vorkommender Be¬
schädigung erfolgt die Wiederherstellung auf Kosten des
Bauenden.

8 - 41 .

Baumaterialien , Erde , Sand oder Bauschutt dürfen
den öffentlichen Verkehr nicht beschränken und außerhalb
des Baugerüstes oder der Bauabfriedignngen über Nacht
nur niit Genehmigung und nach Anweisung des Gemeinde¬
vorstandes liegen bleiben . Der Abfluß und die Reinigung
der Rinnsteine darf in keiner Weise behindert werden.

Trockner Schutt darf nach der Straße hin nirgends
frei hinunter geworfen werden.

8- 43 .

Bei baulichen Anlagen jeder Art , womit eine Aus¬
grabung des Erdbodens verbunden ist , müssen die vertief¬
ten Stellen allsreichend bewacht oder sicher umfriedigt oder
bedeckt werden . Die Baustellen sind , soweit dadurch Hinder¬
nisse für den öffentlichen Verkehr entstehen , während der
Dunkelheit auf allen zugänglichen Seiten ausreichend zu
erhellen.
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Wo an einer Straße gebaut wird , sind stets in die

Augen fallende Warnungszeichen anzubringen.

8- 43 .

Von dem völligen oder theilweisen Abbruch eines Ge¬
bäudes , sowie von der Wegnahme jeder au die Straße

grenzenden Befriedigung oder sonstigen baulichen Anlage
ist jedesmal dem Gemeindevorstande zuvor Anzeige zu
machen.

Der Abbruch von Gebäuden , wie die Ausgrabung und

Aufführung von Grundmauern ist so auszuführen , daß die
benachbarten Gebäude gegen Beschädigung so viel als mög¬

lich gesichert bleiben . Bei Legung neuer Fundamente ist
insbesondere die Fertigung der Baugrube , sowie die Auf¬
führung der Grundmauern , soweit solches zur Sicherung
des nachbarlichen Gebäudes erforderlich , in kurzen Strecken

zu bewirken.
8. 44 .

Die Beseitigung vorhandener baulicher Anlagen , welchen
den vorstehenden Bestimmungen nicht entsprechen , kann,

sofern nicht in Bezug auf die Abänderung derselben etwas
anderes ausdrücklich bestimmt ist , nur verlangt werden,

wenn überwiegende Gründe der öffentlichen Ordnung und

Sicherheit solches unerläßlich und unaufschiebbar erscheinen
lassen . Soweit indessen zur Reparatur oder Wiederher¬
stellung derartiger Anlagen polizeiliche Erlaubniß erforder¬

lich ist, kann solche in allen Fällen versagt werden.

8- 45 .

Die Maurermeister , Zimmermeister und sonstigen Bau¬

führer , ferner die Töpfermeister und Ofensetzer , sowie über¬
haupt , alle Handwerker und selbstständigen Arbeiter , welche

bei der Errichtung und Einrichtung von Gebäuden thätig
werden , sind verpflichtet , nach den vorstehenden Vorschriften

bei ihren Bauausführungen genau zu verfahren.
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Die Schornsteinfeger sind verpflichtet, über vorschrifts¬
widrig oder schadhaft und feuergefährlich befundene Schorn¬
steine und Röhren beim Gemeindevorstande ungesäumt
Anzeige zu machen, es sei denn, daß auf geschehene Auf¬
forderung des Schornsteinfegers der Hausbesitzer dem be¬
fundenen Mangel sofort abgeholfen hat.

Den amtlichen Untersuchungen der baulichen Beschaffen¬
heit der Schornsteine und Röhren haben die Schornsteinfeger
unentgeltlich beizuwohnen.

Eine Vernachlässigung der Verpflichtung zur Anzeige
vorschriftswidriger Schornstein- und Röhren-Anlagen wird
gegen den Schornsteinfeger, welcher dieselben zuletzt gerei¬
nigt, angenommen, wenn bei den amtlichen Visitationen
solche Vorschriftswidrigkeitenvorgefunden werden.

8- 40.
Außer den baupolizeilichen Revisionen ausgefnhrter

Bauten sollen auch jährlich oder von Zeit zu Zeit, so oft
es bei einzelnen Gebäuden oder allgemein nöthig befunden
wird, Besichtigungen statthaben zur Ueberwachung, daß
die Bestimmungen dieser Baupolizeiordnung befolgt werden.

Die erforderlichen Besichtigungen und Anweisungen
geschehen kostenfrei, sofern sie nicht durch eine Verschuldung
eines Bauherrn oder Baumeisters veranlaßt worden sind.

8- 47.
Wird eine bauliche Anlage dergestalt verfallen be¬

funden, daß nach dem Gutachten Sachverständiger deren
Einsturz zu besorgen oder daß für Menschen oder benach¬
barte Gebäude Gefahr zu befürchten ist, so ist entweder
die Reparatur zu veranlassen oder, falls eine gründliche
Wiederherstellung nicht ausführbar , der Abbruch zu ver¬
fügen.

Wird dieser Verfügung nicht nachgekvmmen, so ist die
Anlage auf Kosten des Eigenthümers auf polizeilichem
Wege zwangsweise zu beseitigen.
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Ebenso kann vom Amte die Beseitigung oder der
Umbau angeordnet und nöthigensalls auf Kosten des
Eigenthümers verfügt werden, wenn Gebäude oder bauliche
Anlagen den vorstehenden Bestimmungen zuwider oder mit
eigenmächtiger Abweichung von dem genehmigten Bauplans
ausgeführt werden.

8- 48.
Die Nichtbefolgung oder Uebertretung der Vorschriften

dieser Baupolizeiordnung wird , soweit nicht gesetzlich eine
andere Strafe eintritt , mit einer Geldstrafe bis zu 30 ^
bestraft.

Hinsichtlich der erkannten Geldstrafen, der Unter-
suchungskosten, sowie der Kosten der Wegräumung vor¬
schriftswidriger Anlagen sind die Werkmeister für ihre
Gesellen und Lehrlinge verantwortlich.

8- 49.
Bei der Errichtung und Einrichtung isolirt stehender

kleiner landwirthschaftlicher Gebäude kann von der Beobach¬
tung einzelner Bestimmungen dieser Baupolizeiordnung ab¬
gesehen werden, in jedem einzelnen Falle jedoch nur mit
besonderer Genehmigung des Amts.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 22 . April 1880.

(I-. 8.) Peter.

Jansen.
vr . Driver.
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Inhalt:
95 . Patent vom 15 . Mai 1880 , betreffend die Verkündigung eines

zwischen Oldenburg und Preußen abgeschlossenen Staats¬
vertrages über die Aenderung der Hoheitsgrenze zwischen dem
Königreich Preußen und dem Großherzogthum Oldenburg an
der kleinen Hase unterhalb Quakenbrück.

M 95.

Patent , betreffend die Verkündigung eines zwischen Oldenburg und Preußen
abgeschlossenen Staatsvertrages über die Aenderung der Hoheits¬
grenze zwischen dem Königreich Preußen und dem Grvßherzogthnm
Oldenburg an der kleinen Hase unterhalb Onakenbrück.

Oldenburg , den 15 . Mai 1880.

Wir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr
von Jever und Kniphausen rc. rc.

Thun kund hiemit:
Nachdem zwischen Unseren Bevollmächtigten und den¬

jenigen Seiner Majestät des Deutschen Kaisers und Königs
von Preußen unter dem 37 . September 1876 ein Staats-
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vertrag über die Aenderung der Hoheitsgrenze zwischen dem

Königreich Preußen und dem Großherzogthum Oldenburg

an der kleinen Hase unterhalb Quakenbrück abgeschlossen
worden ist und die Auswechselung der Ratification desselben

stattgefuuden hat , bringen Wir diesen Staatsvertrag nebst

Nebenprotokoll im Nachstehenden zur öffentlichen Kunde.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 1ö . Mai
1880 .

In Auftrag des Großherzogs:

Das Staatsmilüsterium.

Ruhstrat . Jansen.

Or . Driver.

Staatsvertrag
über

die Aenderung der Hoheilsgrerye Wischen dem König¬

reich Preußen und dem Großherzogthum Mdenburg sn
der kleinen Hase unterhalb Auakenbrück.

Nachdem in Veranlassung der Elsenbahnanlage von

Osnabrück nach Oldenburg eine Begradigung der kleinen

Hase unterhalb der Stadt Quakenbrück und damit in Ver¬

bindung eine Verlängerung des Hengelager Grabens von

den dabei betheiligten Grnndeigenthümern vereinbart ist,

welche Wasserläufe die Hoheitsgrenze zwischen dem König¬

reich Preußen einerseits und dem Großherzogthum Olden¬

burg andererseits bilden , so haben die beiderseitigen Regie¬

rungen , in Anerkennung der Zweckmäßigkeit der vereinbar¬

ten Aenderungen dieser Wasserläufe sowohl für die Ab-
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Wässerung , als für die Unterhaltung der Flußufer , es für

nothwendig erachtet , daß die Mitte der neu anzulegeuden

Flußbetten , sobald diese vorschriftsmäßig hergestellt sind , als

Hoheitsgrenze der beiden genannten Staaten durch einen

Grenzreceß anerkannt werde.

Zur Erledigung dieser Angelegenheit sind von der

Königlich Preußischen Negierung:
der Geheime Regierungsrath , Kreishauptmann Vezin

in Osnabrück
und

der Regierungs - und Baurath Grahn daselbst,

von der Großherzoglich Oldenburgischen Regierung:

der Geheime Ober - Regierungsrath Hofmeister in

Oldenburg
und

der Baurath Nienburg daselbst

zu Commissarien ernannt , welche unter Vorbehalt der

Ratification die nachstehende Vereinbarung getroffen haben:

8-

Die Hoheitsgrenze , welche gegenwärtig durch die Mitte

der kleinen Hase von dem Punkte der Einmündung des

Hengelager Grabens an abwärts bis an das Grundstück

des Friedr . Eppens an der linken Seite der kleinen Hase

gebildet wird , wie auf der diesem Vertrage anliegenden

Karte zwischen den Buchstaben L und 8 durch eine schwarz-

punktirte Linie bezeichnet ist , wird nach ausgeführter Be¬

gradigung der kleinen Hase , wie solche auf dieser Karte mit

roth ausgezogenen Linien zwischen den Buchstaben 6 und

8 angegeben ist , in folgender Weise abgeändert:

u ) von dem Punkte wo der Hengelager Graben in

die jetzige kleine Hase eiumündet , wird der Henge¬

lager Graben an der Ostseite des Eisenbahndammes

bis zu dem neuen Flußbetts der kleinen Hase in der



706

graben Richtung auf den Punkt l> verlängert und
bildet dann die Mitte des verlängerten Hengelager
Grabens vom PunkteX bis zum Punktev in der
Mitte des neuen Flußbettes der Hase die Hoheits¬
grenze;

b) vom Punktev folgt die neue Hoheitsgrenze der
Mitte des begradigten Flußbettes, bis sie beim
Punkte6 mit der jetzigen Hoheitsgrenze zusammenfällt.

8. 2.

Außerdem wird ausdrücklich anerkannt, daß die der
Stadt Quakenbrück gehörige, an der rechten Seite der
kleinen Hase und des Stumborger Baches belegene, auf der
Karte mit XI. und XII. bezeichnet Bullenwiese nebst Ufer,
welche bisher als zum Preußischen Hoheitsgebiete gehörig
in Anspruch genommen wurde, unter Oldenburgischer Hoheit
belegen ist, und also hier, wie oberhalb und unterhalb, die
kleine Hase und der Stumborger Bach die Hoheitsgrenze
bilden.

8- 3.
Nach den Vereinbarungen im Z. 1 und 2 fallen also:

u) unter Preußische Hoheit vom Oldenburgischen Ge¬
biete die Abschnitte zwischen der jetzigen und neuen
Landesgrenze, welche auf der Karte mit I. III. V.
VII. und IX. bezeichnet und zu 13608 mMeter
Größe angegeben sind;

b) unter Oldenburgische Hoheit von dem Preußischen
Gebiete die Abschnitte zwischen der jetzigen und
neuen Landesgrenze In., II. IV. VI. VIII. und X.
sowie die Bullenwiese XI. und ^11. der Karte, zu¬
sammen groß 14322 lüMeter.

8- 4.
Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage in Kraft, an

welchem die Begradigung der kleinen Hase und die Ver-
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längerung des Hengelager Grabens vollendet und die neuen
Flußläufe zum Zuge gebracht sind.

Die Grundsteuer von den im 8. 3 genannten Grund¬
stücken wird jedoch in dem Jahre , in welchem die Verein¬
barung in Kraft tritt , in der bisherigen Weise unverändert
forterhobe », und erst vom 1. Januar des darauf folgenden
Jahres an wird diese Grundsteuer abgeschrieben und in
jedem der beiden Staaten für das ihm zugefallene Hoheits¬
gebiet neu umgelegt und erhoben.

Urkundlich ist vorstehender Vertrag von den beider¬
seitigen Commisfarien in zwei gleichlautenden Exemplaren
unterzeichnet und besiegelt.

So geschehen zu Quakenbrück am 27 . September 1876.

(l .̂ 8 .) Sixt Philip Ludwig Bezin.
(b . 8 .) George Heinrich Friedrich Carl Grahn.
(b . 8 .) Ludwig Heinrich Melchior Hofmeister.
(b . 8 .) Johann Georg Wilhelm Nienburg.

Ncbenprotoeoll
zum

Staatsvertrage vom 87. September 1876 über die Aen-
derung der Hoheitsgrenze zwischen dem Königreich Preußen
und dem Großherzogthum Oldenburg an der kleinen Hase

unterhalb Ouakenbrück.

Geschehen zu Quakenbrück , am 27 . September 1876.

Bei der am heutigen Tage erfolgten Unterzeichnung
des vorbemerkten Staatsvertrags sind noch folgende Verab¬
redungen , welche mit dem Vertrage gleiche Kraft haben und
mit dem Vertrage selbst in Wirksamkeit treten , getroffen.
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I.

Zu Z. 1.
Als Bestick ist in Uebereinstimmung mit den Verhand¬

lungen wegen Revision des Gr. Arkenstedter Vertrags
festgestellt:

a>) für die kleine Hase
Bodentiefe (in Bezug auf den Pegel am Essener

Canal, dessen Nullpunkt 4,̂ 4 Meter unter der
Oberkante des Fachbaumes des Quakenbrücker Ueber-
falls liegt) von der kleinen Mühle bis zum Stum-
borger Bach-s- 2,^ Meter bis 1,7  Meter.

Bodenbreite 8,„ Meter.
Dossirungs -Anlage  l ^ fach.

d) für den Hengelager Graben
Bodentiefe -s - 2„ Meter.
Bo den breite 1,g Meter.
Dossirungs -Anlage  1 ^2  fach.

Nach dem Vertrage vom 13. Mai 1875 hat der Ma¬
gistrat zu Quakenbrück die Verpflichtung zur Ausführung
der Begradigung der kleinen Hase innerhalb 9 Monate
nach erfolgter höherer Genehmigung, die Oldenburgische
Eisenbahn-Verwaltung die Verpflichtung zur Ausführung
der Einleitung des Hengelager Grabens in das neue Hase¬
bett übernommen.

2.

Zu 8- 2.
Nachdem durch den Z. 2 des Staatsvertrags vom

heutigen Tage die Angehörigkeit der beiden Bullenwieseu
zum Großherzogthum Oldenburg anerkannt wird, so wird
bemerkt, daß die Verabredung im ß. 10  des Staatsver¬
trags über die Feststellung der Hoheitsgrenze im Hahnen¬
moore vom 27. Januar 1873, dessen Ratification wegen
der Verhandlungen über die Revision des Gr. Arkenstedter
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Vertrags ausgesetzt ist , hinfällig geworden ist und dort
ausfällt.

So geschehen wie oben.

(ll . 8 .) Sixt Philip Ludwig Vezin.
(lli. 8 .) George Heinrich Friedrich Carl Grahn.
(ll,. 8)  Ludwig Heinrich Melchior Hofmeister,
(ll . 8)  Johann Georg Wilhelm Nienburg.





Gesetzblatt
für das

Hevzogthum Oldenburg.
- ^ LALVV-

XXV. Band. (Ausgegeben den4. Juni 188V.) 53. Stück.

Inhalt:
96 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 24 . Mai 1880,

betreffend Aenderung der Wegeordnung vom 12 . Juli 1861.

97 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 24 . Mai 1880,

betreffend den Verkehr mit explosiven Stoffen.

^ 96.

Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung der Wege¬

ordnung vom 12 . Juli 1861.

Oldenburg , den 24 . Mai 1880.

3öir Nicolaus Friedrich Peter- von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dithmarschen
und Oldenburg, Fürst von Lübeck und Birkenfeld, Herr
von Jever und Knrphausen rc. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:
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Einziger Artikel.
Der Artikel 113 der Wegeordnung für das Herzog-

thuni Oldenburg vom 12. Juli 1861 wird aufgehoben.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 24. Mai 1880.

Im Aufträge des Großherzogs:

Das Staatsministerium.
(I-. 8.) Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

vr . Driver.

M 97.
Bekanntmachung des Staatsministerimns , betreffend den Verkehr mit

explosiven Stoffen.

Oldenburg , den 24 . Mai 1880.

Auf Grund des Artikels 9 Z. 6 des Gesetzes vom
5. December 1868, betreffend die Organisation des Staats¬
ministeriums, werden über den Verkehr mit explosiven
Stoffen folgende Vorschriften erlassen:

I . Allgemeine Bestimmungen.

Die explosiven Stoffe, auf welche diese Vorschriften sich
beziehen, sind:
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1. Schieß - und Sprengpulver,

2 . Nitroglycerin (Sprengöl ) und Nitroglycerin ent¬
haltende Präparate , insbesondere Dynamit (ein
nicht abtropfbares Gemisch von Nitroglycerin mit
pulverförmigen , an sich nicht explosiven Stoffen ) ,

3 . Nitrocellulose , insbesondere Schießbaumwolle,

4 . explosive Geinische, welche chlorsaure und Pikrinsäure
Salze enthalten,

5 . Knallquecksilber , Knallsilber und die damit dargestell¬
ten Präparate.

Unter den explosiven Stoffen im Sinne dieser Verord-
nung sind außerdem einbegriffen:

Pulvermunition , Feuerwerkskörper und Zündungen,
mit Ausnahme der in der Armee und Marine vor¬
geschriebenen , nicht sprengkräftigen Zündungen.

Letztere , sowie Zündhütchen , Zündspiegel und Metall¬
patronen unterliegen den Vorschriften dieser Verordnung
nicht.

» Transport explosiver Stoffe.

1. Allgemeine Bestimmungen.

8- 2-

Von der Versendung sind ausgeschloffen:

Nitroglycerin als solches, abtropfbare Gemische von
Nitroglycerin , sowie Gemische von Nitroglycerin
mit an sich explosiven Stoffen , als nitrirter Cellu¬
lose, Pulversätzen rc.,

explosive Gemische, welche chlorsaure und Pikrinsäure
Salze enthalten,

Knallquecksilber , Knallsilber und die damit dargestell¬
ten Präparate.
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2.  Versendung explosiver Stoffe auf
Landwegen.

8 . 3.

Der Transport explosiver Stoffe auf Fuhrwerken,
welche gleichzeitig zur Personenbeförderung dienen , ist ver¬
boten . Eine Ausnahme findet nur statt , wenn in sehr
dringenden Fällen die zur Beseitigung von Eisstopfungen
nöthigen Sprengbüchsen und das zur Füllung der letzteren
erforderliche Pulver unter Begleitung zuverlässiger Personen
in kürzester Frist nach dem Bestimmungsort geschafft werden
sollen.

8- 4.

Explosive Stoffe sind in hölzerne Kisten oder Tonnen,
deren Fugen so gedichtet sind , daß ein Ausstrenen nicht
stattfinden kann , und welche nicht mit eisernen Reifen oder
Bändern versehen sind , fest zu verpacken.

Pulver kann in metallene Behälter (ausgeschlossen
solche von Eisen ) verpackt werden.

Vor der Verpackung in Tonnen oder Kisten muß
loses Kornpulver in leinene , Mehlpulver in lederne Säcke
geschüttet werden.

Dynamit darf nur in Patronen , nicht auch in loser
Masse versendet werden.

Dynamitpatronen und Schießbaumwollpatronen (Patro¬
nen , welche aus gepreßter , gemahlener Schießbaumwolle
bereitet und mit einem Ueberzug von Paraffin versehen
sind ) sind durch eine Umhüllung von Papier in Pallete zu
vereinigen . Dynamit - und Schießbaumwollpatronen , Schieß¬
baumwolle , sowie andere Nitrocellulose dürfen weder mit
Zündungen versehen , noch mit solchen in dieselben Behälter
verpackt werden.

Schießbaumwolle , sowie andere Nitrocellulose muß bis
zu mindestens 20 Procent Wassergehalt angefeuchtet in
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wasserdichte Behälter besonders fest verpackt sein , so daß

eine Reibung des Inhalts nicht stattfinden kann.

Die zur Verpackung explosiver Stoffe dienenden Behäl¬

ter müssen je nach ihrem Inhalte mit der Aufschrift:

Pulver , Pulvermunition , Feuerwerkskörper , Zündungen,

Dynamit , Schießbaumwolle versehen , Behälter , welche Dyna¬

mit enthalten , außerdem mit der Firma oder der Marke

der Fabrik , aus welcher das Dynamit herrührt , bezeich¬

net sein.
Das Bruttogewicht der Schießbaumwolle enthaltenden

Behälter darf 85 Kilogramm , das Bruttogewicht der Pulver,

Pulvermunition , Feuerwerkskörper oder Zündungen ent¬

haltenden Behälter 75 Kilogramm , das Bruttogewicht der

Dynamitpatronen enthaltenden Behälter 35 Kilogramm

nicht übersteigen.

8 . 5.

Bei dem Verpacken und dem Verladen darf Feuer oder

offenes Licht nicht gehalten , Taback nicht geraucht werden.
Das Verladen , insbesondere von Dynamit , hat unter

sorgfältiger Vermeidung von Erschütterungen zu erfolgen.

Die betreffenden Behälter dürfen deshalb nie gerollt oder

abgeworfen werden.
Soll das Verladen ausnahmsweise an einer anderen

Stelle als vor der Fabrik oder dem Lagerräume oder inner¬

halb derselben geschehen, so ist hierzu die Genehmigung der

Orts -Polizeibehörde ( Gemeindevorstand ) einzuholen und deren

Weisungen nachzukommen.

8- 6 .

Die Behälter müssen auf dem Fuhrwerke so fest ver¬

packt werden , daß sie gegen Scheuern , Rütteln , Stoßen,

Umkanten and Hcrabfallen aus den oberen Lagen gesichert

sind ; insbesondere dürfen Tonnen nicht aufrecht gestellt
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werden, müssen vielmehr gelegt und durch Holzunterlagen
unter Haar- oder Strohdecken gegen jede rollende Bewegung
gesichert werden.

8- 7.
Explosive Stoffe dürfen nicht mit Zündhütchen, Zünd¬

präparaten oder sonstigen leicht entzündlichen Gegenständen
zusammen verladen werden.

Es ist untersagt, Dynamit oder Schießbaumwolle mit
Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörpern oder Zündun¬
gen zusammen zu verladen.

8. 8.
Wird loses Pulver in Mengen von nicht mehr als

15 Kilogramm Bruttogewicht, oder werden andere explosive
Stoffe in Mengen von nicht mehr als 35 Kilogramm
Bruttogewicht versendet, so finden auf dergleichen Trans¬
porte, außer der Borschrift des 8- 3, nur die von der Ver¬
packung und Bezeichnung der Behälter handelnden Vor¬
schriften dieses Abschnitts Anwendung.

8- 9.
Zur Beförderung von explosiven' Stoffen dienende

Fuhrwerke müssen, wenn sie unbedeckt sind, mit einem
Plantuche überspannt werden.

Sie müssen als Warnungszeichen eine von weitem er¬
kennbare schwarze Fahne mit einem weißenk tragen.

Zum Sperren der Räder dürfen nnr hölzerne Rad¬
schuhe angewendet werden; bei Eisbahn ist eine eiserne
Sperrvorrichtung(Krätzer) gestattet, welche aber ganz vom
Radschuh bedeckt sein muß.

8- 10.
Wer explosive Stoffe in Mengen von mehr als 35 Kilo¬

gramm Bruttogewicht versendet, muß der Orts-Polizeibehörde
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des Transportweges Anzeige machen und derselben den
Frachtschein zur Visirung vorlegen.

8- 11.
Auf Fuhrwerken, welche explosive Stoffe führen, darf

Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Taback nicht ge¬
raucht werden. Auch in der Nähe der Fuhrwerke ist das
Anzünden von Feuer oder Licht, sowie das Tabackrauchen
verboten.

8- 12.

Fuhrwerke, welche explosive Stoffe führen, dürfen nur
im Schritt gefahren, von andern Fuhrwerken, sowie von
Reitern nur im Schritt passirt werden. Besteht ein Trans¬
port aus mehreren solchen Fuhrwerken, so müssen dieselben
während der Fahrt eine Entfernung von mindestens
50 Metern von einander einhalten.

8- 13.
Fuhrwerke, welche explosive Stoffe führen, dürfen

während eines Haltens niemals ohne Bewachung bleiben.
Von Werkstätten, Wohnhäusern und öffentlichen Ge¬

bäuden muß die Haltestelle bei Schießpulver-Transporten
mindestens 150 Meter, bei Dynamit-Transporten mindestens
400 Meter entfernt liege».

Bei einem Aufenthalt von mehr als einer halben
Stunde in der Nähe von Ortschaften ist überdies der Orts-
Polizeibehörde (Gemeindevorstand) rechtzeitige Anzeige zu
machen, welche die ihr erforderlich erscheinenden Vorsichts¬
maßregeln zu treffen hat.

8- 14.
Fuhrwerke mit explosiven Stoffen müssen von Eisen¬

bahnzügen oder geheizten Locomotiven mindestens 300 Meter
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entfernt bleiben. Sind Wegestrecken zu passiren, auf welchen
wegen der gleichlaufenden Richtung der Eisenbahn und des
Weges oder wegen Frequenz der Bahn obiger Vorschrift
nicht genügt werden kann, so ist der Eisenbahnbetriebs¬
behörde, welcher die unmittelbare Betriebsleitung der be¬
treffenden Strecke obliegt, von dem beabsichtigten Trans¬
porte rechtzeitig Anzeige zu machen, und hat diese dann die
zur Beseitigung von Gefahr geeigneten Anordnungen zu
treffen.

8. 15.

Der Transport durch zusammenhängend gebaute Ort¬
schaften ist nur gestattet, wenn diese Orte nicht auf für
Frachtfuhrwerk passirbaren Wegen umfahren werden können.
Ist die Durchfahrt unvermeidlich, so ist von der bevorstehen-
den Ankunft des Transportes der Orts -Polizeibehörde
(Gemeindevorstand) zeitig Anzeige zu machen und sind deren
Bestimmungen zu erwarten. Die Behörde hat den zu neh¬
menden Straßenzug zu bestimmen; denselben von andern
Fahrzeugen möglichst freizuhalten und Sorge zu tragen,
daß die Durchfahrt ohne unnöthigen Aufenthalt und mit
Vermeidung besonderer Gefahren erfolgt.

8- 16.
Das Abladen hat den Vorschriften des K. 5 ent¬

sprechend zu erfolgen.

3. Versendung explosiver Stoffe auf Schiffen
und Fähren.

8- 17.
Auf Dampfschiffen, welche Personen befördern, dürfen

explosive Stoffe nicht transportirt , an Schießpulver oder
Feuerwerkskörpern jedoch darf soviel mitgeführt werden, als
zur Abgabe von Signalen nothwendig ist.
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Die im ß . 3 enthaltene Ausnahmebestimmung findet

auch hier Anwendung

8 - 18.

Die W . 4 , 5 (Absatz 1 und 2 ), 10 und 16 finden

auch hier Anwendung.
Das Ein - und Ausladen darf nur an einer von der

Orts -Polizeibehörde (Gemeindevorstand ) dazu angewiesenen

Stelle , welche möglichst weit von bewohnten Gebäuden ent¬

fernt sein muß , erfolgen.

Die Ladestelle darf dem Publikum nicht zugänglich

sein und ist, wenn ausnahmsweise das Ein - oder Ausladen

bei Dunkelheit stattfindet , mit fest- und hochstehenden Later¬

nen zu erleuchten.
Die mit explosiven Stoffen gefüllten Behälter dürfen

nicht eher auf die Ladestelle gebracht oder daselbst zugelassen

werden , bis die Verladung beginnen soll.

8 - 19.

Die explosiven Stoffe müssen auf dein Schiffe in einem

abgeschloffenen Raume , welcher bei Dampfschiffen möglichst

weit von dem Kesselraum entfernt sein muß , unter Deck

fest verstaut verladen werden . Bei Verladung in offenen

Booten müssen letztere mit einem Plantuche überspannt

werden.

Weder in diesen , noch in den unmittelbar daransto¬

ßenden Räumen dürfen Zündhütchen und Zündschnüre ver¬

packt sein . Leicht entzündliche Stoffe sind , mit Ausnahme

der zum Betriebe der Dampfkessel oder der Küchen dienen¬

den Brennmaterialien , von der gleichzeitigen Beförderung

überhaupt ausgeschlossen . Brennmaterialien dürfen nur in

feuersicheren und leicht unter Wasser zu setzenden beson¬

deren Räumen aufbewahrt werden . Das Schiff muß auf

Binnengewässern mit einer von weitem erkennbaren , stets



720

ausgespannt gehaltenen schwarzen Flagge mit einem weißen
k versehen werden.

Die Vorschrift des tz. 8 findet auf den Transport
zu Schiffe sinngemäße Anwendung.

8. 20 .

Im Uebrigen ist beim Transport explosiver Stoffe
auf Schiffen Folgendes zu beobachten:

1. Sind zusammenhängend gebaute Ortschaften zu be¬
rühren , so ist wie bei dem Landtransporte (tz. 13
und 15 ) zu verfahren . Die Durchfahrt ist von der
Behörde nur zu gestatten , nachdem die Passage frei¬
gemacht und die Anordnung getroffen ist , daß
Brücken re. ohne Aufenthalt passirt werden können.
In größeren Städten und bei beengten Wasser,
straßen ist die Behörde befugt , die Durchfahrt ganz
zu untersagen.

2. Sind Schiffbrücken oder Schleusen zu pasfireu , so
ist dem Brücken - oder Schleusenwärter von der be¬
vorstehenden Ankunft des Fahrzeuges und seiner
ungefähren Größe zeitig Anzeige zu machen.

3 . In Betreff des Passirens von Eisenbahnbrücken ist,
wie im Z, 13 vorgeschrieben , zu verfahren.

4. Das Anlegen darf nur an Orten geschehen , welche
dem Publikum nicht zugänglich sind

Die Orts -Polizeibehörde (Gemeindevorstand ) ist stets
vorher in Kenntniß zu setzen und hat Vorschriften über
Ort , Zeit und Vorsichtsmaßregeln im Einzelnen zu geben.

8- 21 .

Fähren , welche Fuhrwerke mit explosiven Stoffen über¬
setzen, dürfen nicht gleichzeitig andere Fuhrwerke oder Per¬
sonen befördern.
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6.  Versendung explosiver Stoffe auf Eisen¬

bahnen.

8- 22 .

Die Versendung explosiver Stoffe auf Eisenbahnen ist

durch besondere Bestimmungen geregelt.

III Handel mit explosiven Stoffen.

8 - 23.

Wer explosive Stoffe feil zu halten beabsichtigt , muß

davon der Polizeibehörde ( Amt bezw . Stadtmagistrat in den

Städten erster Classe ) Anzeige machen.

8 - 24.

Die Abgabe von explosiven Stoffen an Personen unter

16 Jahren ist verboten.

8 - 25.

Pulver , Pulvermunition , Feuerwerkskörper und Zün¬

dungen in Quantitäten von inehr als 1 Kilogramm , sowie

alle sonstigen explosiven Stoffe in jeder Quantität dürfen

nur an solche Personen abgegeben werden , von welchen ein

Mißbrauch nicht zu besorgen ist und welche in dieser Hin¬

sicht dem Verkäufer vollkommen bekannt sind . Wofern

letzteres nicht der Fall ist , hat sich der Käufer durch ein

Zeugniß der Orts -Polizeibehörde (Gemeindevorstand ) aus¬

zuweisen , daß der Abgabe kein Hinderniß im Wege steht.

Dieses Zeugniß ist bei der Abgabe von Dynamit , Schieß¬

baumwolle und der im Z. 2 bezeichneten Stoffe in jedem

Falle erforderlich.

Die Orts -Polizeibehörde hat sich vor Ertheilung des

Zeugnisses über die Art der beabsichtigten Verwendung und

den etwa beabsichtigten Aufbewahrungsort zu erkundigen
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und geeigneten Falls die entsprechenden Maßnahmen zu
treffen.

An jeder Dynamit-Patrone muß die Bezeichnung
„Dynamit" und die Firma der Fabrik deutlich angebracht
sein.

8. 26.
Wer sich mit der Anfertigung oder dem Verkauf von

explosiven Stoffen befaßt, ist verpflichtet, über alle Käufe
Verkäufe von Pulver , Pulvermunition, Feuerwerkskörperu
und Zündungen in Quantitäten von mehr als l Kilo¬
gramm, sowie über alle Käufe und Verkäufe sonstiger explo¬
siver Stoffe ein Buch zu führen, welches über die Namen
und die Legitimation der Abnehmer, den Zeitpunkt der
Abgabe und die abgegebenen Quantitäten Aufschluß giebt.

Dieses Buch, sowie die nach tz. 25 erforderlichen Zeug¬
nisse sind der Orts-Polizeibehörde auf Verlangen jeder Zeit
zur Einsicht offenzulegen.

IV . Lagerung explosiver Stoffe.
Pulver , Pulvermunition , Feuerwerkskörper

und Zündungen.

8. 27.

Wer niit Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörpern
und Zündungen Handel treibt, darf

1. im Kaufladen nicht mehr als 1 Kilogramm,
2. im Hause außerdem nicht mehr als 5 Kilogramm

vorräthig halten.
Auf Nachweis eines besonderen Bedürfnisses kann die

Erhöhung des Vorraths außerhalb des Kaufladens zeit¬
weilig bis auf 10 Kilogramm von der Orts-Polizeibehörde
(Gemeindevorstand) gestattet werden.

Die Aufbewahrung desselben darf nur in einem auf
dem Dachboden(Speicher) belegenen, mit keinem Schorn-
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steinrohre in Verbindung stehenden, abgesonderten Raume,
der beständig unter Verschluß zu halten ist und mit Licht
nicht betreten werden darf, erfolgen. Die Behältnisse müssen
den Bestimmungen in §. 4 Absatz1 und 2 entsprechen und
bedeckt sein.

8- 28.
Personen, welche nicht unter die Bestimmung des

Z. 27 fallen, bedürfen zur Aufbewahrung von mehr als
t Kilogramm der Erlaubniß der Orts-Polizeibehörde(Ge¬
meindevorstand).

8- 29.

Größere als die im Z. 27 bezeichnten Mengen sind
außerhalb der Ortschaften in besonderen Magazinen auf¬
zubewahren, von deren Sicherheit die Polizeibehörde(Amt
bezw. Stadtmagistrat) und, soweit es sich um militairische
Magazine handelt, dieselbe in Gemeinschaft mit der Mili-
tairbehörde sich überzeugt hat.

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüssel zu
diesem Locale in den Händen der Behörde bleiben.

Aus Kriegspulvermagazine in Festungen finden vor¬
stehende Bestimmungen keine Anwendung.

8- 30.

Die Aufbewahrung an der Herstellungsstätte sowie an
der Verbrauchsstätte unterliegt den im Z. 31 gegebenen
Vorschriften.

8 . Andere Sprengstoffe.

8> 31.

Die in §. 2 aufgeführten explosiven Stoffe dürfen nur
an der Herstellungsstätte, Dynamit und Nitrocellulose,
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außer an der Herstellungsstätte , nur an denjenigen Orten,
wo diese Stoffe behuf eines gewerblichen Betriebes zur un¬
mittelbaren Verwendung gelangen , oder in besondern Ma¬
gazinen aufbewahrt werden.

Für die Aufbewahrung an der Herstellungsstätte sind
die bei Ertheilung der Concession — ß . 16 der Gewerbe¬
ordnung vom 21 . Juni 1869 — vorgeschriebenen Bedin¬
gungen , in Ermangelung solcher Vorschriften die Weisungen
der Polizeibehörde (Amt bezw. Stadtmagistrat ) zu beachten.

Die Niederlagen an der Verbrauchsstätte , sowie die
besonderen Magazine bedürfen der polizeilichen Genehmi¬
gung und sind nach den von der Polizeibehörde zu ertei¬
lenden Vorschriften einzurichten.

Bei den Niederlagen der Militairverwaltung konkurrirt
in derselben Weise wie bei ihren Pulvermagazinen die
Militairbehörde (Z. 29 ).

Es kann angeordnet werden , daß die Schlüssel zu den
Magazinen in den Händen der Behörde bleiben.

V . Strafbestimmung.

8. 32.

Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Vorschriften
werden , sofern nicht der tz. 367 M 4 und 5 des Straf¬
gesetzbuchs für das Deutsche Reich zur Anwendung kommt,
mit Geldstrafe bis zu 150 bestraft.

VI . Schlustbestimmung.

8 . 33.

Die Vorschriften über militairische , von Militairper-
sonen begleitete Transporte explosiver Stoffe und über die
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Behandlung der mit explosiven Stoffen beladenen Schiffe
in den Häfen bleibt unberührt.

Oldenburg , 1880 Mai 24.

Staatsmlnisterium.

Departement des Innern.

Jansen.

Or . Driver.
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98. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 29. Mai 1880,

betreffend das Regulativ für Privattransitläger von den in
9 des Zolltarifs vom 15. Juli 1879 aufgeführten Maaren

(Getreide rc.) ohne Mitverschlnß der Zollbehörde, und die Be¬
stimmungen, betreffend die Gewährung einer Zollerleichterung
bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten , welche aus ausländi¬
schem Getreide hcrgestellt sind.

.M 98.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das Regulativ für

Privattransitläger von den in 9 des Zolltarifs vom 15. Juli
1879 aufgeführten Maaren (Getreide rc.) ohne Mitverschlnß der
Zollbehörde, und die Bestimmungen, betreffend die Gewährung einer
Zollerleichterung bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten, welche aus
ausländischem Getreide hergestellt sind.

Oldenburg , den 29. Mai 1880.

Das Staatsministenum bringt in der Anlage das
Regulativ für Privattransitläger von den in M. 9 des
Zolltarifs vom 15. Juli 1879 aufgeführten Maaren (Ge¬
treide rc.) ohne Mitverschluß der Zollbehörde und die Be¬
stimmungen, betreffend die Gewährung einer Zollerleichterung

1
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bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten , welche aus aus¬
ländischem Getreide her -gestellt sind , wie beides vom Bundes-
rath am 13 . Mai 1880 beschlossen worden , zur öffentlichen
Kunde.

Oldenburg , den 29 . Mai 1880.

Staatsministerimu.

Departement der Manzen.

Ruhstrat.

Bö -d-ek-er.



Regulativ
für

Privattransitläger von den in Nr. 9 des Zoll¬
tarifs aufgeführten Maaren(Getreide rc.) ohne

Mitverschluß der Zollbehörde.

In Gemäßheit der Ziffern 1 und 4 im 8- 7 des
Gesetzes vom 15. Juli 1879, betreffend den Zolltarif des
deutschen Zollgebietes rc., werden für die Privattransitläger
ohne amtlichen Mitverschluß von den in M. 9 des Zoll¬
tarifs aufgeführten Maaren (Getreide rc.) nachstehende Be¬
stimmungen ertheilt:

I. Arten der Privattransttlager für Getreide.
8. i.

Die Privattransitläger für Getreide ohne amtlichen
Mitverschlnß sind entweder

a) reine  Transitläger , wenn das Getreide ausschließ¬
lich zum Absatz in das Zollausland bestimmt ist,
oder
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d) gemischte Transitläger , wenn neben der Wieder¬
ausfuhr in das Ausland auch der Absatz des ge¬
lagerten Getreides im Zollgebiete gestattet ist.

II . Allgemeine Bestimmungen.

8- 2 .

Auf die Privattransitläger von Getreide (Z. 1) finden
die Vorschriften des Regulativs für Privatläger von 1871,
soweit nicht nachstehend anderes verfügt ist , sinngemäße
Anwendung.

HI. Reine Privaltrsnsttlägcr.

Lagerräume.

ß. 3.

Die Lagerung des Getreides ist in der Regel nur in
geschlossenen Räumen gestattet . Ausnahmsweise kann jedoch
da , wo die Verhältnisse eine Lagerung im Freien erforder¬
lich machen , eine solche auch in nicht abgeschlossenen Räu¬
men durch die Direktivbehörde unter der Bedingung be¬
willigt werden , daß die Räume deutlich abgegrenzt und
durch die Firma des Inhabers kenntlich bezeichnet werden.

Kontoführung,

s - 4.

Für die reinen Transitläger ist bei der Amtsstelle ein
besonderes Niederlage - Register (6 . r ) nach dem Muster

1 zu führen , in welchem für jedes Lager ein Konto er¬
öffnet wird.



Zugang zum Lager.

8. s.

Die Einlagerung des Getreides erfolgt nach Nettogewicht.

8. 6.

Die Einbringung inländischen Getreides auf das Lager
ist zulässig, zuvor jedoch nach MusterL anzumelden.

Die Anmeldung ist in zwei gleichlautenden Exemplaren
der Amtsstelle einzureichen. Letztere prüft dieselbe und
stellt das eine Exemplar, mit Genehmigungsvermerk ver¬
sehen, dem Anmeldeuden zurück. Vor der Aushändigung
dieses Exemplars darf mit der Einbringung nicht begonnen
werden.

Das eingebrachte inländische Getreide nimmt die Eigen¬
schaft einer unverzollten ausländischeil Maare an.

Behandlung während der Lagerung.

8- 7.

Die Behandlung und Umpackung, sowie die Mischung
des gelagerten Getreides innerhalb der Lagerräume ist un¬
eingeschränkt und ohne Anmeldung zulässig.

8- 8.

Seitens des Hauptamts kann widerruflich gestattet
werden, gelagertes Getreide zum Zwecke der Mischung oder
zum Trocknen oder Darren zeitweise aus dem Lager zu
entnehmen. Vor der Wegbringnng ist der Amtsstelle eine
Anzeige einzureichen, aus welcher der Zweck der Entnahme,
die Gewichtsmengs, der Lagerraum und der zeitweise Be¬
stimmungsort des Getreides, sowie die Zeit des Beginnes



der Wegschaffung desselben ersichtlich sind . Desgleichen ist
von der Zeit der Zurückschaffung zum Lager zuvor Anzeige
zu erstatten . Die Anzeige ist von der Amtsstelle den Aus¬
sichtsbeamten zuzustellen , welche durch Gewichtsermittelungen,
Entnahme von Proben oder in sonst geeigneter Weise die
Zurückbringung des entnommenen Getreides auf das Lager
zu überwachen und die Anzeige mit ihrem Revisionsvermerk
der Amtsstelle zurückzureichen haben.

Abgang vom Lager.

8 > 9 .

Getreide , das in einem reinen Transitlager gelagert
hat , darf nur nach anderen reinen Transitlägeru oder nach
dem Zollausland versandt werden.

Das aus dem Lager entnommene Getreide ist nach
den Vorschriften des Begleitschein - und des Niederlage-
Regulativs , sowie der etwa erlassenen besonderen Bestim¬
mungen unter Zollkontrolle zur weiteren Versendung abzu¬
fertigen . Dabei kann von einer Verschlußanlage abgesehen
werden.

Ausnahmsweise kann die Direktivbehörde unter Vor¬
behalt des Widerrufs genehmigen , daß die Revision des
Getreides bei der Aufnahme ins Lager und bei der Ent¬
nahme aus demselben , sowie die zollamtliche Bescheinigung
über die Verladung auf die Transportmittel (Eisenbahn¬
wagen , Schiff ) durch eine Bescheinigung , eines öffentlich ein¬
gestellten Wiegemeisters oder einer ähnlichen Person ersetzt
werde . Solche Personen müssen jedoch zuvor auf das
Interesse der Steuerverwaltung ein für alle Mal vereidigt
sein . Eine derartige Genehmigung darf insbesondere nur
unter der Voraussetzung ertheilt werden , daß die kauf¬
männischen Bücher des Lagerinhabers über Zu - und Ab¬
gang zum und vom Lager zuverlässigen Aufschluß geben.
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Desgleichen ist beim Eisenbahntransport die Verwie¬
gung der Wagenladungen auf der Geleis- (Centesimal-)
Waage zulässig; dabei ist es statthaft, das von der Eisen¬
bahnverwaltung festgestellte Gewicht des Wagens von dem
ermittelten Bruttogewicht in Abzug zu bringen.

Dem Ermessen der Direktivbehörde bleibt die Bestim¬
mung darüber überlassen, inwieweit bei einzelnen Arten
des Verkehrs auch Gewichtsangaben in den Eisenbahnfracht¬
briefen, Schiffskonnossementen und anderen Ladungspapieren
ohne Gefährdung des Zollinteresses als Ersatz der zollamt«
lichen Gewichtsfeststellung zugelassen werden können.

s- 10.

Säcke und andere zollpflichtige Umschließungen, in
welchen unverzolltes ausländisches Getreide auf das Lager
gelangt, dürfen in leerem Zustande nur nach zuvoriger
besonderer  Abmeldung und, soweit sie in den freien
Verkehr treten sollen, unter tarifmäßiger Verzollung ent¬
fernt werden. Ueber Zu- und Abgang zum bezw. vom
Lager werden in einem Anhänge zum Niederlage-Register
fortlaufende Anschreibungen geführt, wobei die der Tarif¬
nummer 22 angehörigen Säcke lediglich nach ihrer Stück¬
zahl festzuhalten sind.

Bestan-srevision.

Z. 11-

Halbjährlich ist eine Bestandsrevision auf Grund einer
von dem Lagerinhaber einzureichenden Bestandsdeklaration
vorzunehmen. Dieselbe kann probeweise geschehen, wenn
die Umstände Bedenken nicht ergeben.

Die Termine für diese Revisionen sind von der Direk¬
tivbehörde nach den örtlichen Verhältnissen zu bestimmen.
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Die Direktivbehörde ist ermächtigt , ausnahmsweise die
Zahl der jährlich vorzuuehmenden Bestandsrevisioneu auf
eine zu beschränken.

Ein sich ergebendes Mindergewicht ist , soweit dasselbe
lediglich auf Eintrocknen , Verstauben oder dergleichen zurück¬
zuführen ist, zollfrei abzuschreiben . Die Entscheidung dar¬
über , ob ein Vorgefundenes Manko auf solchen Ursachen
beruht , steht bis zu einer Fehlmenge von 5 Prozent dem
Hauptamt , bei größeren Fehlmengen der Direktivbehörde zu.

Aushebung des Lagers.

8. 12.

Die Zurücknahme der Bewilligung eines Lagers kann
seitens der Direktivbehörde insbesondere auch dann erfolgen,
wenn sich bei einer Bestandsrevrsion eine Fehlmenge ergeben
hat , deren Abschreibung nach Maßgabe des K. 11 unzulässig
erscheint , oder wenn Defrauden oder Ordnungswidrigkeiten
in Bezug auf den Verbleib des vom Lager entnommenen
Getreides (KZ. 8 und 9) verübt worden sind . Die fehlende
bezw. diejenige Menge Getreide , bezüglich deren die Defraude
verübt ist, ist zur Verzollung zu ziehen.

Ebenso kann die Bewilligung des Lagers seitens der
bezeichneten Behörde zurückgenommen werden , wenn der
durchschnittliche Zugang zum Lager an ausländischem Ge¬
treide in den beiden letzten Kalenderjahren die Jahresmengs
von 200 000 Kilogramm nicht überschritten hat.

In allen Fällen des Aufhörens eines reinen Transit¬
lagers für Getreide ist der Lagerbestand innerhalb einer
von der Direktivbehörde zu bestimmenden Frist seitens des
bisherigen Lagerinhabers oder seiner Rechtsnachfolger (Er¬
ben , Konkursmasse rc.) unter Zvllkontrole entweder in das
Zollausland oder auf ein anderes reines Transitlager ab¬
zufertigen . Ausnahmsweise kann die Direktivbehörde den
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Uebergang des Bestandes auf ein gemischtes Transitlager
oder in den freien Verkehr bei Entrichtung der tarifmäßigen
Zollgefälle gestatten.

IV. Gemischte TrsiiMäger.

Im Allgemeinen.

8 . 13.

Auf die gemischten Transitläger finden im Allgemeinen
auch die Vorschriften der ZK. 3 bis 12 mit nachfolgenden
Zusätzen bezw. Abänderungen Anwendung.

Bewilligung des Lagers.

. 14.

An welchen Orten gemischte Läger gestattet werden
dürfen , bestimmt der Bundesrath.

Das Bedürfniß eines gemischten Transitlagers an sol¬
chen Orten ist von der Direktivbehörde in der Regel nur
dann anzuerkennen , wenn nach den Büchern des Gewerbe¬
treibenden der Umfang des von ihm -betriebenen Getreide¬
transitgeschäfts ohne den Besitz eines solchen Lagers voraus¬
sichtlich eine wesentliche Einschränkung selbst unter der
Voraussetzung erfahren würde , daß ihm ein reines Transit¬
lager bewilligt wäre . In anderen Fällen entscheidet die
oberste Landesfinanzbehörde über die Bedürfnißfrage.

Demselben Gewerbtreibenden darf ein reines und ein
gemischtes Privatlager für Getreide an einem Orte oder in
benachbarten Ortschaften nicht bewilligt werden.



Kontoführung.

8. 15.

Für die gemischten Transitläger ist ein Niederlage¬
register (6t. A.) nach Muster 2 zu führen.

Auf ein gemischtes Transitlager darf auch zollfreies
Getreide gebracht werden . Dasselbe behält seine Eigenschaft
als zollfreie Waare , muß jedoch , abgesehen von dem Fall
der in ZA. 19 ff. gestatteten Mischungen abgesondert von
zollpflichtigem Getreide gelagert werden.

8- 17.

Die Einlagerung des in Umschließungen eingehenden
Getreides geschieht nach Bruttogewicht.

In der Anmeldung des Getreides zum Lager und in
der Abmeldung desselben vom Lager ist der Lagerraum
genau zu bezeichnen.

Soll das Getreide von dem angemeldeten in einen
anderen Lagerraum innerhalb des Lagers übergefnhrt
werden , so ist davon spätestens bei Beginn der Ueberfüh-
rung Anzeige zu machen.

Behandlung während der Lagerung.

§ . 19.

Mischungen ausländischen und inländischen Getreides
unterliegen der Anmeldung nach Muster 0 . Die Vorschrift
im zweiten Absatz des 8- 6 findet dabei sinngemäße An-

Zugang znm Lager.

8- 16.

>. 18.

Wendung.



Lagerregister.

Z. 20.

Großhändlern , welche jährlich mindestens 250 000 Kilo¬
gramm ausländisches Getreide in das Lager bringen , kann
von der Direktivbehörde ausnahmsweise und widerruflich
gestattet werden , ein Lagerregister nach Muster v mit der
im 8 . 21 angegebenen Wirkung zu führen , wenn sie sich
nachstehenden Bestimmungen unterwerfen:

1. Es ist für jedes Lager ein besonderes Register zu
führen.

2 . Das Register ist dem Lager an einer von dem Be-
zirks -Oberkontrolör zu bestimmenden Stelle in einem
verschließbaren Behältniß aufzubewahren und , wäh¬
rend im Lager gearbeitet wird , den revidirenden
Beamten zugänglich zu halten . Den Oberbeamten
ist dasselbe auf Erfordern jederzeit vorzulegen.

3. Die Buchungen in dem Register haben zu geschehen,
sobald die Aufnahme , Mischung oder Entnahme des
Getreides beginnt . Sind bei dem Beginn dieser
Handlungen die Getreidemengen , auf welche die
Buchungen sich erstrecken, noch nicht genau bekannt,
so kann die Angabe der Mengen einstweilen aus¬
gesetzt bleiben , muß aber unmittelbar nach Beendi¬
gung der Handlung nachgeholt werden.

4 . Beim Absatz von Getreide in das Inland ist der
Name und Wohnort des Käufers rc. anzugeben.

5 . Aenderungen der Eintragungen durch Korrekturen
und Rasuren sind unstatthaft . Etwaige Jrrthümer
sind durch Vermerke in der Bemerkungsspalte richtig
zu stellen.

6. Bei Bestandsrevisionen ist das Register abzuschließen
und der Amtsstelle vorzulegen . Auch sonst ist aus
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Erfordern der retMrsnden Oberbecimten jederzeit
ein Abschluß desselben vorzunehmen.

7. Der Lagerinhaber ist für die Richtigkeit der Register¬
führung auch für den Fall verantwortlich, daß das¬
selbe von einem Dritten geführt wird.

8. 21-

Für den Fall der Führung eines Lagerregisters treten
die Bestimmungen der 8Z. 18 und 19 außer Anwendung.

Ob, inwieweit und unter welchen besonderen Kontrolen
mit Rücksicht auf die lokale Gestaltung des Getreidehandels
den Lagerinhabern an bestimmten Orten bei Führung eines
Lagerregisters auch die Anmeldung des aus dem freien
Verkehr zum Lager zu bringenden Getreides (8- 16) erlassen
werden kann, bestimmt die oberste Landesfinanzbehörde.

Abmeldung.

8. 22.

Aus einem gemischten Lager kann Getreide auch in
andere reine oder gemischte Läger übertragen werden.

Für die Abmeldung von Getreide aus einem gemischten
Transttlager zur Verzollung greifen im allgemeinen die
Vorschriften des Z. 16 des Regulativs für Privatläger von
1871 Platz. Die Direktivbehörde bestimmt nach den ört¬
lichen Verhältnissen die Termine für diese Abmeldungen.
Dieselbe ist ermächtigt, nachzulaffen, daß die Bestands¬
revision  nur einmal jährlich erfolge.

Bei der letzteren ist das Gewicht der im leeren Zu¬
stande lagernden Umschließungen mit zu berücksichtigen.

Die Bestimmung des §. 11 Absatz4 bleibt außer An¬
wendung.
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V . Strafbestimmungen.

8 . 23 .

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Re¬

gulativs werden , soweit nicht die Strafen der ZZ. 134 bis
151 des Vereinszollgesetzes Anwendung finden , in Gemäß¬
heit des § . 152 daselbst mit einer Ordnungsstrafe bis zu
150 Mark geahndet.
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Muster
(zu K. 4 des Regulativs).

Niederlage-Register
sür die

reinen Privattransitläger von Getreide

ohne Mitverschlnst dqr Zollbehörde.

(O. r.)
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1. Konto des Moknsl

I . Weizen.

Anschreibung^

Lau-

sende
M.

Der Anschreibung Bezeichnung
und

Nummer
des

Vorregisters -

Nähere Bezeichnung a) Herkunft,

Tag Monat Jahr

des Getreides
(inländisch,
ausländisch)

Menge

IvK'

d) wie lange in an¬
deren Niederlagen
befindlich

I. 2, 3. 4. 5). 6. 7. 8.

I, 3. 4ann .ar 1880 L L , k.
M 3

nu8läncli8oli 10 000 n Nnsslauä

l>. —

2. 6. ' äo. elo. inlünäisoli 10 000

n . Roggen.
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8e1nvai '2 Blatt 1.

A b s ch r e i b u n g.

Der Abschreibung Weiterer Nackweis
Bemerkungen.

Menge Benennung des Registers

Tag Monat Jahr des
Registers

Blatt
(Konto)

Nummer

9, 10. 11. 12. 13. 14. 15 16.

' 10. chnuunr 1880 12 000 11. 11. 1 6

11. äo. äo. 3 000 ri . I. . k . 6 . r. Konto 3 4

-

2 *







Muster 4 S
(zu Z. 15  des Regulativs ) .

Getreide
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Muster ^ S
(zu Z. 15 des Regulativs ) .

Niederlage- Register
sür die

gemischten Privattransitläger von Getreide

ohne Mitverschluß der Zollbehörde.

(O. ss.)

.2 -
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Konto des Triton

I . Weizen.

A n s ch r e i b n n g.

Lau«

sende
Zeit Bezeichnung a) ausländisch d) inländisch o) Mischung a) Herkunst,

Tag Monat Jahr

und
Nummer

des
Vorregisters

Menge Lager¬
raum Menge

lrx

Lager¬
raum

von Ä
zu b

Menge
Lager¬
raum

b) wie lange
in anderen
Niederlagen

befindlich

Bemerkungen.

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12 13.

1. 3. 1880 1Z. L . L.
«r . 4.

20 000 I — -- — — a . 11n88lnucl
l,. —

10 000 Ir§ naod
M . 3 üdortraxon.

2. 4. clo. clo. — — — 10 000 H — — — unoli lilo, 3 üder-
tl'LKSN.

3. 6. ä «. äo. a . 10 000
d . 10 000

20 000

II

LI . Roggen.

Anmerkung.  Die Eintragung gemischten Getreides erfolgt unter Trennung der in demselben enthaltenen Mengen ausländischen und inländischen Getreides . Bei der
Wird ein Lagerregister nach Z. 20 des Regulativs geführt , so bleiben die Spalten 7, 9, 10 , 11 , 18 und 20 unausgefüllt.
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Wsi88 zu DanrüiA. Blatt 1.

A b s ch r e i b u n g

Zeit ausländisch inländisch Weiterer Nachweis
Bemerkunge u.

Lager¬
raum

Lager¬
raum

Benennung
des

Registers

des Registers

Tag Monat Jahr Menge Menge

^8'

Blatt
(Konto)

Nr.

i4. 15 16 17. 18 19. 90. 91. 99 . 2 ?- . 94.

6. 1880 10 000 I -- — I. . U.
ss-

Xionto
3

2

8. äo 6o. 5 000 !I 5 000 II L. L. 1 1 Kemisolit.

Abschreibung gemischten Getreides ist in der Spalte 24 eine entsprechende Bemerkung einzutragen.
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Muster IR
(zu ZZ. 6 und 16 des Regulativs).

Anmeldung
zum Zwecke der Einbringung von inländischem Getreide in das gemischte Privattransitlager

des äVei88 zu DmiAA.

Niederlagekonto 6t. x. Blakt1 Nr. 1.
Abgegeben den4. Januar 1888.
Die Beaufsichtigung übernehmen: ikl.

Es sollen eingelagert werden Es ist eingelagert worden nach
amtlicher Feststellung Nummer

der
Anschrei-Zeit

Lager¬
raum *)

Lager¬
raum 'ch

Bemerkungen.

Monat Tag
Gattung Menge i

stg

Gattung Menge

lex
bring

1. 2. 3. 5. 6 7. 8 9. 10.

.Irrurrar 4. ^612611

l )at
Nntsrs

10 000 !

NM. '
oliritt . i

!

II. Moi/.ou

Mat
Notars

10 000

uw.
vkritt.

II. 2

*) Bei reinen Transitlägern , desgl . bei gemischten Transitlägern für den Fall der Führung eines Lagerregisters nach 8- 20 nicht auszufüllen.
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Muster O
(zu Z. 19 des Regulativs)

Anmeldung
zum Zwecke der Mischung von Getreide des gemischten Privattransitlagers

des Triton V̂si88 zu Oa-DLiA.
NiederlagekontoO. A. Blatt 1. M. I. Abgegeben den 6ten -lanuar 1880.

Die Beaufsichtigung übernehmen: ID

Es sollen gemischt werden: Nach amtlicher Feststellung

Nummer
der

neuen
Eintra¬

gung
im

Nied er¬
lag ekonto

Bemerkungen.

Der Mischung

Lau¬

fende

Nr.

Gattung
und nähere

Bezeich¬
nung des
Getreides

(inländisch
— auslän¬

disch)

Menge

Nummer
der ur¬
sprüng¬

lichen Ein¬
tragung im

Nieder¬
lagekonto

Bisheriger
Lagerraum

bezw. Angabe,
daß das

Getreide aus
dem freien

Verkehr
kommt

Künftiger
Lagerraum

des

Gemisches

sind gemischt:
ist das
Gemisch

ein-
gelagert

im
Lagerraum

Zeit

Ort

Gattung und
nähere

Bezeichnung
des

Getreides
(inländisch —

ausländisch)

Menge

Bisheriger
Lagerraum

bezw. Angabe,
daß das

Getreide aus
dem freien

Verkehr kommt

Monat Tag

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 14. 15.

an « . 6. imIlmKor 1. 'fVoiLeo 10 000 2 II WsiLori io- 10 000 ll

chiNNK- iolän- Iäocli8olt.
I

AL886 6 cli8ell
) II 3

2. IVeiLen 10 000 1 I I IVoiron 10 000 I !
auslüll- ausläoclisob

6i8oN 20 000

Datum - Datum
Nntsr-
sodritt Dlltsrsodrist

3









Muster »
(zu Z. 20 des Regulativs ).

Mger-Register
iiber

das gemischte Privattransitlager für Getreide rc.
ohne Mitverschluß der Zollbehörde

der Handlung Friedrich Maier ,zu Königsberg

, Speicherun Adler-7̂ —-— . .
Lager

Straße Langestraße M . 10

sür das Jahr  1880.

Dieses Register enthält 30 Blätter , welche mit einer
von dem Unterzeichneten amtlich angesiegelten Schnur
durchzogen sind.

Königsberg i . Pr ., den 30. December 1879.
Der Oberbeamte.

Peter,
Oberkontrolör.

Das Register ist in dem Schranke verschlossen
aufzubewahren.

Der Oberbeamte.
Peter,

Oberkontrolör.

Das Register wird geführt von dem Lager ver¬
walt er  M . Sack  unter Garantie der Handlung Friedrich
Maier zu Königsberg i. Pr.
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I . Konto

Z u g a n g-

Lau- Zeit n) ausländisch b) inländisch e) Mischung
Nummer

sende Be- der Be- von u Be-
Bemerkunge n../iö. Monat Tag Menge

zeichnung
des An- Menge

zeichnung
des zu d zeichnung

des
Lager- Meldung Lager- Menge Lager-

lLK raums KZ ranms IrA raumS

t. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. "9. 10. 11.

I. Januar 2. 4 000 I. Etage 300 — — — — 2000 IcA nach Nr . 3 übertragen.
2000 desgl , nach Nr . 5.2. " 3. 301 2 000 II . Etage 1000 ktz- nach Nr . 3 übertragen.
1000 ÜA desgl . nach Nr . 5.

3. 4. — — — — — n) 2 000 i
d) 1000s I . Etage

4. 6. I 000 I. Etage 304 — —. — — nach Nr . 5 übertragen.
5. 6 n) 30001

b) I 000s6. „ 7. I 000 II . Etage 306 — — — —> am 8/1 Vorm , nach Langgasse I zum
Darren entnommen.

am 10/1 Vorm , zurückgeschafft.

II . Konto
rc.i

LLL. Konto

I rc.

n) Aenderungen der Zahlen sind in der Spalte „Bemerkungen " mit Worten zu schreiben.
,b ) Bei dem Abgänge gemischten Getreides vom Lager ist eine Bemerkung in der Spalte „Bemerkungen " zu machen, außerdem aber

cr) Die Lagerräume im Lager sind nach Etagen oder Nummern zu bezeichnen.







für Weizen
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A b g a n g.

Lau- Zeit u) ausländisch d) inländisch

sende Be- Nummer Be- Namen
zeichnung Zeichnung Bemerkungen.

M. Monat Tag des
Lager-

Menge Ab- des
Lager-

Menge inländischen
raums

KA
Meldung raums ^ o- Käufers rc.

12. 13 . 14 . 15 . 16 . 17 . 18. 19 . 20. 21.

1. Januar 5. 1. Etage 2 000 206 I. Etage 1 000 — gemischt am 4/1 80.

2. 7. 3 000 1 000 Posselt <L Co. gemischt am 6/1 80
Danzig

für Roggen.

I

für Hafer.

ist das Gewicht des ausländischen und inländischen Getreides in die betreffende Spalte zu setzen.

4







Bestimmungen,
betreffend

die Gewährung einer Zollerleichterung bei der

Ausfuhr von Mühlenfabrikaten , welche aus aus¬

ländischem Getreide hergestellt sind.

In Gemäßheit der Ziffern 3 und 4 im Z. 7 des
Gesetzes vom 15 . Juli 1879 , betreffend den Zolltarif des
deutschen Zollgebiets rc., werden bezüglich der Gewährung
einer Zollerleichterung bei der Ausfuhr von Mühlenfabri¬
katen , welche aus ausländischem Getreide hergestellt sind,
folgende Bestimmungen gegeben:

Antrag.

8- i.

Inhaber von Mühlen , welche auf Grund der Ziffer 3
im Z, 7 des genannten Gesetzes ausländisches Getreide mit
dem Anspruch auf Zollnachlaß bei der Ausfuhr der daraus
gewonnenen Mühlenfabrikate verarbeiten wollen , haben die
Genehmigung hierzu und die Bewilligung eines gemischten
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Privattransitlagers ohne amtlichen Mitverschluß für das zu
verarbeitende Getreide bei dem Hauptamts zu beantragen,
wobei genaue Angaben über die zu verarbeitenden Getreide¬
arten , die herzustellenden Fabrikate , die Fabrikationsanlagen
und die Fabrikationsweise zu machen sind.

Nach Bewilligung des Antrages sind Aenderungen
hierin nur nach vorgängiger Anzeige zulässig.

Bewilligung des Antrags.

8- 2.

Die Genehmigung des gestellten Antrages , welche jeder¬
zeit widerruflich ist, erfolgt seitens der Direktivbehörde unter
den im Z. 2 des Regulativs für Privatläger von 1871
aufgestellten allgemeinen Bedingungen . Dieselbe darf jedoch
nicht aus dem Grunde versagt werden , weil sich an dem
Orte der Mühlenanlage eine Zoll - oder Steuer -Hebestelle
nicht befindet . Inwieweit in einzelnen Fällen Erleichterun¬
gen hinsichtlich der Anforderung kaufmännischer Buchfüh¬
rung eintreteu können , bestimmt die Direktivbehörde.

Die Fabrikationsanlagen , in welchen die Verarbeitung
stattfindeu soll , dürfen in der Regel nicht in beträchtlicher
räumlicher Entfernung von dem Transitlager oder an einem
anderen Orte als letzteres liegen ; auch darf auf der Mühle
kein Getreide verarbeitet werden , das nicht zum Lagerkonto
angeschrieben ist.

Der Zollbehörde ist das Recht einzuräumeu , durch
Einsicht in die ordnungsmäßig zu führenden Fabrikations¬
bücher und durch sonstige Kontrole der Fabrikation von
der deklarationsmäßigen Bearbeitung des Getreides Ueber-
zeugung zu nehmen.
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Allgemeine Vorschrift.

8. 3.

Auf die bewilligten Transitläger finden die Vorschriften
des Regulativs für Privattransitläger von Getreide re.,
soweit nicht nachstehend anderes bestimmt ist , Anwendung.

Kontoführung.

8- 4.

Für dieselben ist bei der Amtsflelle ein besonderes
Niederlage -Register (6t . N .) nach Muster zu führen.

Bearbeitung während der Lagerung.

8. 5.

Die Anmeldung zur Verarbeitung erfolgt bei der
Amtsstelle in zwei gleichlautenden Exemplaren nach dem
Muster 13, dessen Spalten 1 bis 9 der Lagerinhaber aus-
zufnllen hat . Die Amtsstelle prüft die Anmeldung und
stellt das eine mit dem Genehmigungsvermerk versehene
Exemplar dem Anmeldenden zu. Vor der Aushändigung
dieses Exemplars darf die Verarbeitung des Getreides nicht
beginnen , auch eine Entnahme desselben aus den Lager¬
räumen nicht stattfinden.

8. 6.

Die Verarbeitung des Getreides ist alsbald nach der
Abmeldung vom Lagerkonto zu beginnen und ohne will¬
kürliche Unterbrechung zu Ende zu führen.



s . 7.

Ueber die Verarbeitung des Getreides werden An¬
schreibungen in einer Beilage zu dem Niederlage -Register
(Z. 4 ) nach dem Muster 6 geführt.

Ergeben sich bei der Revision der gewonnenen Fabri¬
kate Bedenken rücksichtlich der Identität , des Mischungs¬
verhältnisses oder in anderer Beziehung , so sind dieselben,
sofern sie nicht alsbald Aufklärung finden , der Direktiv-
behörde vorzutragen.

Die gewonnenen deklarativnsmäßigen Fabrikate treten
nach Maßgabe der Bestimmung im Z. il an die Stelle
der ursprünglich im Lagerkonto angeschriebenen Posten.

Die Fabrikate aus verschiedenen Getreidearten sowie
auch die aus derselben Getreideart , jedoch in verschiedenem
Mischungsverhältniß hergestellten Fabrikate müssen abgeson¬
dert von einander lagern.

Die Direktivbehörde ist ermächtigt , nach Maßgabe der
Bestimmungen im Z. 20 des Regulativs für Privattransit-
läger von Getreide re., jedoch ohne daß eine Minimalmenge
des Zugangs zum Lager vorzuschreiben ist , die Führung
eines Lagerregisters für Getreide sowie fernerhin die Füh¬
rung eines Lagerregisters für Mühlenfabrikate seitens des
Lagerinhabers nach den Mustern v und L mit der Wir¬
kung widerruflich zu gestatten , daß es der im Z. ö an¬
geordneten Anmeldung zur Verarbeitung nicht bedarf.

Bei Mühlen , deren Einrichtungen oder Betriebsver¬
hältnisse die Festhaltung der Identität der einzelnen auf
die Mühle gelangenden Getreideposten und die Getrennt-

. 8 .

Lager-Register.

8 . 9.



Haltung der gewonnenen Mühlenfabrikate nach dem Mi-
schungsverhältniß des dazu verarbeiteten Getreides nicht
nicht zulassen, insbesondere bei Mühlen mit kontinnirlichem
Betriebe können mit Genehmigung der obersten Landes¬
finanzbehörde besondere, den Einrichtungen und dem Be¬
triebe der einzelnen Mühlen angepaßte Kontrollen ange¬
ordnet werden, um bei den zur Ausfuhr gelangenden
Mühlenfabrikaten den Prozentsatz des zur Herstellung des
Fabrikats verwendeten ausländischen Getreides festzustellen.

Abgang vom Lager.

Z. 10.

Die Entnahme von Getreide aus dem Lager zu einem
anderen als dem genehmigten Fabrikationszwecke ist nur
ausnahmsweise und mit besonderer Genehmigung des
Hauptamts zulässig.

Die Abfertigung der gelagerten Mühlenfabrikate zum
Ausgang oder zu einer öffentlichen oder Privatniederlage
findet nur bei Mengen von mindestens 2000 Kilogramm
statt.

Wenn sich am Orte des Lagers eine Hebestelle nicht
befindet, ist die Direktivbehörde berechtigt, die Minimal¬
menge bis auf 10 000 Kilogramm zu erhöhen.

Die Abmeldung erfolgt nach Muster l?.

Festsetzung des AusbeuteverhÄtnisfes für die Abschreibung.

8 . ii.

Bei der Feststellung der zu entrichtenden Zollgefälle
gelegentlich der nach Z. 22 des Regulativs für Privattransit¬
läger von Getreide rc. vorzunehmenden Bestandsaufnahme
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Werden bei Weizen für 80 Kilogramm , bei Roggen für
70 Kilogramm in das Ausland ausgeführten oder zu einer
öffentlichen oder Privatniederlage gebrachten , aus auslän¬
dischem Getreide hergestellten gebeutelten Mehls 100 Kilo¬
gramm Getreide zollfrei abgeschrieben.

Bei Gemischen von Weizen - und Roggenmehl erfolgt
die Abschreibung nach dem für Weizen festgesetzten Aus-
beuteverhältniß.

Wird aus anderen Getreidearten (Hafer , Gerste , Mais,
Buchweizen ) Mehl , oder werden aus Getreide andere Müh¬
lenfabrikate (Schrot , Graupe , Gries , Grütze ) hergestellt , so
erfolgt die Festsetzung des Ausbenteverhältnisses für jede
einzelne Fabrikationsanstalt auf Grund spezieller Ermitte¬
lungen seitens der obersten Landesfinanzbehörde.

Bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten , welche aus
einer Mischung von verschiedenen Tarifsätzen unterworfenen
Getreidearten hergestellt sind , findet jedoch ein Zollnachlaß
überhaupt nicht statt.

Zurücknahme der Bewilligung.

Z. 12-

Die Bewilligung des Lagers ist außer in den im
Z. 11 des Regulativs für Privatläger von 1871 bezeich¬
nten Fällen auch danu von der Direktivbehörde zu wider¬
rufen , wenn Defraüden oder wiederholte Ordnungswidrig¬
keiten bei der Verarbeitung des Getreides oder bei der
Versendung der gelagerten Gegenstände verübt worden sind;
dieselbe kann widerrufen werden , wenn der Zollwerth der
ausgesührten oder zu einem anderen Lager gebrachten Fa¬
brikate in den beiden letzten Kalenderjahren durchschnittlich
den Betrag von 500 Mark nicht überschritten hat.
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Strafvestiinimrng.

8 - 13.

Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden,
soweit nicht die Strafen der ZZ. 134 bis 151 des Vereins¬

zollgesetzes Anwendung finden , in Gemäßheit des A. 152

daselbst mit einer Ordnungsstrafe bis zu 150 Mark
geahndet.
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Muster ^
(zu Z 4 des Regulativs ) .

Niederlage- Register
für die

gemischten Privattransitläger von zu verarbeitendem Getreide

ohne Mitverschluß der Zollbehörde.

(6. N.)
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1. Konto des^.uAU8t̂VolK

I . Weizen»

A n s ch r e i b u n g-

Lau- Zeit der Anschreibung
Bezeichn-

s.
ausländisch

l>.
inländisch

v.
Mischung n.

Herkunft
1).

Wie lange
in anderen
Niederlagen

befindlich

Daraus find
heraestellt

sende
nung Bemer-

kuugen
Jahr Monat Tag

nnd
Nummer

des
Vor-

registers

Menge

k»-

Lager¬
raum Menge Lager¬

raum

von n
zu d

Menge

ILA

Lager¬
raum

Gat¬
tung

Menge

KK

f. 2. 3. 4. 0. 6. 7. 8. 9. 10. ir. 12. IS. 14. 15.

1. 1880 chsnuur 14. 6 . L. L.
M . 20

1 000 I — — — — n) I1.U88-
lanä

b) -

usolr chlo. 2
übortrsAön

3. 6o. äo. 15. -— — — — — n) 1000
b) 1000

I — — Nalil 1 520

2 000

Bemerkung . Werden Lagerregister nach 8. 9 geführt, so bleiben die Spalten 7, 9, 10, 11, 13, 14 bis 18, 25 unansgefüllt.
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zu DuQAA. Matt 1.

Abschreibung

Darunter

(Spalte 15)
inländisch

Prozent.

Lager¬

raum

Nummer
des

Ver-
arbei-
tungs-

registers

Zeit der Abschreibung

Gat¬

tung
Menge

, Dar¬
unter

in¬
ländisch

Prozent

Lager¬

raum

Weiterer Nachweis.

Bemerkungen.

Jahr Monat Tag

Benen¬
nung
des
Re¬

gisters

Des Registers

Blatt

(Konto)
Nr.

16. 17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 2-1. 25. 26. 27. 28. 29.

50 V 1 1880 9aunar 20. Ntzl.I 1 520 50 V li. L .u. 2 36

'

noUt'rsi ud/nr-
solireibtzir

950 ^VLiLSii

6 *
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Muster 8
(zu Z. 5 des Regulativs ).

Anmeldung
zum Zwecke der Verarbeitung von Getreide des gemischten Privattransitlagers

des ^Voltck zu VanÄA.

Niederlagekonto 6l . Ll . Blatt I Nr . 1.

«lag - zum « °»I° L L « t° I Nr I . ^ bg-g-be» de« lS , ^ u»r ISSS.
Die Beaufsichtigung übernehmen : ldl.

Lau¬

fende

Nr.
der

Au-
schrei-
bung
im

Konto

Zu verarbeitendes Getreide
Hergestellte Fabrikate nach

Revisionsbefnnd:

Bemerkung en.

nach Angabe des Lagerinhabers: nach Revisionsbefnnd:

Gat¬

tung
Menge

KZ

darunter

inlän¬

disches

Prozent

Lager¬

raum

Ort
der

Ver-
arbeitung

und
Zeitraum

für
dieselbe

des
herzustellenden

Fabrikats
Gat¬

tung
Menge

darunter
inländisch

nach
Spalte 5

Prozent

Lager¬

raum

Gat¬

tung
Menge

darunter
inländisch

nach
Spalte 5

Prozent

Lager¬

raumGat¬
tung

künf¬
tige^

Lager¬
raum

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. ii. 12. 13. 14. 15. 16. 17. 18.

i. 2 N^ i- 2000

v
linke

ntuin.
rsoürikt.

! siüilüe
des

N-olss
3 Dag 'S

LWÜI V n -6i-
26U

2 000

v
llntc

ntuw.
rsoürikk

I 1600

v
Nute

rtum.
»rsoürikt.

V

Zu Spalte 5 mit Niederlage-Register übereinstimmend.
Bemerkung . Spalte 5, 12 und 16 sind mit Zahlen und Buchstaben auszufüllen.
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Muster 1
(zu Z. 7 des Regulativs).

Beilage
zum

Niederlageregister für die gemischten Privattransitläger von Getreide
(O.' N.)

betreffend die Verarbeitung des Getreides zu Mühlenfabrikaten.
Zu Konto Nr. I des Hauptregisters 6t. U. Seite 1.

Lausende
Nummer

Nummer
der

Anschreibmig
im

Konto

Tag
der Abgabe

der
Anmeldung

Tag
Revision

der
hergestellten

Mühlenfabrikate

Bem e rku n g e n.

1. 2. 3. 1. s) .

1. 2. 16. llnnuar 1880. 19. llumrar 1880.







Muster IV
(zu Z. 9 des Regulativs ).

Getreide

c

Dieseist-
welche mi
siegelten 18 . .

kontrolör.

Lird geführt von



Muster »
(zu Z. 9 des Regulativs).

Lagrr-RegistkrI
(für Getreide)

des «

gemischten Privattransitlagers für zu verarbeitendes Getreide
des WiHisIm Vork

zu DanLiA.

für - as Jahr 188 « .

Dieses Register enthält . . . Blätter,
welche mit einer von dem Unterzeichneten ange¬
siegelten Schnur durchzogen sind.

. . , den . . . . . . . . . 18 . .

Ober- . . . . . . . . kontrolör.

Das Register ist . . . . . . . . . . . . . . . . .
aufzubewahren.

. . . , den . . 18 . .

Ober- . . . . . . . . . kontrolör.

Das Register wird geführt von
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I . Weizen

A n s ch r ei b u n g

Lau- Zeit der
Anschreibung

3.
ausländisch

Nummer

der

Anmeldung

d.
inländisch

o.
Mischung.

sende

.-Vo.
Monat ^Tag Menge

Lager¬
raum

Menge Lager¬
raum

von 3
zu li

Menge

darunter
in¬

ländisch
Lager¬
raum

Bemerkungen.

IrA kA Prozent
i. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12.

1. tl uv nur 23. 8000 i 30
^ »
nnoli dio. 3 ül)6rtr3K6ll

2. äo. 24. — — 31 2000 II — — —

3. äc>. 28. — — — — — a.  8000
b.  2000

11 etr. ^ bsokreiburiA
1 u. 2.

4. äo. 28. 5000 i 40
10000

vir.^ bselireidunAl̂ o.3.

Bemerkung. Die Spalten 10 und 17 sind mit Zahlen und Buchstaben auszufüllen.
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A b s ch r e i b u ng ( zur M ü h l e).

Beme r k ungc n.
Lau¬

fende

Nr.

Zeit
der Abschreibung

Menge

KA

Darunter

inländisch

Prozent

Bisheriger

Lagerraum

Nummer der
Anschreibung

im
Lagerregister

für
Mühlenfabrikate

Monat Tag

13. 14. 15 16. 17. 18. 19. 20.

1. Januar 28. 5000 AvVLllöiA II 1

2. äo. 29. 5000 ArvnnrnA 11 2

3. äo. 30. 5000 l>liolit8 I 3
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Muster 12
(zws- 9°des Regirkativsi

Lager-Register II
(für Mühlenfabrikate)

des-

gemischten Privattransitlagers für zu verarbeitendes Getreide
des Miltieli» Bork

zu VW2ÜA.

für öas Jahr I88V.

Dieses Register enthält . . . . Matter, Das Register ist . . . . . . . . . . . .
welche mit einer von dem Unterzeichneten ange- aufzubewahren.
siegelten Schnur durchzogen sind, ^ zg

. . den . . . . . . . . . 18 . .

Ober- . . kontrolör.

Das Register wird geführt von

^ *

Ober- kontrolör.
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I . Weizen

Lau¬

fende

Nr.

A n s ch r e i b u n g-

Zeit der
Altschreibung

Gattung Menge

li!-

Darunter

inländisch

Prozent

Lagerraum

Nummer
der Ab¬

schreibung
im Lager¬
register für

Getreide

Bemerkungen.

Monat Tag

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9.

1. chmusr 28. Nelü 4000 V 1

'

> ekr. ^ bsodraibunA dlo. 1.

2. äo. 29. äo. 4000 TivUNLIK' V 2

3. cio. 30. äo. 4000 Niodts VI 3 ekr. ^ dsodrsibuvA M . 2.

Bemerkung . Die Spalten 6 und 15 sind mit Zahlen und Buchstaben auszusüllen.
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Blatt 1.

Lau¬

fende

M.

A b s ch r e b U g.

Zeit
der Abschreibung

Gattung Menge
Darunter

inländisch

Prozent

Bisheriger
Lagerraum

Nummer

der

Abmeldung

Bemerkunge n.
Monat Tag

10. 11. 12. 13. 14. 15. 16. 17. 18.

1. I?odrunr 3. Ncää 8 000 V 46

2. äo. 4. äo. 4 000 Riokts VI 48
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Muster ^
(zu Z. 12 des Regulativs).

Abgegeben den 3. Februar 1880.

Die Revision übernehmen: R. N.

Abmeldung

Maaren aus dem gemischten Privattranfltlager von zu verarbeitendem Getreide

des Lorlr

zu

Zur Versendung.
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I. A n g a b e d e 1 A b m e I d e r s.
II.

Anträge
und

Bemerkungen
des

Abmelders

Niederlage-Register
bezw. Lagerregister. Der Kolli Der Waareu

Darunter
(Spalte 8)
inländisch

Prozent

Lager-

raum

Herkunft
der

Waareu

Konto
bezw.
Be¬

zeich¬
nung

Blatt Nr.

Zahl
und Art
der Ver¬
packung

Zeichen
und

Num¬
mern

Brutto
gewicht

Gat¬

tung

Netto¬

gewicht

l! K

l. 2. 3. 4. Ö. 6. 7. 8. 9. 10. ll. 12.

It. lt . ll. 1 i 80 sV, 11. 8 080 IVsi- 8 000 LivauLiA' V Nittslst LoAlkitsolwm I
LiiolLS !— 80 2611- naoli UnmburA an ll.

webl Hose.

Out Uw.

Unter mliritt.

Mit dem Niederlage - Register übereinstimmend (bei Führung eines Lagerregisters nach s . 9 nicht zu bescheinigen ) .

Bemerkung . 1 . Der Revisionsbefund zu Spalte 18 wird auf Grund der bescheinigten Uebereinstimmung der Abmeldung mit dem Niederlage - Register bezw . auf
2 . Die Spalten 9 und 18 sind mit Zahlen und Buchstaben auszufüllen.
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M . R e v i s i o u s b e (und.
IV . Weiterer Nachweis

der Maaren

Der Kolli Der Maaren des Registers
im

Kom-

merzial-

Register

Bemerkungen
über

Zahl
und Art
der Ver¬

packung

Zeichen
und

Num¬
mern

Brutto¬

gewicht

krr

Gat¬

tung

Netto¬

gewicht

kA

Darunter

(Spalte 17)
inländisch

Prozent

Lager¬

raum Benen¬

nung
Blatt Nr.

angelegten Verschluß,
Zahl der Bleie

u . s. w.

13. 14. 15. 10. 17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 24.

80
8üeüs

^V. B.
1— 80

8 080

Out

Hüter

V7ei-
2611-
wellt

Uw.

SiMrjft.

8 000 V B . rVK. 3 36 ,lecken 8aeic mit einem Bleis
verseiilossen.

Grund der Uebereinstimmung der Abmeldung mit dem Lagerregister abgegeben.

8
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»/sF. 99 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 12 . Juni 1880,

betreffend die Statistik des Waarenverkehrs des Deutschen
Zollgebiets mit dem Auslände.

.N 99.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Statistik des

Waarenverkehrs des Deutschen Zollgebiets mit dem Auslande.

Oldenburg , den 12 . Juni 1880.

Das Staatsministerium bringt nachstehend das Ver¬
zeichniß derjenigen Massengüter  zur allgemeinen Kunde,
auf welche nach Beschluß des Bundesraths vom 26 . v . M-
seit dem 1. d. M . die Bestimmung in ß. 1t Absatz 3 des
Gesetzes vom 20 . Juli 1879 , betreffend die Statistik des
Waarenverkehrs , Anwendung findet.

Oldenburg , den 12 . Juni 1880.

Staatsministerium
Ru hstrat.

Bödeker.
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Vrr ;richnist
derjenige» Massengüter , ans welche die Bestimmung
in Z. 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 20 . Juli 1879,

betreffend die Statistik des Maaren »crkchrs,
Anwendung findet.

Nummer
des

statistischen
Wäciren-
verzeich-
nisses.

Waarengattnng.

1. Abfälle von der Eisenfabrikation(Hainmerschlag,
Eisenfeilspäne) und von Eisenblech, verzinntem
(Weißblech) und verzinktem.

2. Abfälle von Glashütten, auch Scherben von
Glaswaaren.

3. Leimleder, auch abgenutzte alte Lederflücke und
sonstige zur Verwendung als Fabrikations¬
material geeignete Lederabfälle.

4. Guano, natürlicher.
5. Anderer thierischer Dünger.
6. Sonstige Düngungsmittel, als : ausgelaugte

Asche, Kalkäscher^ Knochenschaum oder Zucker¬
erde und Thierknocheu jeder Art.

7. Kleie und Malzkeime.
8. Lumpen aller Art.
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Nmmnrr
des

statistischen
Waaren-
verzeich-

»isscs.

Waareugattuug.

9. Papierspäne ; Makulatur , beschriebene uud be¬
druckte.

10. Alte Fischeruetze, altes Tauwerk und alte Stricke,
gezupfte Charpie.

11. Sonstige Abfälle , svweit sie nicht wie die Roh¬
stoffe, von welchen sie herstammen , zu be¬
handeln sind, als Blut von geschlachtetein Vieh,
Reisabfälle , Thierflechsen , Treber u . bergt.

12. Baumwolle , rohe.
13. — , kardätschte , gekämmte , gefärbte.
68. Alaun.
70. Chlorkalk.
82. Soda , kalziuirte.
83. Soda , rohe , natürliche oder künstliche ; krystalli-

sirte Soda.
84. Pottasche.

Wasserglas.85.
88. Ammoniak , kohleusaures ; Salmiak , Salmiak¬

geist.
89. Ammoniak , schwefelsaures.

106. Eis.

Farbhölzer,  und zwar:

107.
108. onÄwr ! in Blöcken, gemahlen , geraspelt oder

Nothholz ! ui ähnlicher Weise zerkleinert.109.
110. Galläpfel und Knoppern , auch gemahlen.
118. Kali , schwefelsaures uud salzsaures (Chlorkalium ).
120. Knochenkohle.
121. Knochenmehl.
126. Mineralwasser , künstliches und natürliches , ein¬

schließlich der Flaschen und Krüge.
128. Natron , schwefelsaures (Glaubersalz ).
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Nummer
des

statistischen
Waaren-
verzeich-

nisscs.

130. Palm - Mid Kokosnüsse und Theile von solchen.
131. Salpeter , Chilisalpeter.
132. — , anderer , roh und gereinigt.
133. Salpetersäure.
134. Salzsäure.
136. Schwefel, roh und gereinigt.
137. Schwefelsäure.
138. Seegras.
140. Superphosphate.
144. Vitriole aller Art.
154. Roheisen aller Art.
155. Brucheisen und Eisenabfälle , soweit nicht unter

Nr . 1 genannt.
181. Cement.
182. Graphyt (Reisblei , Wasserblei).
183. Gyps.
184. Kalk (Kalkstein, gebrannter und gelöschter Kalk) .
185. Kaolin (Porzellanerde ).
186. Kreide, rohe.
187. Kryolith.
188. Schwerspath in Stücken.
189. Farbenerdeu aller Art.
190. Andere Erden und Mineralien , als : Kies, Grand,

Sand , Schlamin , Mergel , Mörtel , Lehm,
Thon , Pfeifenerde , Alaunerde , Infusorien¬
erde, Gartenerde , Feldspats), Flußspat !), Kalk¬
spat!) , Kieserit , Carnallit , Borazit und der¬
gleichen.

191. Blei - und Kupfererze, auch silberhaltige.
192. Braunstein.
193. Eisenerze, Eisen- und Stahlstein.
194. Nickelerze.
195. Schwefelkies.
196. Zinkerze (Galmei , Zinkblende u. dergl, ).
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Nummer
des

statistischen
Waaren-
verzeich-

iiisses.

Waarengattung.

197. Andere Erze , als : Zinnerze , Kobalterze , Anti¬
mon-, Wismutherze ; Erzschlacken, Schlacken¬
wolle.

203. Flachs.
204. Hanf.
205. Heede und Werg von Flachs und Hanf.
206. Andere vegetabilische Spinnstoffe , wie chinesisches

Gras rc. (wegen Baumwolle , Jute , Manilla-
hanf und Kokosfasern s. Nr . 12/1 ? bezw.
372/373 ).

207. Weizen.
208. Roggen.
209. Hafer.
210. Andere nicht besonders genannte Getreidearten.
211. Hülsenfrüchte.
212. Gerste.
213. Mais.
214. Buchweizen.
216. Anis.
217. Fenchel.
218. Coriander.
219. Kümmel.
220. Raps und Rübsaat.
221. Leinsaat.
222. Sesam.
223. Senf , roher (Senfsaat ).
224. Erdnüsse.
225. Palmkerne.
226. Kleesaat.
227. Grassaat.
228. Heu.
229. Stroh und Schilf.
230. Kartoffeln.
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Nummer
des

statistischen
Waaren- WlmrtirtMmlst.
Verzeich¬

nisses,

aus 235.

236.
237.

238.

252.
254.
271.
272.
273.
274.

aus 282.

283.
284.

285.

286.

Baumwollensamen , Hanfsamen , Mohnsamen,
Bucheckerir, Eicheln , wilde Kastanie » .

Futterkräuter.
Lebende Bäume und Sträucher , auch in Kübeln,

Setzlinge , Blumen und Blumenzwiebeln , auch
in Töpfen und Kübeln.

Grünes und anderes naturfarbiges gemeines
Hohlglas (Glasgeschirre ), weder gepreßt , noch
geschliffen, noch abgerieben , auch mit ordinärer
Beflechtung von Weiden , Binsen , Stroh oder
Rohr.

Borsten.
Rohe Bettfedern.
Brennholz , Reisig , auch Besen von Reisig.
Holzkohlen.
Korkholz , auch in Platten und Scheiben.
Lohkuchen (ausgelaugte Lohe als Brennmaterial ) .
Rohe Knochen (als Schnitzstoff ) , Hufe und

Klauen , Muschelschalen (mit Ausnahme der
Perlmutterschalen ).

Holzborke und Gerberlohe.
Ban - und Nutzholz , roh oder blos mit der Axt

vorgearbeitet : europäisches , hartes *) .
Bau - und Nutzholz , roh oder blos mit der Axt
. vorgearbeitet : europäisches , weiches *).
Außereuropäische Hölzer (Gedern -, Eben -, Jaca-

randa - , Mahagoni - , Palisander - , Pockholz,
lRtsob -pino -, Teakholz u . dergl .) .

*) Ms harte Hölzer gelten insbesondere : Ahorn , Akazie, ^ Birke,
Buche , Eiche , Esche , Kern - und Steinobstbanm , Nnßbaum , Ulme ; als
weiche : Fichte , Kiefer , Tanne , Lärche , Erle , Linde , Pappel , Roßkastanie,
Weide.



Nummer
des

statistischen
Waaren-
verzeich-

nisses.

Waarengattung.

287. Bau - und Nutzholz, gesägt oder auf anderem
Wege vorgearbeitet oder zerkleinert : Faß¬
dauben und ähnliche Säg - oder Schmttwaaren;
alle diese Gegenstände aus europäischem har¬
tem Holz.

288. — aus europäischem weichem Holz.
289. Ungeschälte Korbweiden und Reifenstäbe.
291. Geschälte Korbweiden.
298. Holz in geschnittenen Fournieren und nnein-

gelegte Parketbodentheile.
303. Hopfen.
316. Kautschuck und Guttapercha , roh oder gereinigt.
372. Jute , roh, geröstet, gebrochen oder gehechelt.
373. Manillahanf (auch mexikanische Fiber ) und

Kokosfasern , roh , geröstet, gebrochen oder
gehechelt.

428. Heringe, gesalzene.
-148. Salz , (Koch- , Siede - , Stein - , Seesalz) , sowie

alle Stoffe , aus welchen Salz ausgeschieden
zu werden pflegt.

482. Feste Rückstände von der Fabrikation fetter
Oele , auch gemahlen (Oelkuchen, Palmkern¬
kuchen, Kokoskuchen u. s. w.).

489. Halbzeug aus Lumpen , gebleicht oder ungebleicht.
820. Steine , rohe oder blos behauene.
821. Mühlsteine, auch mit eisernen Reifen.
827. Steinkohlen.
328. Koaks.
529. Braunkohlen.
830. Torf , Torfkohlen.

aus 542. Frische Fische.
548. Gewöhnliche Mauersteine ; feuerfeste Steine.
549. Dachziegel, Thonröhren , nicht glasirt.
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Nummer
des

statistischenWaaren-
verzeich-
uisses.

Waarengattmrg.

551. Glasirte Dachziegel und Mauersteine; Thon¬
fließen; architektonische Verzierungen, auch
aus Terrakotta.

573. Schafwolle, roh, auch gewaschen.
574. Alpaccawolle, Kaschmirwolle, Kameel-, Ziegen-

und Angorahaar, roh, auch gewaschen.
576 Andere Haare (mit Ausnahme der Menschen-

und Pferdehaare, sowie der Borsten).
577. Shoddy, Flockwolle, Kämmlinge.
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100 . Bekanntmachung des Staatsministcriums vom 12 . Juni 1880,

betreffend das Regulativ für Privattransitlagcr von Bau - und
Nutzholz ohne Mitvcrschlnß der Zollbehörde.

ZVS 100.
Bekanntmachung des Staatsministerinms , betreffend das Regulativ für

Privattransttlager von Van - und Jtutzholz ohne Mitverschluß der
Zollbehörde.

Oldenburg , den 12 . Juni 1880.

Das Staatsministerium bringt in der Anlage das
Regulativ für Privattransitlager von Bau- und Nutzholz
ohne Mitverschluß der Zollbehörde, wie solches vom Bundes¬
rath am 24. Mai 1880 beschlossen worden, zur öffentlichen
Kunde.

Oldenburg, den 12. Juni 1880.
Stliatsministeriiim.

Departement der Manzen.
Ruhstrat.

Bödeker.
1



Regulativ
für

Privattransitlager von Bau- und Nutzholz ohne
Mitverschluß der Zollbehörde.

In Gemäßheit der Ziffern 2 AbsatzI und 4 im Z. 7 des
Gesetzes vom 15. Juli 1879, betreffend den Zolltarif des
deutschen Zollgebietes rc., werden für die Privattransitlager
von Bau- und Nutzholz ohne amtlichen Mitverschluß nach¬
stehende Bestimmungen ertheilt:

I. Arten der Privsttranstttager für Hot).

8- 1-
Die Privattransitlager für Bau-- und Nutzholz ohne

amtlichen Mitverschluß sind entweder:
и) reine  Transitlager , wenn das Holz ausschließlich

zum Absatz in das Zollausland bestimmt ist;
к) gemischte  Transitlager , wenn neben der Wieder¬

ausfuhr in das Ausland auch der Absatz des ge¬
lagerten Holzes im Zollgebiete gestattet ist.



??. Allgemeine Bestimmungen.
8- 2-

Auf die Privattransitlager von Holz (Z. 1) finden
die Vorschriften des Regulativs für Privatlager vom
17. April 1871, soweit nicht nachstehend anderes verfügt
ist, sinngemäße Anwendung.

Hl. Reine Prilmttransitlager.
Lagerräume.

8. 3.
Die Lagerung des Holzes in nicht abgeschlossenen

Räumen kann gestattet werden; die Lagerplätze müssen
jedoch in erkennbarer Weise bezeichnet sein. Ans Verlangen
der Zollbehörde sind derselben Situationspläne der Lager¬
plätze einznreichen.

Anmeldung zum Lager.

8. 4.
Die Anmeldung des Holzes zum Lager erfolgt nach

dem anliegenden Muster
Ein Zugang zum Lagerbestande kann auch von anderen

reinen oder gemischten Transitlagern für Holz erfolgen.
Holz des freien Verkehrs darf nur mit Genehmigung

der Direktivbehörde und mit der Maßgabe zugelassen wer¬
den, daß solches die Eigenschaft des unverzollten annimmt
und nach den Bestimmungen für letzteres behandelt wird.
Die obersten LandesfinanMhörden sind jedoch ermächtigt,
Holz, welches dem Lager aus dem freien Verkehr zugeführt
wird, für eine Uebergansperiode von höchsten3 Jahren
von der Behandlung als ausländische Waare anszuschließen,
vorausgesetzt, daß die gesonderte Lagerung desselben aus¬
führbar ist.

1*



Die Zollbehörde ist befugt , eine Bezeichnung der in
das Lager aufzunehmenden Hölzer mit unverlöschlichen Mar¬
ken u . s. w. zu verlangen.

Kontoführung.

8- 5.

Für die reinen Transitlager ist bei der Amtsstelle ein
besonderes Niederlage - Register ll . r nach Muster L zu
führen , in welchem für jedes Lager ein Konto eröffnet
wird.

Die An - und Abschreibung erfolgt in der Regel nach
dem Festmeterinhalt der Hölzer ; jedoch kann die Direktiv-
behörde An - und Abschreibung nach dem Gewichte zulassen.

Wenn die Hölzer einzeln oder in handelsüblicher
Waarenverbindung (Schock, Dutzend rc ) mit einem Zeichen
oder einer Nummer versehen sind , so sind diese Bezeich¬
nungen bei der Einlagerung zu deklariren und im Konto
zu vermerken.

Bezüglich der Einrichtung und Führung des Registers
findet der tz. 5 des Niederlageregulativs Anwendung.

Behandlnng während der Lagerung.

8. 6.

Eine Behandlung der Hölzer innerhalb des Lagers,
durch welche der Festmeterinhalt der einzelnen Stücke nicht
vermindert wird , ist ohne Anmeldung zulässig.

Wer die gelagerten Hölzer anderweit behandeln (be¬
arbeiten ) will , hat zuvörderst die Genehmigung der Zoll¬
behörde nachzusuchen . Die Genehmigung ist mit Vorbehalt
des Widerrufs unter den nachfolgenden Bedingungen zu
ertheilen.
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8. 7.

Die Erlaubnis ; ist entweder in dem Anträge auf Be¬

willigung des Lagers oder besonders schriftlich beim be¬

treffenden Hauptamts uachzusuchen . Dabei ist insbesondere

auch auzugeben , worin die Bearbeitung bestehen , in welcher

Fabrikationsanlage dieselbe stattfinden und welcher Zeitraum

für die Bearbeitung , beziehungsweise für die Entnahme

aus dem Lager zu dem in Rede stehenden Zweck nicht

überschritten werden soll.

Die FabrikatiouSanlageu dürfen in der Regel nicht in

beträchtlicher räumlicher Entfernung von dem Trausitlager

liegen . Gehören dieselben nicht dem Lagerinhaber , so hat

dieser dafür Sorge zu tragen , daß der Besitzer der Zoll¬

behörde schriftlich das Recht zustehe , von der deklarations¬

mäßigen Bearbeitung der Hölzer durch Einsicht in die

ordnungsmäßig zu führenden Fabrikatiousbücher und durch

sonstige Kontrvle der Fabrikation Ueberzeugung zu nehmen.

Die Ertheilung der Erlaubniß steht der Direktivbehörde

zu , wenn die Bearbeitung innerhalb oder außerhalb des

Lagers derartig geschehen soll , daß das Holz auch nach

derselben noch der Nr . 13 o des Tarifs angehört . Soll

eine weitergehende Bearbeitung innerhalb oder außerhalb

des Lagers erfolgen , so ist Genehmigung der obersten Landes-

finanzbehörde erforderlich.

8- 8.

Die Anmeldung zur Bearbeitung erfolgt bei der Amts¬

stelle in zwei gleichlautenden Exemplaren nach dem Muster 0.

Die Amtsstelle prüft die Anmeldung und stellt das eine

mit dem Genehmigungsvermerk versehene Exemplar dem

Anmeldcnden zu . Vor der Aushändigung dieses Exem¬

plars darf die Bearbeitung des Holzes nicht beginnen , auch

eine Entnahme desselben aus dem Lager nicht stattfindeu.
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ß- 9.

Ueber die Bearbeitung der Hölzer werden Anschrei-
bungen in einer Beilage zu dem Niederlageregister (K 5)
noch dem Muster v geführt.

Ergeben sich bei der Revision der bearbeiteten Hölzer
Bedenken rücksichtlich der Identität oder Vollständigkeit des
vorgeführten Produkts , der Form der Verarbeitung , der
Jnnehaltung der Frist für dieselbe oder in anderer Be¬
ziehung , so sind dieselben , sofern sie nicht alsbald Aufklärung
finden , der Direktivbehörde vorzutragen.

Für Sägespähne , dis bei der Bearbeitung abfallen,
kann ein Prozentsatz nach Bestimmung der obersten Landes¬
finanzbehörde in Abrechnung gebracht werden . Die übrigen
bei der Bearbeitung entstehenden Abfälle unterliegen obenso
wie die bearbeiteten Gegenstände der Revision . Soweit
dieselben nur als Brennmaterial verwendbar sind , dürfen
sie gegen Entrichtung des auf der eingelagerten Waare
ruhenden Zollsatzes in den freien Verkehr adgelassen wer¬
den . Ob und inwieweit Abfälle anderer Art unter der
gleichen Maßgabe in den freien Verkehr abgelassen werden
dürfen , bestimmt die oberste Landessinanzbehörde . Einer
Ermittelung des Festmeterinhalts oder des Gewichts bedarf
es hierbei nicht , wenn der Lagerinhaber bereit ist, den Zoll
für den Unterschied desjenigen Festmeterinhalts bszw . des¬
jenigen Gewichts zu erlegen , um welchen die bearbeiteten
Hölzer , eventuell zuzüglich des Prozentsatzes für Sägespähne,
hinter den ins Lager aufgenvmmeneu unverarbeiteten Stücken
Zurückbleiben.

Die durch die Bearbeitung hergestellten Gegenstände
und die Fabrikationsabfälle treten nach ihrem Festmeter-
iuhalt bezw . Gelvicht an die Stelle der ursprünglich im
Lagerkonto angeschriebenen Post.
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Abgang vom Lager.

8- 10.

Hölzer, das in einem reinen Transitlager gelagert
haben, dürfen nur nach anderen reinen Transitlägern oder
nach dem Zollausland versandt oder zum Bau von See¬
schiffen verwendet werden.

Die ans dem Lager entnommenen Hölzer sind nach
den Vorschriften des Begleitschein' und Niederlageregulativs,
sowie der etwa erlassenen besonderen Bestimmungen unter
Zollkontrole abzufertigen. Dabei kann von einer Verschluß¬
anlage abgesehen, auch die Revision auf probeweise Er¬
mittelungen beschränkt werden, wenn der Lagerinhaber durch
ordnungsmäßig geführte kaufmännische Bücher den Ab und
Zugang zuverlässig nachweist.

Erleichterungen bei der Revision.

8- ii.
Die Direktivbehörde kann unter Vorbehalt des Wider¬

rufs genehmigen, daß die Revision der Hölzer bei der
Aufnahme in das Lager, nach erfolgter Bearbeitung und
bei der Entnahme aus demselben nach dem Ermessen des
Amtsvorstandes ganz oder theilweise durch die Bescheinigung
einer bei der Beaufsichtigung von Holzabladungen dauernd
verwendeten Person über Zahl, Gattung und Festmeter¬
inhalt bezw. Gewicht der Hölzer ersetzt werde. Solche Per-
sonen müssen jedoch zuvor auf das Interesse der Zollver¬
waltung ein für alle Mal vereidigt sein.

Eine derartige Genehmigung darf ebenfalls nur unter
der Voraussetzung ertheilt werden, daß die kaufmännischen
Bücher des Lagerinhabers über Abgang und Zugang vom
und zum Lager zuverlässigen Aufschluß geben.
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Aushebung des Lagers.

8. is.
Die Zurücknahine der Bewilligung eines Lagers kann

seitens der Direktivbehörde insbesondere auch dann erfolgen,

wenn Desranden oder Ordnungswidrigkeiten in Bezug aus

die Bearbeitung der . Hölzer (ZZ. 6 bis 9) oder auf den

Verbleib der vom Lager versendeten Hölzer (KZ. 10 und 1l)
verübt worden sind ; ebenso dann , wenn der Zoll für den

durchschnittlichen Zugang von ausländischem Holz zum Lager
in den beiden letzten Kalenderjahren für das Jahr einen

Betrag von l 200 nicht erreicht hat . Der Widerruf
darf auch auf die Erlanbniß zur Bearbeitung beschränkt
werden.

In allen Fällen des Aufhörens eines reinen Transit¬
lagers für Holz ist der Lagerbestand innerhalb einer
von der Direktivbehörde zu bestimmenden Frist seitens des

bisherigen Lagerinhabers oder feiner Rechtsnachfolger (Er¬
ben , Konkursmasse u . f. w.) unter Zollkontrole entweder in

das Zollansland oder auf ein anderes reines Transitlager
oder zum Bau von Seeschiffen abzufertigen . Ausnahms¬
weise kann die Direktivbehörde den Uebergang des Bestandes

in ein gemischtes Transitlager oder in den freien Verkehr
gegen Entrichtung der tarifmäßigen Zollgefälle gestatten.

IV. Gemischte Trsnsitiager.
Zm Allgemeinen.

8 - 13.

Auf die gemischten Lager für Holz ohne amtlichen Mit¬

verschluß finden im allgemeinen auch die Vorschriften der

KZ. 3 bis 12 mit nachstehenden Zusätzen bezw. Abänderun¬

gen entsprechende Anwendung.
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Bewilligung des Lagers.

8- 14.

An welchen Orten gemischte Lager gestattet werden
dürfen, bestimmt der Bundesrath.

Das Bedürfniß eines gemischten Transitlagers für Holz
an solchen Orten ist von der Direktivbehörde nur dann
anzuerkennen, wenn nach den Büchern des Gewerbtreibenden
der Umfang des von ihm betriebenen Holzgeschäfts ohne
den Besitz eines solchen Lagers voraussichtlich eine wesent¬
liche Einschränkung selbst unter der Voraussetzung erfahren
würde, daß ihm ein reines Transitlager bewilligt wäre. In
anderen Fällen entscheidet die oberste Landesfinanzbshörde
über dis Bedürfnißfrage.

Demselben Gewerbtreibenden darf ein reines und ein
gemischtes Privatlager für Holz an einem Orte oder in
benachbarten Ortschaften nicht bewilligt werden.

Zugang zum Lager.

s - 13.

Auf ein gemischtes Transitlager darf auch inländisches
Holz gebracht werden. Dasselbe behält seine Eigenschaft
als zollfreie Waare, muß jedoch abgesondert von ausländi¬
schem Holz gelagert und mit Jdentitätszeichen versehen
werden.

Kontoführung,

s - 16.

Für die gemischten Privattransitlager von Holz ist ein
Niederlageregister(ll . K.) nach Muster 8 zu führen.

2
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Behandlung während der Lagerung.

8- 17.

Eine Bearbeitung des in gemischten Lagern befind¬
lichen Holzes innerhalb oder außerhalb des Lagers, durch
welche der Festmeterinhalt der einzelnen Stücke verändert
wird, darf nach Maßgabe der im Z. 7 ertheilten Vorschrif¬
ten gestattet werden. Bei der Bewilligung können beson¬
dere Bedingungen hinsichtlich der Zollsicherung gestellt, und
es kann die Entrichtung einer Gebühr für die besonderen
Kosten, welche die zollamtliche Ueberwachung der Bearbeitung
erfordert, von dem Lagerinhaber beansprucht werden.

Eine Revision des Holzes in veredeltem Zustande,
sowie der Abfälle findet nur auf besondere Anordnung der
Direktivbehörde statt.

Auch kann von der Forderung einer Anmeldung der
Bearbeitung und der Zahl und Gattung der durch die
Bearbeitung gewonnenen Stücke abgesehen werden.

Abmeldung vom Lager.

8- 18.
Aus einem gemischten Lager können Hölzer auch in

andere gemischte oder in reine Lager übertragen werden.
Für die Abmeldung von Hölzern aus einem gemischten

Transitlager zur Verzollung greifen die Vorschriften des
ß. 16 des Privatlagerregulativs vom 17. April 1871 Platz.
Die Direktivbehörde bestimmt nach den örtlichen Verhält¬
nissen die Termine für diese Abmeldungen. Dieselbe ist
ermächtigt, nachzulassen, daß die BestandLrevision nur
einmal jährlich erfolge. Der Lagerinhaber hat den Zoll
von dem bei der Aufnahme in das Lager angeschriebenen
Festmeterinhalt bezw. Gewicht nach Abzug des vorhandenen
Bestandes zu entrichten, soweit nicht die Ausfuhr oder die
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Ueberführung in ein anderes Lager oder die Verwendung
zum Bau von Seeschiffen nachgewiesen wird.

Für Sägespähne kann auf Antrag des Lagerinhabers
der Abzug eines von der obersten Landesfinanzbehörde zu
bestimmenden Prozentsatzes gewährt werden , wenn der
Lagerinhaber sich einer entsprechenden amtlichen Kontrole
bei der Bearbeitung der Hölzer unterworfen hat.

V . Strafbestimmungen.

Z. 19.

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Re¬
gulativs werden , soweit nicht die Strafen der W . 134 bis
151 des Vereinszollgesetzes Anwendung finden , in Gemäß¬
heit des Z. 152 daselbst mit einer Ordnungsstrafe bis zu
150 Mark geahndet.
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Muster
(zu 8Z. 4 und 15 des Regulativs).

Anmeldung
r« w Igemischte» ! Privattransitlager von Holz

des0. kutrert zu vamlZ.
Auszug aus dem Ilk^leitLvIiein des 8ouxt -2o11-Amtes Urorn Nr. 210 vom 1. August 1880.

«ng °tr»M I» d-m iReglst-r Bla» . . . . N- ION m SS. AugB IMS.
Die Revision übernehmen. .

7 cv s sA der Deklaration . ( L . nach der Deklaraüon,
E des Begleitscheins, 8 . nach dem Begleitschein.)

11. III. Revisionsbefund bei
der Einlagerung. IV. Weiterer Nachweis. V.

der
Der Kolli Gattung und Menge. 9,. Benennung Des Niederlage-

Benennung
nach dem Zolltarif

und der
besonderen handels¬

üblichen
Bezeichnung

Fest¬
meter¬
inhalt

vdm

Herkunftsland Anträge nach
dem Zolltarif

und der
besonderen
handels¬

üblichen Be¬
zeichnung

Fest- Ge-

wicht

ÜA

IDUt-UY
Verkehrs- Bemerkungen

Posi¬

tion Zahl
Ge¬
wicht

KZ

d.
Wie lange in

anderen Nieder¬
lagen

befindlich

des

Niederlegers

meter-

inhalt

odm

Num¬

mer
Blatt

lau¬
fende
Num¬
mer

nach-

weisung

über
Verschluß- und

Jdentitätszeichcn.

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10 ii. 12. 13. 14. 15.

1. sioüvns Dissubaüu-
soüvöllsn 13. o. 2.

100 9 — a. Russlanä
b.  —

Xum krivat-
lvrausitlaAsr

Lauto 25

Ms LpaltsL
unä 3

9 — 25 3 1 otms.

2. Dioktsn RnnäkolL
13. o. 1.

40 84,sa — ciosAl. äS8Kl. 48,so - 25 3 2 ässgl.

(Datum nnä Dntsrsoiwitt.) (Datum unä Dntsrssbriktsu.)

Mit »»—— —  ubereuistumnend
den: Begleitschein

dl.
Haupt- .̂mtL-L.8LiLtsnt.

3
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Muster «
(zu 88- 5 und 16 des Regulativs).

Niederlage-Register
für

^ . i Vornan ! ^ ^^ ^
gemischte,, ! Pr ' vattrans . tlager

von

Bau- und Nutzholz
ohne Mitverschluß der Zollbehörde

Anleitung stnn Gebrauch.
1. Bei deil Hölzern, welche von dem Lager abgemeldet und in Spalte 14 bis 21 abgeschrieben werden, sind die betreffenden Zahlen

in Spalte 8 oder 9 roth zu durchstreichen.
2. Bei den bearbeiteten Hölzern, welche nach der Bearbeitung zur Revision angemeldet werden, sind in Spalte 12

n) die Gattung und Menge der durch dir Bearbeitung hergestellten Hölzer,
b) die Menge der zum Lager zurnckgebrachten zollpflichtigen Abfälle und.
v) die Menge der zollfrei zu lassenden Abfälle an Sägespähnen

nach Maßgabe der Angaben in den Spalten 17 bis 23 der Anmeldungen nach Muster0 auzumerken.
3. Die bei der jährlichen Bestandsaufnahme zur Verzollung zu ziehende Holzmenge ergiebt sich aus der Summe des Sollbestandes

nach Spalte 8 oder 9 abzüglich
u) des vorhandenen Lagerbestandes nach dem Ergehniß der Lageranfnahme und
l>) der zollfrei zu belassenden Abfälle an Sägespähnen nach den Anschreibungenin Spalte 12.

4. Wenn inländisches Holz zum Transitlager angemeldet wird, so ist in Spalte 11 das „Inland " als Herkunft anfzuführen. Dabei
ist in derselben Spalte ein bezüglicher Vermerk zu machen, wenn das inländische Holz nach Maßgabe des 8- 4 oder 15 des
Regulativs die Eigenschaft als zollfreie Waare behält.

Bei der Aufsummiruug behufs der Bestandsaufnahme gelangen die zollfrei verbliebenen inländischen Hölzer zur besonderen Auf¬
rechnung.

3 *
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Nummer 25 . Konto des 0 . . kutrert

A n s ch r e i b n n g

D
§

Zeit der
Anschreibung

Bezeich¬
nung
und

Bezeich¬
nung
des

Lager-
Ortes

Tarifmäßige
Benennung

und dis besondere

Der ^

Fest-

Hölzer

Ge-
Verschluß¬

oder

a . Herkunft
b. Wie lange

in anderen
Niederlagen

befindlich

Durch
Bearbeitung

Tag Monat Jahr

Nummer
der Vor¬

register

handelsübliche
Bezeichnung
der Hölzer

incter-
inhalt

wicht Jdentitäts-
zeichen

umgewandelt
in

i. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. lO. 1t. 12

i. 29. H,UAU8t 1880 Le^lelt-
sobein
Bruxl.-
ReZist.

Rr. 1011.

OuZ sr-
steilo 1.

100 Ltüolr
eiolreue Risen-
ÜLllllselirveHeu

13. e. 2.

9 u. Russland
b. do.

2. — — — — 40 Ltücdr
I'iolüen-llnu .l-
lro!2 13. o. 1.

84 -50
— — do. 67,§ ebw Bretter

und
4,22  obw 8äZe-
sp üb ne (xollirei)

3. 5. Leptswb. ImMr-
stelle 2.

360 Ltüolc niolrt
abA-ebebelte

kieferne Bretter.

25

-

4 a. Inland.
(Zollfrei),

d. —
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. . . . . . . . zu vsiMA. Blatt 3.

A b s chr e i b u u g.

Nummer
des

Bear-

Zeit der

Abschreibung
Der H ölzer Weiterer Nachwei s.

Beine r knnge n.beitungs'
registers
(Beilage)

Tag Monat Jahr

Festmeter¬
inhalt

odm

Gewicht

Icg

Benennung der
Register

Blatt Nr.

13 14 15. 16. 17. 18. 19. 20. 21. 22.

1

2. Ootoder 1880 0

l -

LöAieitseliölll-
Jntzlart .-KeA.

9 104

-
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Muster O.
(zu 8Z. 8 und 17 des Regulativs).

Anmeldung
zum Zwecke der Bearbeitung von Bau - und Nutzhölzer

des HKmvaLtransrtlagers
des 0. iUMs'l ! zu vsiMK.

Niederlage-Konto 25 Blatt 3 Nr. 2
Beilage zum Konto 25 Seite 1 Nr. 1 Abgegeben, den 10. Lextowbor 1880.

Die Beaufsichtigung übernehmen:

Angaben des Lager - Inhabers

Des
Nieder¬

lage-
Kontos

N

1. 2.

Nr.

3.

Der zu bearbeitenden

Hölzer

4.

Gattung

5.

Zeichen
und Nr. Menge

obm kA

Art
und Ort

der
Bearbei¬

tung, sowie
Zeitraum

für
dieselbe

9.

Es sind durch die Bearbeitung hergestellt:

Hölzer

10 .

Gattung

11.

Zeichen
und Nr.

12.

Menge
odm

IS.

Abfälle
(außer
Säge-

spähnen)
Menge

irtz-Hobm
14. 1b. 16

Weitere Abfertigung
Es fino

zollfrei zu
lassen an

Säge-
sp ahnen
( °/o)
Menge

obm ! K.A

17 . 18

Bei der Revision nach der Ver¬
arbeitung sind vorgefunden:

Hölzer

Gattung

19.

Menge

cdm kx

20. 21.

Abfälle

Menge
obm!

lemerkungcn.

22 . 23. 24.

1 3 40 Diobtsn-
RundbolL

Hr . 1/40. 84.>50

(Datum unei Dotsrsebrikt ).

Im DsZsr
innerkslb
10 DNASI!

LU
Lrsttsrn

LU
rsrsäAsn.

240 Lrsttsr. 67. 12.,S8

(Datum und Outorsobritt .)

b22 Drottsr. 67.
>

oims
Lsvision.

LN Lpalts 22.
Dis/l .b1ä !Is sind

niobt Luw D?,Mr
MlNNAt.

(Datum und Dntsrsobriltsn ).







807

Muster IZ
(zu Z. 9 und 17 des Regulativs ) .

k l l

Niederlage-Register /M . Mi
f " . ^ ME i
für me /^ mischten^ Privattransitlager für Holz,

betreffend

-Le Bearbeitung - er Hölzer
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Zu Konto dir . 2L - es Hanptregifters. Blatt 3.

Laufende

Nr.

Nr.
der An¬

schreibung
im Konto.

T a g
der

Abgabe
der

Anmeldung.

Tag
der

Revision
der

bearbeiteten Hölzer.

Bemerkung e n.

i. 2. 3, 4. 5.

l. 2. 10/9. 80. 18/9. 80.

-
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXV . Band . (Ausgegeben den 1. Juli 1880.) 57 . Stück.

Inhalt:
»W. 101 . Verordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 24 . Juni

1880 , betreffend Aenderung der 5U . 87 ä 2 der Taxe zu
dem Gesetze für das Herzogthum Oldenburg vom 15 . Marz
1870 , betreffend die Gebühren in Berwaltnngssachen.

»N . 102 . Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der
Finanzen , vom 22 . Juni 1880 , betreffend Anwendung der
Forstordnung vom 28 . September 1840 auf verschiedene in
und bei Hollen in der Gemeinde Ganderkesee belegene Hol¬
zungen des minderjährigen Sohnes des weiland Baumanns
Johann Diedrich Hollmann zu Hollen , Namens Cord Mar¬
tin Hollmann , und des Baumanns Cord Diedrich Schütte zu
Hollen.

101.
Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung der

37 cl 2 der Taxe zu dem Gesetze für das Herzogthum Olden¬
burg vom 15 . März 1870 , betreffend die Gebühren in Verwaltnngs-
sachen.

Oldenburg , den 24 . Juni 1880.

3Äir Nicolaus Friedrich Peter ) von Gottes Gnaden
Großherzog von Oldenburg , Erbe zn Norwegen , Herzog
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von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verordnen auf Grund des Artikels 137 Ziffer 2 des

Staaisgrundgesetzes , was folgt:

Die Bestimmung unter M 37 ä 2 der Taxe zu dem

Gesetze für das Hsrzogthum Oldenburg vom 15 . März

1870 , betreffend die Gebühren in Verwaltungssachen , erhält

folgende Fassung:

„wenn das Eigenthum nur eines Theils des Schiffes

übergegangen ist , die entsprechende Quote dieser

Gebühr , mindestens aber 1 Mark ."

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Rastedt , den 24 . Juni
1880.

(U. 8 .) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

B v d s ke r.



Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der Finanzen,

betreffend Anwendung der Forstordnung vom 28 . September
1840 auf verschiedene in und bei Hollen in der Gemeinde

Ganderkesee belegene Holzungen des minderjährigen Sohnes des

weiland Banmanns Johann Diedrich Hollmann zu Hollen , Namens

Cord Martin Hollmann , und des Baumanns Cord Diedrich Schütte

zu Hollen.
Oldenburg , den 22 . Juni 1880.

Es wird hierdurch bekannt gemacht , daß die in den

Zß. 21 — 46 der Forstordnung vom 28 . September 1840
enthaltenen Vorschriften hinsichtlich der unter den Nummern
4 — 6, 8, 9,  21 — 26 , 32 und 33 der Beilage I . dieser

Forstordnung bezeichnten strafbaren Handlungen unter den
in Z. 74 der Forstordnung enthaltenen näheren Bestimmun¬

gen auf folgende in und bei Hollen in der Gemeinde
Ganderkesee belegene Holzungen:

1. des minderjährigen Sohnes des weiland Baumanns

Johann Diedrich Hollmann zu Hollen , Namens Cord
Martin Hollmann,

Flur 8 Parc . 323/199 , groß 3,1150 da , Fuhren¬
kamp , genannt Nedderheide,

Flur 8 Parci 81 , groß 0,3385 bn,
„ „ Parc . 82 , groß 0,3527 bu,
„ „ Parc . 83 , groß 0,6288 km,
„ „ Parc . 279/84 , groß 1,3238 da,
„ „ Parc . 241/111 , groß 0,4085 tm,

theils Laub -, theils Nadelholz,

2 . des Baumanns Cord Diedrich Schütte zu Hollen,

Flur 8 Parc . 322/199 , groß 3,1603 du , Fuhren¬
kamp,
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für anwendbar erklärt sind , und daß der Holzwärter Voigt
zu Stenum mit der Beaufsichtigung der oben bezeichnten
Holzungen beauftragt und in Gemäßheit des 8. 73 der
Forstordnung beeidigt worden ist.

Oldenburg , den 22 . Juni 1880.
Staatsministerinm.

Departement der Miuuyen.

Ruh st rat.

Bö deker.
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Gesetzblatt
für das

Hevzogthum Qldenbuvg.

XXV . Band . (Ausgegeben den 15. Juli 1880.) 58 . Stück.

Inhalt:
»HA 103 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 6 . Juli 1880

über das Verfahren bei der Legitimation des Sachverkehrs im
Grenzbezirke bezüglich der Tabacksstengel.

»HA 104. Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der
Finanzen , vom 7 . Juli 1880 , betreffend Anwendung der Forst-
ordnnng vom 28 . September 1840 auf verschiedene in der
Gemeinde Essen belegene Holzungen des Freiherrn Paul von
Rössing zu Lage.

103.

Bekannntmachung des Staatsministeriums über das Verfahren bei der
Legitimation des Sachverkehrs im Grenzbezirke bezüglich der Tabacks¬
stengel.

Oldenburg , den 6 . Juli 1880.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom
18 . December 1869 (Gesetzblatt Band XXI . Seite 182)
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht , daß die
im Z. 1 angeordnete Transportkontrols im Grenzbezirke
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für Tabacksblätter sich auch auf die den unbearbeiteten
Tabacksblättern im Zolltarif gleich gestellten Tabacksstengel
erstreckt.

Oldenburg , den 6 . Juli 1880.

Staatsministerium.

Departement der Finanzen.
Ruhstrat.

Bö deker.

104 .

Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der Finanzen,
betreffend Anwendung der Forstordnung vom 28 . September 1840
auf verschiedene in der Gemeinde Essen belegcne Holzungen des
Freiherrn Paul von Rössing zu Lage.

Oldenburg , den 7 . Juli 1880.

Es Wird hierdurch bekannt gemacht , daß die in den
ßß . 21 — 46 der Forstorduung vom 28 . September 1840
enthaltenen Vorschriften hinsichtlich der unter den Nummern
4 — 6, 8 , 9 , 21 — 26 , 32 und 33 der Beilage I . dieser
Forstordnung bezeichneten strafbaren Handlungen unter
den in Z. 74 der Forstordnung enthaltenen näheren Be¬
stimmungen auf die in der Gemeinde Essen belegenen,
unter Flur 51 Parzelle 9 , 11 , 12 , 14 , 19 , 20 , 21 , 22,
204/26 , 28 , 29 , 30 , 193/31 , 194/31 , 195/31 , 196/31,
197/31 , 32 , 34 , 37 , 38 , 41 , 44 , 46 , 47 , 48 , 49 , 50 , 59,
64 , 67 , 70 , 80 , 82 , 91 , 92 , 207/96 , 201,97 , 100 , 101,
168 , 169 , 176 , 178 , 179 , 180 der Mutterrolle dieser
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Gemeinde katastrirten Holzungen des Freiherrn Paul von

Rössing zu Lage für anwendbar erklärt sind , und daß der

Verwalter Wilhelm Hoffrogge zu Lage mit der Beauffich-

tigung der oben bezeichnten Holzungen beauftragt und in

Gemäßheit des Z. 73 der Forstordnung beeidigt worden ist.

Oldenburg , den 7 . Juli 1880.

Staatsministerium.

Departement der Manzen.

Ruhstrat.

B ö d e ke r.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthrrm Oldenburg.
—SLMlV—

UV . Band. (Ausgegeben den 28. Juli 1880.) 59 . Stück.

Inhalt:
105. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 16. Juli 1880,

betreffend die Statistik des Waarenverkehrs des deutschen Zoll¬
gebietes mit dem Auslande.

106. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 20. Juli 1880,
betreffend Vorschriften zum Schutze der Schifffahrtszeichen.

105.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Statistik des

Waarenverkehrs des deutschen Zollgebietes mit dem Auslande.
Oldenburg, 1880 Juli 16.

Das Staatsministerium bringt in Ergänzung der
durch Bekanntmachung vom 12. December 1879 (Gesetz¬
sammlung XXV. Band 38. Stück) veröffentlichten Vor¬
schriften über die Ausführung des Reichsgesetzes vom
20. Juli 1879, betreffend die Statistik des Waarenverkehrs
des deutschen Zollgebietes mit dem Auslands, Folgendes
zur allgemeinen Kunde:

I. Der Bundesrath hat unterm 21. v. Mts. auf Grund
des §. 9 des Gesetzes beschlossen, daß von der Ver¬
pflichtung zur Anmeldung nachZ. 1 des Gesetzes



818

ferner allgemein (Z. 12 der Vorschriften ) ausgenommen

sein sollen:

1 . die zollfreien Gegenstände , welche von Reisenden bei

der Benutzung öffentlicher Transportanstalten unter

dem Reisegepäck mitgeführt werden , auch wenn diese

Gegenstände ihrer Beschaffenheit nach nicht als Reise-

geräth angesehen werden können;

2 . die von inländischen Fischern an das Land ge¬

brachten Erzeugnisse des Meeres und anderer , das

Zollgebiet begrenzender Gewässer.

II . Auf Grund des Bundesrathsbeschlusses vom 21 . v . M.

wird für den Verkehr mit dem Freihafengebiete Brake

angeordnet , daß außer den im Z. 13 Absatz 2 der

Vorschriften bezeichneten Gegenständen des Marktver¬

kehrs von der Anmeldepflicht ausgenommen werden:

1. bei der Ausfuhr alle Sendungen bis zum Einzel¬

gewichte von 5 Kilogramm;

2 . bei der Einfuhr alle Sendungen tarifmäßig zoll¬

freier Maaren bis zu dem gleichen Gewicht , sowie

dis Sendungen von ihrer Gattung nach zollpflich¬

tigen Maaren in zollfreien Mengen;

3 . die über die Grenzen des Freihafengebietes ein-

und ausgehenden Düngerfuhren.

Oldenburg , den 16 . Juli 1880.

Staatsministerium.

Ruhstrat.

Bödeker.



819

106.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Vorschriften zum

Schutze der Schifffahrtszeichen.
Oldenburg , 1880 Juli 20.

Auf Grund des Artikels9 Z. 6 des Gesetzes vom
5. December 1868, betreffend die Organisation des Staats¬
ministeriums und einiger demselben untergeordneter Be¬
hörden, und unter Bezugnahme auf 8- 366 M 10 des
Strafgesetzbuchs, wonach mit Geldstrafe bis zu 60^ oder
mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft wird:

wer die zur Erhaltung der Sicherheit auf den
öffentlichen Wasserstraßen erlassenen Polizei-Verord¬
nungen Übertritt,

erläßt das Staatsministerium, unbeschadet der Bestimmun¬
gen in den Z8- 30 und 39 der Anlage4 der Additional-
Acte vom 3. September 1857 zur Weserschifffahrts-Acte
(Gesetzblatt Bd. XVI. Seite 535), zur Sicherung der
Schifffahrtszeichen die nachfolgenden polizeilichen Vor¬
schriften:

8. 1.
Jede fahrlässige Verschleppung von Schifffahrtszeichen

(Tonnen, Bojen, Baken re.) ist verboten.
8- 2.

Die Schiffer und Lootsen sind verpflichtet, die ihnen
bekannt gewordenen Zerstörungen, Beschädigungen oder
Verschleppungen von Schifffahrtszeichen der Hafenbehörde
desjenigen deutschen Hafens, welchen sie zuerst erreichen,
alsbald nach ihrer Ankunft anzuzeigen.

Oldenburg, 1880 Juli 20.
Staatsministerium.

Departement des Innern.
Jansen . _

vr . Driver.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.
—SLVDS-

XXV . Band . (Ausgegeben den 12. August 1880.) 60 . Stück.

Inhalt:

107 . Verordnung vom 2 . August 1880 , betreffend Urlaubs -Ordnung
für die Eisenbahnverwaltung.

107.

Verordnung , betreffend Urlaubs -Ordnung für die Eismbahnverwaltung.

Oldenburg , 1880 August 2.

Wir Nirolsus Friedrich Peter , von Gottes Gnaden

Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog

von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld , Herr

von Jever und Kniphausen rc . rc.

verkünden mit Beziehung auf Artikel 31 des revidirten
Civilstaatsdienergesetzes vom 28 . März 1867 die nach¬
stehende
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Urlaubs-Brdnung für die Eiftnbahnvcrwaltung.
8. i.

Die Eisenbahn - Direktoren und die Mitglieder der
Eisenbahn -Direction sind befugt , nach vorheriger Verständi¬
gung im Collegium sich auf längstens drei Tage zu be¬
urlauben.

Ein längerer Urlaub ist beim Staatsministerium nach¬
zusuchen.

8- 2 .

Oberbeamte (Beamte der acht Rangklassen ) sind befugt,
sich auf einen Tag zn beurlauben , haben davon jedoch ihrem
Vorgesetzten beziehungsweise der Direction rechtzeitig An¬
zeige zu machen.

8 . 3.

Alle .übrigen Beamten und Hülfsarbeiter , sowie Ober¬
beamte bei Ausbleiben vom Dienst für längere Dauer als
einen Tag haben vorher Urlaub bei der ihnen Vorgesetzten
Dienststelle , zu erwirken.

8. 4.
Ter Urlaub kann ertheilt werden von dem Eisenbahn-

Director , einem Mitglieds der Eisenbahn - Direction , dem
Vorstande der Betriebs - Jnspection , dem Vorstande der
Maschinen -Jnspection an die ihrem Ressort angehörenden
Personen und zwar

an Oberbeamte bis zur Dauer von 3 Tagen,
an andere Beamte und Hülfsarbeiter bis ' zur Dauer

von einer Woche,
sofern die Beurlaubung keine mit Kosten verbundene Stell¬
vertretung zur Folge hat.



Ist ein Beamter mehreren Vorgesetzten unmittelbar
unterstellt, so kann der Urlaub nur von diesen gemein¬
schaftlich bewilligt werden.

8- 5.

Der Urlaub kann von der Eisenbahn-Direction ertheilt
werden (auch wenn dadurch etatsmäßig vorgesehene Stell¬
vertretungskosten veranlaßt werden)

an Oberbeamte für die Dauer bis zu einer Woche im
Ausland, bis zu l4 Tagen im Inland,

an andere Beamte und Hülfsarbeiter bis zu 4 Wochen
im Ausland, bis zu 6 Wochen im Inland.

8. 6.

Beim Staatsministerium ist der Urlaub nachzusuchen,
wenn die Stellvertretung außerordentlichen Aufwand erfor¬
dert oder die Dauer des Urlaubs die im ß. 5 angegebenen
Fristen überschreitet.

8. 7.

Als Inland im Sinne dieser Verordnung ist das
Herzogthum Oldenburg und das Gebiet der Oldenburgischen
Staatsbahn anzusehen.

8- 8.

Werden Hülfsarbeiter länger als eine Woche beurlaubt,
so ist zu bestimmen, ob der Bezug ihrer Remuneration
fortdauert.

In der Regel soll die Remuneration bei längerer
Beurlaubung nur gewährt werden, wenn dieselbe aus
Gesundheitsrücksichten erfolgt.

Länger als 6 Wochen darf die Remuneration nur mit
Genehmigung des Staatsministeriums an Beurlaubte ge¬
zahlt werden.



824

s. 9.
Jeder Urlaub, welcher der Genehmigung bedarf, ist

zur kurzen Hand schriftlich einzuholen.

§. 10.

Die durchZ. 5 der Büreauordnung den Büreau-
vorstehern beigelegte Befugniß zu halbtägigen Dispensationen
ihrer Untergebenen wird durch diese Urlaubs-Ordnung
nicht berührt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlöffe zu Rastedt den 2. August
1880.

(I.. 8.) Peter.
Jansen.

Bödeker.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXV. Band. (Ausgegebm den 15. Septbr. 1880.) 61. Stück.

Inhalt:
108 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23. August 1880,

betr. Telegraphenordnung für das Deutsche Reich vom 13. August
1880.

108.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betr. Telegraphenordnung für

das Deutsche Reich vom 13. August 1880.
Oldenburg , 1880 August 23.

Nachstehend wird eine vom Reichskanzler unter dem
13. August 1880 erlassene neue Telegraphenordnung zur
öffentlichen Kunde gebracht.

Oldenburg, 1880 August 23.

Staatsumnsterium
Departement-es Innern.

In Vertretung:
Nu Hst rat.

Bödeker.

1



826

Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung wird

nachstehende Telegraphenordnung erlassen.

8- i.

Benutzung des Telegraphen.

I . Die Benutzung der für den öffentlichen Verkehr
bestimmten Telegraphen steht Jedermann zu. Die Verwal¬
tung hat jedoch das Recht , ihre Linien und Telegraphen¬
anstalten zeitweise ganz oder zum Theil für alle oder für
gewisse Gattungen von Korrespondenz zu schließen.

II . Der Absender eines Privattelegramms ist ver¬

pflichtet , auf desfallsiges Verlangen sich über seine Persönlich,
keit auszuweisen . Es steht demselben seinerseits frei , in

sein Telegramm die Beglaubigung seiner Unterschrift auf¬
zunehmen.

III . Privattelegramme , deren Inhalt gegen die Gesetze
verstößt oder aus Rücksichten des öffentlichen Wohles oder

der Sittlichkeit für unzulässig erachtet wird , werden zurück-
gewiesen . Die Entscheidung über die Zulässigkeit des In¬

halts steht dem Vorsteher der Aufgabeanstalt , bz. der
Zwischen - oder Ankunftsanstalt oder dessen Vertreter , in

zweiter Instanz der dieser Anstalt Vorgesetzten Ober -Post-
direction und in letzter Instanz dem Reichs - Postamte zu,

gegen dessen Entscheidung eine Berufung nicht stattfindet.
Bei Staatstelegrammen steht den Telegraphenanstalteu eine

Prüfung der Zulässigkeit des Inhalts nicht zu.

8- 2.
Bewahrung des Telegraphengehetnmisses.

Die Telegrapheuverwaltung wird Sorge tragen , daß

die Mittheiluug von Telegrammen an Unbefugte verhindert,
und daß das Telegraphengeheinmiß auf das Strengste ge¬

wahrt werde.



Dieirststuuden der Telegraphenanstalten.

Die Telegraphenanstalten zerfallen rücksichtlich der Zeit,
während welcher sie für den Verkehr mit dem Publikum
offen zu halten sind, in vier Klassen , nämlich:

u) Anstalten mit ununterbrochenen : Dienst (Tag und
Nacht ),

b) Anstalten mit verlängertem Tagesdienst (bis Mitter¬
nacht ),

e) Anstalten mit vollen : Tagesdienst (bis 9 Uhr Abends ),
ä ) Anstalten mit beschränktem Tagesdienst.
Die Dienststunden der Anstalten unter b und v be¬

ginnen in der Zeit vom I . April bis Ende September um
7 Uhr Morgens , in der Zeit vom 1. Oktober bis Ende
Marz um 8 Uhr Morgens . Die Dienststunden der An¬
stalten unter ä werden , den örtlichen Bedürfnissen ent¬
sprechend , für jeden Ort besonders sestgestellt.

8 . 4.

Orte , nach welchen Telegramme gerichtet werden können.

I . Telegramme können nach allen Orten aufgegeben
werden , nach welchen die vorhandenen Telegraphenverbin¬
dungen auf den: ganzen Wege oder auf einem Theile des¬
selben die Gelegenheit zur Beförderung darbieten . Ist am
Bestimmungsorte eine Telegraphenanstalt nicht vorhanden,
so erfolgt die Weiterbeförderung von der äußersten bz. der
seitens des Aufgebers bezeichnten Telegraphenanstalt ent¬
weder durch die Post , oder durch Eilboten , oder durch Post
und Eilboten , oder durch Estafette . Der Aufgeber eines
Telegramms kann verlangen , daß dasselbe bis zu einer
von ihn : bezeichnten Telegraphenanstalt telegraphisch und
von dort bis zum Bestimmungsorte durch die Post beför¬
dert werde . Ist keine Bestimmung über die Art der Weiter¬
beförderung getroffen , dann wählt die Ankunfts -Telegraphen-
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anstatt die zweckmäßigste Art derselben nach ihrem besten
Ermessen. Das Gleiche findet statt, wenn die vom Aufgeber
angegebene Art der Weiterbeförderung sich als unausführ¬
bar erweist.

II . Die Aufgabe der Telegramme mit der Bezeichnung
„amtslagernd", „postlagernd" oder „bahnhoflagernd" ist
zulässig.

8. 5.
Cintheilung der Telegramme.

I. Die Telegramme zerfallen rücksichtlich ihrer Behand¬
lung in folgende Gattungen:

1. Staatstelegramme,
2. Telegraphen-Diensttelsgramme,

a) dringende ^ Privatteleqramme.li) gewöhnlichel
Bei der Beförderung genießen die Staatstelegramme,

welche als solche bezeichnet und durch Siegel oder Stempel
beglaubigt sein müssen, vor den übrigen Telegrammen, die
Telegraphen-Diensttelegramme vor den Privattelegrammen
und die dringenden Privattelegramme vor den gewöhnlichen
Privattelegrammen den Vorzug.

II . In Bezug auf die Abfassung der Telegramme sind
zu unterscheiden:

1. Telegramme in offener  Sprache,
2. Telegramme in verabredeter  Sprache,
3. Telegramme in chiffrirter  Sprache.
III . Die Telegramme in offener  Sprache müssen in

deutscher Sprache oder in einer derjenigen Sprachen, welche
durch die Telegraphenverwaltung als sonst noch zugelassen
bekannt gemacht werden, der Art abgesaßt sein, daß der
Inhalt einen verständlichen Sinn hat. Für Telegramme,
welche streckenweise, oder ausschließlich durch Telegraphen
der innerhalb des Deutschen Reiches gelegenen Eisenbahnen
zu befördern sind, ist jedoch die Fassung in deutscher Sprache
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Bedingung , soweit nicht für einzelne Bahnen und Stationen
der Gebrauch fremder Sprachen ausdrücklich nachgegeben wird.

IV . Telegramme in verabredeter  Sprache werden
aus Wörtern zusammengesetzt , welche, obwohl jedes für sich
eine sprachliche Bedeutung hat , keine für die betreffenden
Dienststellen verständlichen Sätze bilden . Diese Wörter wer¬
den aus Wörterbüchern entnommen , welche für die Korrespon¬
denz in verabredeter Sprache zugelassen worden sind . Jedes
Telegramm darf nur aus Wörtern bestehen , welche einer
und derselben Sprache (vergl . unter III . ) angehören . Eigen¬
namen dürfen bei der Ausstellung der Wörterbücher nicht
verwendet werden . Dieselben werden bei der Abfassung der
Telegramme in verabredeter Sprache nur mit ihrer Bedeu¬
tung in offener Sprache zugclassen . Die Aufgabeanstalt
kann die Vorlegung des Wörterbuches fordern , um die
Ausführung der vorstehenden Vorschriften einer Prüfung
zu unterziehen.

V. Als Telegramme in chiffrirter  Sprache werden
angesehen:

u) diejenigen Telegramme , deren Text aus Ziffern oder
> geheimen Buchstaben besteht;

») diejenigen Telegramme , welche entweder Reihen oder
Gruppen von Ziffern oder Buchstaben , deren Be¬
deutung der Aufgabeanstalt nicht bekannt ist , oder
Wörter , Namen oder Zusammenfügungen von Buch¬
staben enthalten , welche die für dis offene oder ver¬
abredete Sprache geforderten Bedingungen nicht er¬
füllen.

VI . Der Text der chifsrirten  Telegramme kann
entweder ganz chiffrirt , oder zum Theil chiffrirt und zum
Theil offen sein . Der chiffrirte Text muß entweder aus¬
schließlich aus Buchstaben des Alphabets , oder ausschließlich
aus arabischen Ziffern bestehen und von dem vorhergehen¬
den bz. nachfolgenden Text in offener Sprache durch Klam¬
mern getrennt sein.
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6.

Allgemeine Erfordernisse der zu befördernden Telegramme.

I . Die Urschrift jedes zu befördernden Telegramms
muß in solchen deutscheil oder lateinischen Buchstaben bz.

in solchen Zeichen , welche sich durch den Telegraphen wieder¬

geben lassen , deutlich und verständlich geschrieben sein.

Einschaltungen , Randznsätze , Streichungen oder Ueberschrei-
bungen müssen von : Aufgeber des Telegramms oder von

seinem Beauftragten bescheinigt werden . Die Aufschrift muß

dem Texte voranstehen . Die Unterschrift kann in abgekürzter

Form geschrieben oder auch ganz weggelassen werden . Wenn
sie mit befördert werden soll , muß sie unter den Text ge¬

setzt werden.
II . Die Aufschrift muß alle Angaben enthalten , welche

nöthig sind , um die Uebermittelung des Telegramms an

dessen Bestimmung zu sichern , auch der Art sein , daß die

Bestellung an den Empfänger ohne Nachforschungen oder

Rückfragen erfolgen kann . Sie muß für die großen Städte

die Angabe der Straße und der Hausnummer , oder in

Ermangelung dessen die Angabe der Berufsart des Empfän¬

gers oder andere ähnliche Bezeichnungen enthalten . Selbst
für kleinere Orte ist es wünschenswert !) , daß dem Namen

des Empfängers eine solche ergänzende Bezeichnung beigefügt

wird , um im Falle einer Verstümmelung des Eigennamens
der Bestimmungsanstalt für die Ermittelung des Empfän¬

gers einen Anhalt zu gewähren.
III . Bei Telegrammen nach kleinen Orten , besonders

wenn deren mehrere gleichen Namens vorhanden sind , ist

die genaue Bezeichnung der geographischen Lage erforderlich.
IV . Die Anwendung einer abgekürzten Aufschrift ist

zulässig , wenn dieselbe vorher seitens des Empfängers mit

der Telegraphenanstalt seines Wohnortes vereinbart worden

ist. Demjenigen Korrespondenten , welcher eine mit der

Telegraphenanstalt vereinbarte abgekürzte Aufschrift hinter-
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legt hat , ist gestattet , diese Aufschrift in den für ihn be¬

stimmten Telegrammen an Stelle des vollen Namens und

bz. der Wohnnngsangabe anwenden zu lassen . Der Name

der Bestimmungs - Telegraphenanstalt muß außerdem an¬

gegeben werden.
V . Für die Hinterlegung bezw. Anwendung einer-

abgekürzten Aufschrift bei einer Telegraphenanstalt ist eine

Gebühr von 30 Mark für das Kalenderjahr im Voraus

zu entrichten . Diese Vergünstigung erlischt , falls die Ver¬

abredung nicht verlängert wird , mit dem Ablauf des

31 . December des Jahres , für welches die Gebühr entrich¬

tet worden ist.
VI . Die etwaigen Angaben bezüglich der Zustellung

an den Empfänger , der bezahlten Antworten , der Empfangs¬

anzeigen , der Vergleichung , der Dringlichkeit , der Nachsen-

dnng , der Weiterbeförderung , der etwa gewünschten eigen¬

händigen (nur an den Empfänger selbst zu bewirkenden)

oder offenen (unverschlossenen ) Bestellung des Telegramms,

ferner des bezahlten Eilboten rc. müssen zwischen Klammern

unmittelbar vor der Aufschrift , die etwaige Beglaubigung

(vergl . Z. 1 II .) muß hinter der Unterschrift stehen. Bei

diesen Angaben können folgende Abkürzungen gebraucht
werden:

(v .) für „dringendes Telegramm ",

(U . ? .) für „Antwort bezahlt " ,
(D . 6 .) für „verglichenes Telegramm ",
(6 . U.) für »Empfangsanzeige " ,

(k °. 8 .) für »nachzusenden --,
(U. )?.) für »Post bezahlt ",
(X . k .) für «Eilboten bezahlt " ,

(U . 0 .) für „offen zu bestellendes Telegramm --.

VII . Telegramme , deren Aufschrift den in vorstehen¬

den Punkten vorgesehenen Anforderungen nicht entspricht,

sollen zwar dennoch zur Beförderung angenommen werden;

die Folgen ungenauer bez. unvollständiger Angaben sind
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jedoch vom Absender zu tragen . Derselbe kann eine nach¬
trägliche Vervollständigung des Fehlenden nur gegen Auf¬
gabe und Bezahlung eines neuen Telegramms beanspruchen.

Z. 7.
Aufgabe von Telegrammen.

I . Die Aufgabe von Telegrammen kann bei jeder für
den Telegraphenverkehr eröffneten Telegraphenanstalt (allen¬
falls brieflich ) erfolgen.

II . Telegramme können auch bei den Bahnposten auf
Eisenbahnen , und zwar in der Regel mittels der an den
Bahnpostwagen befindlichen Briefeinwürfe , zur Beförderung
an die nächste Telegraphenanstalt eingeliefert , sowie den
Telegraphenboten und den Landbriefträgern bei der Be¬
stellung von Telegrammen oder Postsendungen zur Besor¬
gung der Aufgabe übergeben werden.

III . An größeren Verkehrsorten können sämmtliche
Postanstalten , auch wenn mit diesen eine Telegraphen¬
betriebsstelle nicht verbunden ist , zur Annahme von Tele¬
grammen ermächtigt , auch kann die Benutzung der Brief¬
kasten zur Auflieferung von Telegrammen gestattet werden.

IV . Bei der Mitnahme der Telegramme durch die
Telegraphenboten und die Landbriefträger kommt eine Zu¬
schlagsgebühr von 10 Pfennig für jedes Telegramm zur
Erhebung.

Z. 8.
Wortzähl,mg.

Bei Ermittelung der Wortzahl eines Telegramms gel¬
ten die folgenden Regeln:

a ) Alles , was der Aufgeber in die Urschrift feines
Telegramms zum Zwecke der Beförderung nieder¬
schreibt , niit Ausnahme der unter i aufgeführten
Unterscheidungszeichen , wird bei Berechnung der
Gebühren gezählt . ^
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d) Der Name der Abgangsanstalt , der Tag des Mo¬
nats , die Stunde und Minute der Aufgabe werden
von Amtswegen in die dem Empfänger zuzustellende
Ausfertigung eingeschrieben . Nimmt der Aufgeber
diese Aufgaben ganz oder theilweise in den Text
seines Telegrammes auf , dann werden sie bei der
Wortzählung mitgerechnet.

o) Die größte Länge eines Wortes ist auf 15 Schrift¬
zeichen nach dem (durch die Ausführungsüberein¬
kunft zu dem jeweilig gültigen internationalen Tele-
graphenvertrageeingeführten ) Morsealphabetfestgesetzt.
Bei Worten mit mehr «als 15 Buchstaben wird der
Ueberschuß , immer bis zu 15 Buchstaben , für ein
weiteres Wort gezählt.

ä ) Die durch einen Bindestrich verbundenen Ausdrücke
zählen für so viele Wörter , als zu ihrer Bildung
dienen.

o) Die durch ein Apostroph getrennten Wörter werden
für eben so viel einzelne Wörter gezählt.

t ) Dem Sprachgebrauch zuwiderlaufende Zusammen¬
ziehungen oder Veränderungen von Wörtern sind
nicht zulässig.

Es werden jedoch die Eigennamen von Städten
und Personen , die Namen von Ortschaften , Straßen,
Plätzen , Boulevards u . st w., die Titel , Vornamen,
Nedetheilchen und Eigenschaftsbezeichnungen , ebenso
wie die ganz in Buchstaben geschriebenen Zahlen
nach der Anzahl der zum Ausdruck derselben vom
Aufgeber gebrauchten Worte gezählt.

8) Die in Ziffern geschriebenen Zahlen werden für so
viel Wörter gezählt , als sie je fünf Ziffern ent¬
halten , nebst einem Worte für den etwaigen Ueber¬
schuß. Dieselbe Regel findet Anwendung auf die
Zählung der Buchstaben in Buchstabengruppen.



834

b) Einzeln stehende Schriftzeichen, Buchstaben oder
Ziffern werden für je ein Wort gezählt; dasselbe
gilt für das Unterstreichungszeichen,

i) Die Interpunktionszeichen, Bindestriche, Apostrophe,
Anführungszeichen, Klammern und Zeichen für den
Absatz werden nicht gezählt. Jedoch werden die
zur Bildung der Zahlen benutzten Punkte und
Kommata, sowie die Bruchstriche für je eine Ziffer
gezählt.

Ir) Die Buchstaben, welche den Ziffern angehängt wer¬
den, um letztere als Ordnungszahlen zu bezeichnen,
werden je für eine Ziffer gerechnet.

1) In den Telegrammen, welche verabredete oder
chiffrirte Sprache enthalten, werden die offenen
Worte, sowie die Worte in zulässiger verabredeter
Sprache den vorstehenden Bestimmungen unter
o bis k entsprechend gezählt. Die Ziffern- oder
Buchstabengruppen, sowie die Wörter, Namen oder
Zusammenfügungen von Buchstaben, welche in offe¬
ner oder verabredeter Sprache nicht zugelasseu sind,
werden den vorstehend unter A bis U enthaltenen
Bestimmungen gemäß gezählt,

m) Die im telegraphischen Verkehr zugelassenen, der
Aufschrift voranzustellenden kurzen Zeichen (vergl.
Z. 6 VI.) werden für je ein Wort gezählt.

8. 9.
Gebühren für gewöhnliche Telegramme.

I. Für das gewöhnliche Telegramm auf alle Ent¬
fernungen wird erhoben:

eine Grundtaxe von 20 Pfennig (ohne Rücksicht
auf die Wortzahl) und eine Worttaxe von 5 Pfennig
für jedes Wort.

II . Für gewöhnliche Stadttelegramme, welche in solchen
Städten zugelassen werden, innerhalb deren Weichbild



mehrere unter sich durch Telegraphenleituugen verbundene
Telegraphenanstalten dem Verkehr geöffnet sind, wird
erhoben:

die oben angegebene Grundtaxe von 30 Pfennig
und eine Worttaxe von 2 Pfennig für jedes Wort.

III. Für jedes bei einer Eisenbahn-Telegraphenstation
aufgegebene Telegramm kann von den Eisenbahnverwal¬
tungen ein Zuschlag von 20 Pfennig vom Aufgeber er¬
hoben werden. Außerdem sind die Eiseubahn-Telegraphen-
stationen berechtigt, für jedes von ihnen bestellte Telegramm
vom Empfänger ein Bestellgeld von 20 Pfennig zu erheben.
Beides zusammen darf aber für die ausschließlich mit dem
Bahntelegraphen beförderteil Telegramme nicht erhoben
werden. Für diese Telegramme ist vielmehr nur die Er¬
hebung der Bestellgebühr von 20 Pfennig gestattet.

IV. Die für den telegraphischen Verkehr mit dem
Auslande maßgebenden Tarife können bei den Telegraphen-
anftalten eingesehen werden.

V. Ein bei Berechnung der Gebühren sich ergebender,
durch5 nicht theilbarer Pfennigbetrag ist bis zu einem solchen
aufwärts abzurunden.

8. io.
Dringende Telegramme.

Der Aufgeber eines Privattelegramms kann den Vor¬
rang bei der Beförderung vor den übrigeil gewöhnlichen
Privattelegrammen erlangen, wenn er das Wort„dringend"
oder abgekürzt die Bezeichnung„(I) .)" vor die Aufschrift
setzt und die dreifache Gebühr eines gewöhnlichen Tele¬
gramms von gleicher Länge erlegt. Für dringende Tele¬
gramme beträgt demnach die Grundtaxe 60 Pfennig, die
Worttaxe 15 Pfennig, bz. bei Stadttelegrammen6 Pfennig
für das Wort (vergl. 5 I. und 9). Der im Z. 9
unter III. angegebene Zuschlag für die bei einer Eisenbahn-
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station aufgegebenen Telegramme kommt dagegen nur ein¬
fach — wie für gewöhnliche Telegramme '— zur Erhebung.

8 . il.

Bezahlte Antwort.

I . Der Aufgeber kann die Antwort , welche er von
dem Empfänger verlangt , vorausbezahlen.

H . Für das vorauszubezahlende Antwortstelegramm
wird die Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von
10 Worten berechnet . Soll eine andere Wortzahl für die
Antwort vorausbezahlt werden , so ist diese im Text des
Ursprungstelegramms anzugeben.

III . Am Bestimmungsorte übersendet die Ankunfts¬
anstalt dem Empfänger mit der Telegrammausfertigung
ein Anwortsformular , welches demselben die Befugniß er-
theilt , in den Grenzen der vorausbezahlten Gebühr ein
Telegramm an eine beliebige Bestimmung innerhalb 6 Wochen
unentgeltlich aufzugeben.

IV . Der für die Antwort gezahlte Betrag wird , wenn
der Empfänger von dem Antwortsformular keinen Gebrauch
gemacht hat , auf Verlangen an den Ausgeber zurückgezahlt.
Zu diesem Zweck muß der Empfänger vor Ablauf der unter
III . festgesetzten Frist den bezüglichen Antrag unter Bei¬
fügung des Antwortssormulars bei der Anstalt anbringen,
welche ihm dasselbe ausgehandigt hatte . Es wird sodann
wie in Gebührmerstattungsangelegenheiten (vergl . Z. 26)
verfahren.

V . Kann das Ursprnngstelegramm bei der Ankunft
nicht bestellt werden , dann wird die im tz. 23 vorgesehene
telegraphische Meldung über die Unbestellbarkeit an die
Aufgabeanstalt sogleich erstattet . Wenn keine Berichtigung
erfolgt , benachrichtigt die Anknnftsanstalt den Aufgeber un¬
mittelbar . von der Unbestellbarkeit durch eine dienstliche
Meldung , welche dis Stelle der Antwort vertritt , sobald dis
zur Auffindung des Empfängers unternommenen Nach-



forschungen sich als fruchtlos erwiesen haben , spätestens
nach 8 Tagen . Verweigert der Empfänger ausdrückich
die Annahme des für die Antwort bestimmten Formulars,
so giebt die Ankunftsanstalt dem Aufgeber ebenfalls Kennt-
niß durch eine dienstliche Meldung , welche gleichfalls die
Stelle der Antwort vertritt.

Z. 12.
Verglichene Telegramme.

I . Der Aufgeber eines jeden Telegramms hat die
Befugniß , die Vergleichung desselben zu verlangen . In
diesem Falle ist das Telegramm von den verschiedenen An¬
stalten , welche bei seiner Beförderung Mitwirken , vollständig
zu vergleichen.

II.  Die Gebühr für die Vergleichung eines Tele¬
gramms ist gleich der Hälfte der Gebühr für ein gewöhn¬
liches Telegramm von gleicher Länge.

8- 13-
Empsangsanzeigen.

I . Der Aufgeber eines jeden Telegramms kann ver¬
langen , daß ihm die Zeit , zu welcher das Telegramm dem
Empfänger zugestellt worden ist, unmittelbar nach erfolgter
Bestellung telegraphisch angezeigt werde.

II . Für die Empfangsanzeige ist dieselbe Gebühr,
wie für ein gewöhnliches Telegramm von 10 Worten zu
entrichten.

III . Kann das Telegramm bei der Ankunft nicht be¬
stellt werden , dann wird die im Z. 23 vorgesehene Nn-
bestellbarkeitsmeldung sogleich erlassen . Die telegraphische
Meldung über die Empfangsanzeige wird später abgesandt,
entweder nach erfolgter Bestellung des Telegramms , wenn
sie möglich geworden ist, oder nach 24 Stunden , wenn sie
nicht hat stattfinden können.
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kV. Der Aufgeber kann verlangen , daß ihm die

Empfangsanzeige nach einem anderen Orte , als nach dem

Aufgabeorte des Ursprungstelegramms übermittelt werde,

insofern er die dazu erforderlichen Angaben in das Ur¬

sprungstelegramm anfnimmt.

8. 14.
Telegraphische Postanweisungen.

I . Die Telegraphenanstalten an solchen Orten , au

denen eine Postanstalt besteht , sind ermächtigt , in Vertre¬

tung der Orts -Postanstalt Betrage auf Postanweisungen,
welche auf telegraphischem Wege überwiesen werden sollen,

von den Absendern entgegenzunehmen . Auf Eisenbahn-

Telegraphenstationen findet diese Bestimmung keine An¬

wendung.
H . Auch sind die Telegraphenanstalten , mit Aus¬

nahme der Eisenbahn -Telegraphenstationeu ermächtigt , wenn

bei ihnen Postanweisungen auf telegraphischem Wege ein-

gehen , die Auszahlung an den Empfänger in Vertretung
der Orts -Postanstalt vor geschehener Bestellung der tele¬

graphischen Postanweisung an die Orts - Postanstalt zu
bewirken:

a ) ick Falle nach Inhalt des Telegramms der Absender
den Wunsch ausgesprochen hat , daß die Auszahlung

durch die Telegrapheuanstalt  geschehe , was

durch den Zusatz auf der Postanweisung : „amts¬

lagernd " auszudrücken ist;
b) im Falle der Geldempfänger , indem er die tele¬

graphische Postanweisung erwartet , der Telegraphen¬
anstalt den Wunsch ausgedrückt hat , die Zahlung

gleich nach der Ankunft der Anweisung bei der

Telegrapheuanstalt in Empfang zu nehmen.

In beiden Fällen muß der Auszahlung des Betrages

der vollständige Ausweis des Empfängers , falls derselbe

nicht persönlich und als verfügungsfähig bekannt ist, vorher-
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gehen. Die telegraphische Postanweisung ist alsdann von
der Telegraphenanstalt mit dem(vorzuschreibenden)Quittungs-
Vermerk zu versehen, dieser vorn Empfänger zu unterschrei¬
ben und die Unterschrift durch die Telegraphenanstalt mit
deni Zusatze zu beglaubigen, daß der Empfänger bekannt
sei, bz. daß und in welcher Weise er den Ausweis ge¬
führt habe.

8- 18.
Nachsendung von Telegrammen.

I. Der Aufgeber eines Telegramms kann der Auf¬
schrift den Zusatz „nachzusenden" oder (V. 8.) beifügen
(vergl. Z. 6 VI.), in welchem Falle die Bestimmungsanstalt
dasselbe sofort nach der vergeblich versuchten Zustellung,
gemäß der angegebenen Aufschrift, weiter an den neuen,
ihr in der Wohnung- des Empfängers mitgetheilten Be¬
stimmungsort befördert.

II. Der Zusatz„nachzuseuden" kann auch von mehreren
hintereinander stehenden Bestimmungsangaben begleitet sein;
das Telegramm wird dann nacheinander an jeden der an¬
gegebenen Bestimmungsorte, uöthigenfalls bis zum letzten,
befördert.

III . Für die Nachsendung eines Telegramms auf
telegraphischem Wege von dem ursprünglichen an einen
neuen Bestimmungsort wird die volle tarifmäßige Gebühr
berechnet und vom Empfänger erhoben (vergl. Z. 21 IV.
und V.).

8. 16.
Vervielfältigung von Telegrammen.

I. Die Telegramme können gerichtet werden an
mehrere Empfänger in einem Orte oder an einen uud den¬
selben Empfänger nach verschiedenen Wohnungen desselben
Ortes, mit oder ohne Weiterbeförderung durch die Post bz.
durch Eilboten.



II. Soll ein Telegramm von der Ankunstsanstalt
behufs Bestellung, wie unter I. angegeben, vervielfältigt
werden, fo wird dasselbe bei der Taxirung nur als ein
einziges Telegramm angesehen, wobei alle Aufschriften in
die Wortzahl eingerechnet werden; für die zweite und jede
weitere Ausfertigung wird bei Telegrammen bis zu 100
Worten, einschließlich aller Aufschriften, eine Gebühr von
je 40 Pfennig und bei längeren Telegrammen für jede
Reihe von 100 Worten oder einen Theil derselben mehr
eine Gebühr von je 40 Pfennig erhoben.

8. 17.
Weiterbeförderung.

I. Die Weiterbeförderung von Telegrammen über die
Telegraphenlinien hinaus erfolgt nach Wunsch des Absen¬
ders entweder durch die Post oder durch Eilboten, oder
durch Post und Eilboten, oder durch Estafette.

II. Der Aufgeber hat die Art der von ihm verlang¬
ten Weiterbeförderung in einem taxpflichtigen Zusatz vor
der Aufschrift anzugeben(vergl. K. 6 V!.),

III . Telegramme, welche mit der Post weiterbefördert,
oder postlagernd niedergelegt werden sollen, werden von
der Ankunftsanstalt ohne Kosten für den Aufgeber und für
den Enipfänger zur Post gegeben, und zwar die gegen
Empfangsbescheinigung zu bestellenden Telegramme als ein¬
geschriebene Briefe, dagegen die übrigen Telegramme als
gewöhnliche Briefe (vergl. Z. 21). Ausgenommen sind
folgende Fälle:

1. für Telegramme, welche von der inländischen Be¬
stimmungsanstalt mit der Post nach außereuropäischen
Ländern weiterbefördert werden sollen, hat der Auf¬
geber die Postgebühr zu entrichten;

2. Telegramme, welche nach der Angabe des Aufgebers,
und ohne daß eine Unterbrechung der regelmäßigen
telegraphischen Verbindung stattfindet, einer an einer
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Grenze gelegenen Telegraphenanstalt zur Weiter¬
beförderung mit der Post nach dem Nachbargebiete
oder über dasselbe hinaus nach einem Orte inner¬
halb Europas übermittelt werden sollen , werden als
unfrankirte Briefe behandelt ; das Porto fallt den:
Empfänger zur Last.

IV . Die Kosten für eine andere Weiterbeförderung
als durch die Post , ungleichen die bei der Weiterbeförderung
durch die Post , entstehenden Kosten für die Eilbestellung
sowohl im Orte , als nach dem Landbestellbezirk der Post-
anstalteu werden in der Regel vom Empfänger erhoben.
Es kann jedoch auch der Aufgeber die Kosten für die Zu¬
stellung von Telegrammen an. Empfänger außerhalb
des Ortsbestellbezirks  der Bestimmungs 'Telegraphen-
anstalt mittels besonderer Boten durch Entrichtung einer
festen Gebühr von 80 Pfennig für jedes Telegramm voraus¬
bezahlen . Die Kosten für Weiterbeförderung durch Estafette
sind stets vom Aufgeber zu entrichten.

V. Für die Weiterbeförderung eines Telegramms
über den Ortsbestellbezirk einer Telegraphenanstalt hinaus
sind bei Benutzung von Eilboten , wenn die Bezahlung sei¬
tens des Empfängers erfolgt , sowie bei der Weiterbeförde¬
rung durch Estafette die wirklich erwachsenden Auslagen
vom Empfänger bz. Aufgeber einzuziehen.

8- 18.
Entrichtung der Gebühren.

I . Sämmtliche bekannte Gebühren sind bei Aufgabe
des Telegramms im Voraus zu entrichten.

II . Es werden jedoch vom Empfänger am Bestim¬
mungsorte erhoben:

a>) die Ergänzungsgebühr für nachzusendende Telegramme
(vergl . 8 - iö ) ;

1>) eintretenden Falls die Weiterbeförderungsgebühreu
(vergl 17) ;

0
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e) die Gebühren für die durch die See -Telegraphen-
anstalten vorn Meere her beförderten Telegramme

(vergl . Z. 19).
Irr allen Fällen , wo eine Gebühreirerhebnng bei der Be¬

stellung stattzufindsn hat , wird das Telegramm dem Em¬

pfänger nur gegen Erstattung des schuldigen Betrages aus-

gchäudigt.
III . Die Entrichtung der Gebühren kann bei den

Telegraphenanstalten mittels Freimarken oder baar — bei

den Eisenbahn -Telegraphenstationen nur baar — erfolgen.

Eins Bescheinigung über die erhobenen Gebühren wird nur

auf Verlangen und gegen Entrichtung eines Zuschlags von

20 Pfennig ertheilt . Bei gebührenfreien SLaatstelegrammen

ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die Auflieferung

unentgeltlich zu ertheilen.
IV . Personen , welche sich des Telegraphen häufiger

bedienen , kann auf ihren Antrag gestattet werden , die Ge¬

bühren für die von ihnen bei Telegraphenanstalten auf¬

gegebenen Telegramme monatlich zu entrichten . Sie haben

alsdann an die betreffende Verkehrsanstalt , bei welcher sie

ihre Telegramme aufgeben wollen , einen entsprechenden

Vorschuß einzuzahlen , und als besondere Vergütung für die

durch die Buchung der Gebühren entstehende Mühwaltuug

eine Gebühr von öO Pfennig für den Kalendermonat und

außerdem für jedes Telegramm , dessen Gebühren gestundet

werden , 2 Pfennig zu entrichten . Auf Eisenbahn -Telö'

graphenstationeu findet diese Bestimmung keine Anwendung.

8 - 19.

Scetelegramme.

I . Telegramme , welche mit den Schiffen in See mit¬

tels der an der Küste gelegenen Seetelegraphen gewechselt

werden , müssen entweder in deutscher Sprache , oder in

Zeichen des allgemeinen Handelscodex abgefaßt sein.
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II . Wenn sie für in See befindliche Schiffe bestimmt
sind , muß die Aufschrift außer den gewöhnlichen Angaben
den Namen , die amtliche Nummer und die Nationalität
des Bestimmungsschiffss enthalten.

III . Ist das Schiff , für welches ein Seetelegramm
bestimmt ist , innerhalb 28 Tagen nicht angekommen , so
giebt die See -Telegraphenanstalt dem Aufgeber hiervon am
Morgen des 29 . Tages durch eine dienstliche Meldung
Kenntniß . Der Aufgeber kann gegen Bezahlung eines
Landtelegramms von 10 Worten verlangen , daß die See-
Telegraphenanstalt sein Telegramm während eines weiteren
Zeitraums von LG Tagen für die Zustellung bereit halte.
Geht ein solches Verlangen nicht ein , so wird das Tele¬
gramm voil der See -Telegraphenaustalt am 30 Tage als
unbestellbar  zurückgelegt.

IV . Die Gebühr für Telegramme , welche durch Ver¬
mittelung einer See -Telegrapheuanstalt mit Schiffen in See
ansgewechsclt werden , beträgt 5 Pfennig für jedes Wort.
Dieselbe wird den nach den sonstigen Bestimmungen zu er¬
hebenden Gebühren hinzugerechnet . Die Gesammtgebühr
für die a n die Schiffe in See gerichteten Telegramme wird
vom Ausgeber  und für die von  den Schiffen kommenden
Telegramme vom Empfänger  erhoben.

8. 20
Zurückziehung und Unterdrückung von Telegrammen.

I . Vor begonnener Abtelegraphiruug kann jedes Tele¬
gramm vom Absender znrückgesordert werden . Die Gebühren
werden in solchem Falle nach Abzug von 20 Pfennig er¬
stattet . Hat dis Abtelegraphirnng bereits begonnen , so
verbleiben die Gebühren der Telegraphenverwaltung ; vorans-
bezahlte Beträge für Weiterbeförderung , bezahlte Antwort,
Empfangsanzeigen rc. werden jedoch dem Aufgeber znrnck-
gezahlt , wenn die voransbezahlte Leistung nicht ausgeführt
worden ist.
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II , Das Verlangen , daß ein bereits abgegangenes

Telegramm nicht bestellt werde , muß mittels besonderen

Telegramms des Aufgebers an die Bestimmungsanstalt ge¬

richtet werden ; für dieses Telegramm sind die tarifmäßigen

Gebühren zu zahlen . Von dem Erfolge wird dem Aufgeber

brieflich Kenntniß gegeben . Verlangt der Aufgeber tele¬

graphische Auskunft , so hat er die Antwortsgebühren voraus-

zubezahlen . Die erlegten Gebühren für das Telegramm,

dessen Bestellung auf Verlangen unterdrückt wird , werden

nicht zurückgezahlt . Bei jeden : derartigen Verlangen hat

der Antragsteller das Ansuchen schriftlich zu stellen und sich

als Absender oder dessen Beauftragter auszuweisen.

s - 21.

Behandlung der Telegramme bet der Bestimmungsanstalt.

I . Die Telegramme werden bei der Aufnahme oz.

gleich nach der Ankunft bei der Bsstimmungsanstalt , wenn

die offene Bestellung nicht ausdrücklich verlangt ist , ver¬

schlossen und erforderlichen Falls mit Empfangsscheinen

versehen.
II.  Empfangsscheine werden nur ausgestellt für

Staatstelegramme
und

Telegramme mit bezahlter Empfangsanzeige.
III.  Die ankommenden Telegramme werden, wenn sie

nach dem Orte selbst gerichtet sind , so schleunig als möglich

bestellt ; wenn sie nach anderen zu dem Bestellbereich der

Bestimmungsanstalt gehörigen Orten bestimmt sind , der

Post bz. den Eilboten zur Weiterbeförderung mit möglichster

Beschleunigung zugeführt.
IV . Jedermann kann , erforderlichen Falls nach ge¬

hörigem Ausweis , (auch brieflich ) verlangen , daß die bei

einer Telegraphenanstalt ankommenden und in deren Bestell¬

bezirk ihm zuznstellenden Telegramme an eine von ihn : an-
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gegebene Adresse bestellt bz. weiter befördert werden
(vergl. Z. 15).

V. Wenn der Empfänger seinen Aufenthaltsort ver¬
ändert hat, so werden demselben die für ihn eingehenden
Telegramme an den neuen Aufenthaltsort nachtelegraphirt,
auch ohne daß dies ausdrücklich verlangt worden ist, sofern
dieser neue Aufenthaltsort des Empfängers unzweifelhaft
bekannt ist, und sich daselbst eine Reichs-Telegraphenanstalt
befindet(vergl. Z. 15).

8- 23.
Bestellung der Telegramme bei der Bestimmungsanstalt.

I. Die Bestimmuugsanstalt sendet die eingegangenen
Telegramme ohne Aufenthalt nach der Wohnung des Em¬
pfängers, bz. nach dem in der Aufschrift bezeichneten Ort,
oder nach der Post.

II. Staats-, sowie Dienst- und dringende Privat¬
telegramme werden mit Vorrang vor anderen Telegrammen
bestellt.

III. Zur Vollziehung des Empfangsscheines über ein
an eine Behörde oder deren Vorstand gerichtetes Staats-
tclegramm kann, wenn nicht eine besondere schriftliche Ver¬
fügung darüber getroffen ist, nur der Vorstand der be¬
treffenden Behörde, oder, in dessen Abwesenheit, sein Stell¬
vertreter als berechtigt angesehen werden.

IV. Privattelegramme, sowie dienstliche Telegramme,
welche nicht an eine Behörde oder deren Vorstand gerichtet
sind, können in der Wohnung des Empfängers an diesen
selbst, an ein erwachsenes Mitglied seiner Familie, an einen
Geschäftsgehülfen, einen Dienstboten, den Gast- oder Haus¬
wirts? oder den Portier des Gasthofes bz. des Hauses ab¬
gegeben werden, insofern der Empfänger für derartige Fälle
nicht einen besonderen Bevollmächtigten der Anstalt schrift¬
lich namhaft gemacht, oder der Aufgeber die eigenhändige Be¬
stellung in der Aufschrift des Telegramms nicht verlangt hat.
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V . Sofern Privatbriefkasten oder Einwürfe sich an

der Thür rc . der Wohnung des Empfängers befinden , kön¬

nen die Telegramme , für welche Empfangsscheine nicht ans¬

gestellt sind , in jene Briefkasten re. gesteckt werden . Tele¬

gramme , welche den Vermerk .-eigenhändig " tragen , sind

jedoch stets an den Empfänger selbst zu bestellen ; Tele¬

gramme , welche die Bezeichnung „ bahnhoflagernd " tragen,

werden an den Bahnhofsvorsteher oder dessen Stellvertreter

abgegeben.

VI . Die an Reisende nach einem Gasthof gerichteten

Telegramme werden , wenn der Empfänger noch nicht ein-

getroffeu ist, an den Wirth ec. des Gasthofes mit dem Er¬

suchen abgegeben , das Telegramm vorläufig in Verwahrung

zu nehmen , bz . dasselbe dem Empfänger bei seinem Ein¬

treffen auszuhändigen . Am Tage nach der erfolgten Ueber-

gabe eines solchen Telegramms wird dasselbe , wenn die

Ilebergabe an den Empfänger inzwischen nicht hat bewirkt

werden können , durch einen Zoten gegen Hinterlassung

eines BenachrichtignngSzettels wieder abgehvlt und zur

Berkehrsanstalt zurückgebracht . Diese erläßt nunmehr die

Unbestellbarkeitsmeldung an die Aufgabcanstalt ; im Uebrigen

wird das Telegramm wie alle übrigen unbestellbaren Tele¬

gramme behandelt.

VII . Ist weder der Empfänger noch sonst Jemand

anfzusindeu , der das Telegramm annimmt , so hat der Bote,

wenn cS sich um ein Telegramm handelt , für welches ein

Empfangsschein ausgefertigt ist , oder wenn sich für die

Bestellung eines Telegramms ohne Empfangsschein ein

Privatbriefkasten oder ein anderer Weg der Bestellung nicht

darbietet , einen Benachrichtigungszettel in der Wohnung rc.

des Empfängers zurückzulassen bz. an die Etugangsthür

anzuhefteu , das Telegramm selbst aber zur Anstalt zurück-

zubriugen . Mit den Telegrammen , welche mit einem Ver¬

merk wegen der eigenhändigen Bestellung versehen sind , ist



in gleicher Weise zu verfahren , wenn der bezcichnete Em¬
pfänger selbst nicht angetroffen wird.

V !II . Wenn der Bote bei der Bestellung von Tele¬
grammen mit Empfangsscheinen den Empfänger nicht selbst
antrifft und daS Telegramm einem Anderen anshändigt,
hat der Letztere in dein Empfangsschein seiner eigenen
Unterschrift das Wort „für " und den Namen des Empfän¬
gers beizufügen.

IX . Dem Boten ist die Annahme von Geschenken
untersagt.

Z. 23.

Unbestellbare Telegramme.

I . Von der Unbestellbarkeit eines Telegramms und
den Gründen der Unbestellbarkeit wird der Aufgabeanstalt
telegraphisch Meldung gemacht . Liegt für die Unbestellbar-
keit eines Telegramms ein Grund vor , welcher nicht ohne
Weiteres aus dienstlicher Veranlassung beseitigt werden
kann und mnß , und ist der Absender des unbestellbaren
Telegramms aus der Unterschrift oder auf andere Weise
mit genügender Sicherheit bekannt : dann wird die Un-
bestellbarkeiismeldung diesem gegen Bezahlung einer Gebühr
von 30 Pfennig übermittelt . Der Ausgeber kann die Auf¬
schrift des unbestellbar gemeldeten Telegramms nur durch
ein bezahltes Telegramm vervollständigen , berichtigen oder
bestätigen.

II . Ein Telegramm , welches von dem abtragenden
Voten als unbestellbar zur Anstalt zurückgebracht wird , ist
bei der letzteren aufzubewahren . Hat sich innerhalb sechs
Wochen der Empfänger zur Empfangnahme des Telegramms
nicht gemeldet , so wird solches vernichtet . In gleicher Weise
wird mit Telegrammen verfahren , welche die Bezeichnung:
„amts - --, „post-" oder „bahnhoflagernd " tragen.
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8- 24.
Gewährleistung.

I . Die Telegraphenverwaltung leistet für die richtige
Ileberkünft der Telegramme oder deren Ileberkünft und
Zustellung innerhalb bestimmter Frist keinerlei Gewähr und
hat Nachtheile , welche durch Verlust , Verstümmelung oder

Verspätung der Telegramme entstehen , nicht zu vertreten.
II . Die entrichtete Gebühr wird jedoch erstattet:

n) für ein Telegramm , welches durch Schuld des Tele¬
graphenbetriebes gar nicht oder mit bedeutender
Verzögerung in die Hände des Empfängers ge¬
langt ist;

b) für ein verglichenes Telegramm , welches in Folge
Verstümmelung erweislich seinen Zweck nicht hat
erfüllen können.

Die Beschwerden oder Rückforderungen sind bei der Auf¬

gabeanstalt eiuzureicheu . Als Beweisstück ist beizufügen:
eine schriftliche Erklärung der Bestimmungsanstalt

oder des Empfängers , wenn das Telegramm nicht
angekommen ist,

die dem Empfänger zugestellte Ausfertigung , wenn
es sich um Verstümmelung oder Verzögerung
handelt.

III . Bei Rückforderungen wegen Verstümmelungen
muß nachgewieseu werden , daß und durch welche Fehler

das Telegramm derart verstümmelt ist, daß cs seinen Zweck
nicht hat erfüllen können.

IV . Jeder Anspruch auf Erstattung der Gebühr muß
bei Verlust des Anrechtes innerhalb zweier Monate , vom

Tage der Erhebung au gerechnet , anhängig gemacht werden.
V. Die Erstattung bezieht sich lediglich auf die Ge¬

bühr einschließlich der Nebengebühren der Telegramme
selbst, welche verzögert , verstümmelt , oder nicht augekommen
sind , und auf die Gebühren der ün Z. 2ö vorgesehenen

Telegramme , nicht aber auf die Gebühren solcher Tele-
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gramme , welche etwa durch die Verzögerung , Verstümme¬
lung oder Nichtankunft jener Telegramme veranlaßt oder
nutzlos gemacht worden sind.

Z. 25.
Berichtignngstelegramme.

I . Alle Telegramme , welche behufs Berichtigung oder
Ergänzung eines beförderten oder in der Beförderung be¬
griffenen Telegramms zwischen dem Aufgeber und dem
Empfänger , oder von einem der beiden mit einer Tele¬
graphenanstalt gewechselt werden , find Privattelegramme,
für welche der Aufgeber die dafür entfallenden Gebühren
zu entrichten hat . Die Gebühren werden erstattet , wenn
die betreffende Mittheilung durch einen der Umstände be¬
gründet ist, welche nach den Bestimmungen des Z. 24 Anlaß
zur Rückzahlung der Gebühr geben . Handelt es sich hierbei
um Berichtigung von dienstlichen Versehen in nicht ver¬
glichenen Telegrammen , daun werden nur die Gebühren
desjenigen Telegramms erstattet , durch welches die Berichti¬
gung des Ursprungstelegramms bewirkt worden war.

II.  Die Telegraphenanstalt , welche ein berichtigendes
oder ergänzendes Telegramm der unter I . angegebenen Art
empfängt , giebt demselben Folge und antwortet , wenn dis
Antwort bezahlt ist , innerhalb der hierdurch gegebenen
Grenze.

III.  Die vorstehend behandelten Berichtigungstele-
gramme dürfen von den Telegraphenanstalten nur dann
angenommen werden , wenn der Aufgeber derselben sich als
Aufgeber oder Empfänger des betreffenden Ursprungs¬
telegramms oder als Bevollmächtigter eines derselben aus¬
gewiesen hat.

Z. 26.
Nachzahlung und Erstattung von Gebühren.

I . Gebühren , welche für beförderte Telegramme zn
wenig erhoben sind , oder deren Einziehung vom Empfänger

3
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nicht erfolgen konnte, — sei es, daß derselbe die Bezahlung
verweigert hatte, sei es, daß er nicht aufgefunden worden
war, — hat der Absender auf Verlangen nachzuzahlen.
Jrrthümlich zu viel erhobene Gebühren werden dem Auf¬
geber zurückgezahlt.

II. Der Betrag der vom Aufgeber zu viel verwende¬
ten Werthzeichen wird jedoch nur auf seinen Antrag erstattet.

8- 27.
Telegrammabfchriften.

I. Der Aufgeber und der Empfänger, falls sie sich
als solche gehörig ausweisen, sind berechtigt, sich beglaubigte
Abschriften der von ihnen aufgegebenen, bz. der an sie ge¬
richteten Telegramme ausfertigen zu laßen, wenn sie Ort
und Tag der Aufgabe genau angeben können, und die
Urschriften noch vorhanden sind. Diese Urschriften werden
in der Regel 6 Monate lang aufbewahrt.

II. Für jede Abschrift eines unter Angabe der Auf¬
gabezeit und des Aufgabeortes genau bezeichnten Tele¬
gramms sind bei Telegrammen bis zu 100 Worten 40 Pfen¬
nig, bei längeren Telegrammen 40 Pfennig mehr für jede
Reihe von 100 Worten oder einen Theil derselben zu ent¬
richten. Bei ungenau bezeichnten Telegrammen sind außer
der Schreibgebühr die durch die Aufsuchung des Telegramms
entstehenden Kosten zu zahlen.

Z. 28.

Telegraphen-Nebenstationen und-Nevenanlagen. Fernsdrech-
anlagen.

Die Bedingungen für Telegraphen Nebenstationen und
-Nebenanlagen, sowie für Fernsprechanlagen in größeren
Städten und deren Umgebung werden vom Neichs-Postamte
festgesetzt.
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< Z. 29.
Geltungsbereich.

I. Die vorstehenden Bestimmungen gelten, soweit nicht
Abweichungen ausdrücklich vorgeschrieben sind, auch für die
Telegramme, welche unter Benutzung von Eisenbahntele¬graphen befördert werden.

H. In Bezug auf den telegraphischen Verkehr mit
dem Auslands kommen die Bestimmungen der bezüglichen
Telegraphenverträge zur Anwendung.

Z. 30.
Zeitpunkt der Einführung.

Gegenwärtige Telegraphenordnung tritt am 1. Oktober
1880 in Kraft.

Berlin, den 13. August 1880.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Fürst von Hohenlohe.
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Gesetzblatt
für das

Hevzogthum Aldenburg.

XXV . Band . (Ausgegcben dm 1. Octbr. 1880.) 62 . Stück.

Inhalt:
109. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23. September

1880, betreffend die Publikation der Aendernng und Ergän¬
zung der Bestimmungen im Abschnitt II . b. der Signal -Ord¬
nung für die Eisenbahnen Deutschlands vom 20. Juni 1880.

,ca, 110. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23. September
1880, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 16. Juli
1879 über die Besteuerung des Tabacks.

109.

Bekanntmachung des Staatsministcrinms , betreffend die Publikation der
Aendernng und Ergänzung der Bestimmungen im Abschnitt II . b.
der Signal -Ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands vom 20. Juni
1880.

Oldenburg, den 23. September 1880.

Nachdem die vom Bundesrathe des Deutscheil Reichs
auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfassung
beschlossene Aendernng lind Ergänzung der Bestimmungen
im Abschnitt li . b. der Signal-Ordnung für die Eisenbah¬
nen Deutschlands vom 20. Juni 1880 in X<>. 26 des Cen¬
tralblattes für das Deutsche Reich veröffentlicht worden.
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wird dieselbe für das Oldenburgische Staatsgebiet hierdurch
in Nachstehendem publicirt.

Oldenburg, den 23. September 1880.
Staatsministerimn.

Departement des Innern.
Jansen.

Or. Driver.

Aerr- erimg und Grg «r»rzmsg
der

Bksti'üinuttiM im Abschnitt II. 1). der Signat-Brdnung
für die Eisenbahnen Deutschlands.

Alts Grund der Artikel 42 und 43 der Neichsverfassnng
hat der Bundesrath nachstehende Aenderung und Ergänzung
der Signal-Ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands(Be¬
kanntmachungen vom 4. Januar 1875 — Central-Blatt für
das Deutsche ReichS . 73 — und vom 12. Juni 1878 —
Central-Blatt für das Deutsche ReichS . 363 —) in Bezug
auf den Abschnitt II. 1>. beschlossen:

I.

In die Bestimmung unter M. 15 wird statt der Worte
— „In einer Entfernung von 600 bis 1000 m" — ge¬
setzt— „In angemessener Entfernung—

It.

Hinter 15 wird Folgendes eingeschaltet:
Wo es für nothwendig erachtet wird, die Ablenkung

der Züge vom durchgehenden Geleise durch Signale am op-
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tischen Telegraphen kenntlich zu machen , gelten folgende
Bestimmungen:

1. Die Ablenkung in ein abzweigendes Geleis ist stets
an demselben Telegraphenmost zu signalisiren , an
welchem sich das Signal für das Verbleiben im
durchgehenden Geleise befindet.

2. Die Anwendung von Bahnhofs -Aussahrtssignalen ist
gestattet ; in der Regel sind dieselben vor dem zu
deckenden Punkte aufzustellen . In Ausnahmefällen
können die Signalzeichen für die Ausfahrt an einem
und demselben Telegraphenmaste mit dem Signal¬
zeichen für die Einfahrt angebracht werden , sofern
ihre Erkennung dem verantwortlichen Stationsbeam¬
ten direkt möglich ist, oder durch Nachahmnngssignale
möglich gemacht wird.

3 . Die Signale sind , in der Richtung des fahrenden
Zuges gesehen, folgende:

Einfahrt ist gesperrt.
Für das durchgehende und das abzweigende Geleis

(Ablenkung)
bei Tage:

Der obere  Telegraphen-
arm muß nach rechts wage¬
recht gestellt sein.

bei Dunkenheit:
Die obere  Signallaterne

am Telegraphenmaste zeigt
nach Außen rothes  Licht
und nach Innen (dem Bahn¬
hofe zugekehrt ) grünes  Licht.
(Die andere Signallaterne
zeigt kein Licht.)

IL . Einfahrt ist frei.
n) Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)

bei Tage:
Der obere  Telegraphen¬

arm muß schräg rechts nach

bei Dunkelheit:
Die obere  Signallaterne

ani Telegraphenmaste zeigt
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oben gerichtet sein (unter ei¬
nem Winkel von etwa 45°).

d) Für das abzweige!
bei Tage:

Beide Telegraphenarme
müssen schräg rechts nach
oben gerichtet sein (unter ei¬
nem Winkel von etwa 45°).

nach Außen grünes Licht
und nach Innen (dem Bahn-
Hofe zugekehrt) weißes Licht.
(Die andere Signallaterne
zeigt kein Licht.)
e Geleis (Ablenkung)

bei Dunkelheit:
Beide Signallaternen am

Telegraphenmaste zeigen nacb
Außen grünes Licht und
nach Innen (dein Bahnhofe
zugekehrt) weißes Licht.

M. Ausfahrt ist gesperrt.
Für das durchgehende und das abzweigende Geleis

(Ablenkung)
bei Tage:

Der obere Telegraphen¬
arm muß nach rechts wage¬
recht gestellt sein.

bei Dunkelheit:
Die obere  Signallaterne

am Telegraphenmaste zeigt
nach Innen (dem Bahnhofe
zugekehrt) rothes  Licht und
nach Außen (der freien Bahn¬
strecke zugekehrt) weißes
Licht. (Die andere Signal¬
laterne zeigt kein Licht.)

I ». Ausfahrt rst frei.
n) Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)

bei Tage:
Der obere  Telegraphen¬

arm muß schräg rechts nach
oben gerichtet sein (unter ei¬
nem Winkel von etwa 45°).

bei Dunkelheit:
Die obere  Signallaterne

am Telegraphenmaste zeigt
nach Innen (dem Bahnhofe
zugekehrt) weißes  Licht und
nach Außen ist dieselbe ge¬
blendet. (Die andere Sig¬
nallaterne zeigt kein Licht.)
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d) Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)
bei Tage:

Beide Telegraphenarme
müssen schräg rechts nach oben
gerichtet sein (unter einem
Winkel von etwa 45 °) .

bei Dunkelheit:
Beide  Signallaternen am

Telegraphenmaste zeigen nach
Innen (dem Bahnhofe zuge¬
kehrt) weißes  Licht und
nach Außen sind dieselben
geblendet.

Die Herstellung hiervon abweichender Signale am Tele¬
graphenmaste für die Einfahrt oder die Ausfahrt ist nur
mit Genehmigung der zuständigen Landesbehörde unter Zu¬
stimmung des Reichs -Eisenbahn -Amtes im Einzelfalle zu¬
lässig.

III.

Die Bestimmungen unter I . und II . treten mit dem
1. Oktober 1880 in Kraft.

Insofern auf einzelnen Bahnen die Einführung der
durch vorstehende Bestimmungen angevrdneten Signalvor¬
richtungen ohne besondere Schwierigkeiten bis zum vvrge-
dachten Termin nicht zu bewirken ist , können für deren
Ausführung von der betreffenden Landesregierung mit Zu¬
stimmung des Reichs -Eisenbahn -Amtes angemessene Fristen
bewilligt werde :;.

Die von den Aufsichtsbehörden oder Eisenbahn -Ver¬
waltungen erlassenen Ausführnngsbestimmungen sind dem
Reichs -Eisenbahn -Amt mitzntheilen.

Berlin , den 20 . Juni 1880.

Der Reichskanzler,
v. Bismarck.
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Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Ausführung des
Gesetzes vom 16 . Juli 1879 über die Besteuerung des Tabacks.

Oldenburg , den 28 . September 1880.

Das Staatsmiiiisterium macht hierdurch zur allgemei¬
nen Kenntnißuahme und Nachachtung bekannt , daß vom
Bundesrathe die nachfolgenden Ansführungsbeflimungen
zu dem Gesetze vom 16 . Juli 1879 , betreffend die Besteue¬
rung des Tabacks , getroffen worden sind:

1. Koutrole -Vvrschriften für die Verwendung von Sur¬
rogaten bei der Tabacksfabrikation Bundesraths¬
beschluß vom 27 . November 1879 . —

2. Vorschriften zur Ausführung des Gesetzes vom 16 . Juli
1879 — Bundesrathsbeschluß und Bekanntmachung
des Reichskanzlers vom 25 . März 1880 . —

3. Dienstvorschriften , betreffend die Besteuerung des
Tabacks . — Bundesrathsbeschluß vom 29 . Mai
1880 . —

4 . Regulativ , betreffend die Niederlagen für unver¬
steuerten inländischen Taback . — Bnndesrathsbeschluß
vom 29 . Mai 1880 . —

5. Anleitung zur Aufstellung der Ueberstchten über die
Besteuerung des Tabacks . — Buudesrathsbeschluß
vom 7. Juni 1880 . —

6. Regulativ , betreffend die Kreditirung der Tabacks-
gewichtSsteuer . — Bundesrathsbeschluß vom 16 . Juli
1880 . —
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Vorstehend aufgefnhrte Bestimmungen sind alsbald nach
ihrer Feststellung im Centralblatt für das Deutsche Reich
veröffentlicht und können bei dem Hauptsteueramte zu Olden¬
burg und den Hauptzollämtern zn Brake und Varel einge¬
sehen werden.

Oldenburg , den 23 . September 1880.

Staatsmluisterium.
Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Bödeker.
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Gesetzblatt
für das

Hevzogthrrrn Oldenburg.
-^ SLSiS -̂ -

XXV . Band . (Ausgegebm den 27. Octbr. 1880.) 63 . Stück.

Inhalt:
111. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1. October

1880, betreffend die Ausführung des Fischereigesetzes für das
Herzogthum Oldenburg.

112. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 16. October
1880; betreffend die Verleihung juristischer Persönlichkeit an
die höhere Töchterschule zu Jever.

111.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Ausführung des

Fischereigesetzes für das Herzogthum Oldenburg.
Oldenburg, den 1. October 1880.

Die Bestimmungen im Z. 4 Ziff. 4 der Bekanntmachung
des Staatsministeriums vom 12. November 1879, betreffend
die Ausführung des Fischereigesetzes für das Herzogthum
Oldenburg vom 17. März 1879, werden mit Höchster Ge¬
nehmigung dahin abgeändert, daß beim Fischfang die bis¬
herigen Fanggeräthe mit einer geringeren Maschenweite als
2,5 Zentimeter noch bis zum 31. December 1881 angewandt
werden dürfen und daß für den Aalfang Fanggeräthe mit
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r -7

einer Maschenweite von wenigstens 1,2 Centimenter zu¬

lässig sind.

Oldenburg , den 1. October 1880.
Staatsministerimn.

Ruhstrat.

vr . Driver.

M 112.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Verleihung juristi¬

scher Persönlichkeit an die höhere Töchterschule zu Jever.
Oldenburg , den 16 . October 1880.

Das Staatsministerium bringt hiedurch zur öffentlicheu

Kunde , daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht

haben , der höheren Töchterschule zu Jever auf Grund der

vorgelegten Statuten die Rechte einer juristischen Person

zu verleihen.

Oldenburg , den 16 . October 1880.
Slaatsmimsterium.

Departement der Kirchen und Schulen.

Tappenbeck.

Barqmann.
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Gesrhblatt
für das

Hevzogthrrm Oldenburg.

XXV. Band. (Ausgegeben den 12. Nov. 1880.) 64. Stück.

Inhalt:
113 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 30 . October

1880 , betreffend den Handel mit Giften.

114 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 2. November

1880 , betreffend die Verleihung der Rechte einer juristischen

Person an den Turnerbnnd zu Elsfleth.

XZ 113.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend den Handel mit

Giften.

Oldenburg , den 30 . October 1880.

Auf Grund des Artikels9 Z. 6 des Gesetzes vom
5. December 1868, betreffend die Organisation des Staats¬
ministeriums rc. , wird hiedurch mit Höchster Genehmigung
angeordnet, daß die Bekanntmachung des Staatsministe¬
riums vom 6. December 1879, betreffend den Handel mit
Giften, auch auf die von den Aerzten und Thierärzten ge¬
haltenen Hausapotheken Anwendung finden soll.



Es genügt jedoch, wenn für die Hausapotheke
statt der Giftkammer (Z. 3 Abs. t der Bekannt¬

machung vom 6. December 1879 ) ein nach Maß¬
gabe des §. 3 eingerichteter verschlossener Giftschrank
vorhanden ist

und

für die im Z. 4 der Bekanntmachung vom 6. De¬
cember 1879 bezeichneten Giftarten zusammen nur
Ein Exemplar der dort erwähnten Geräthe gehalten
und in dem Giftschrank aufbewahrt wird.

Oldenburg , den 30 . October 1880.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jans en.

Millers.

.HZ 114.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Verleihung der

Rechte einer juristischen Person an den Turnerbund zu Elsfleth.
Oldenburg , den 2. November 1880.

Das Staatsministerium macht hierdurch bekannt , daß
Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht haben , dem
Turnerbund zu Elsfleth , welcher durch die Generalver¬
sammlung vertreten und durch einen aus sechs Mitgliedern
bestehenden , in der alljährlich im November Statt finden¬
den ordentlichen Generalversammlung zu wählenden Vor¬
stand verwaltet wird , auf Grund der 1, 7 und 9 der
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vorgelegten Statuten die Rechte einer juristischen Person
zu verleihen.

Oldenburg , den 2. November 1880.

Staatsministerinm.
Departement des Innern.

In Vertretung:

Ruhstrat.

Millers.
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